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Neuer Rekord bei Leiharbeit 
stern, 30.12.10, www.bundesregie-
rung.de. rül Ende Dezember war die 
Zahl der Leiharbeitnehmer/innen in 
Deutschland auf einen neuen Rekord-
stand gestiegen: Eine Million Leihar-
beitnehmer. Noch nie gab es in die-
sem Land so viele Leiharbeitnehmer/
innen. Die Firma Manpower, einer 
der großen Konzerne auf diesem Ge-
schäftsfeld, feierte das in Berlin am 
30. Dezember öffentlich im Beisein der 
Presse. Wenige Tage später meldete die 
Agentur für Arbeit die neuesten Ar-
beitsmarktzahlen. In der Öffentlich-
keit beachtet wurden dabei zumeist 
die Arbeitslosenzahlen, die saisonbe-
dingt wegen des kalten Wetters leicht 
stiegen. Mindestens ebenso interessant 
aber war eine Strukturinfo der Agen-
tur für Arbeit über die Entwicklung der 
Zahl der sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten. Danach waren Ende 
Oktober 2010 (die Agentur veröffent-
licht diese Schätzzahlen immer mit 
einer Verspätung von drei Monaten) 
etwa 498 000 Menschen sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigt, als Ende 
Oktober 2009. Davon waren 283 000 
neue Vollzeitbeschäftigte, 215 000 neue 
Teilzeitbeschäftigte. Da der Anstieg 
der Leiharbeit im gleichen Zeitraum 
zwischen 180 000 bis 200 000 Personen 
lag, bedeutet das: mindestens 40 Pro-
zent der 2010 neu entstandenen Jobs 
sind Leihjobs. 

Europäische Bürgerinitiative
www.europarl.eu – rog Nach Beratun-
gen und Abstimmung im Europäischen 
Parlament liegt eine Einigung über 
die Modalitäten für die Durchführung 
einer europäischen Bürgerinitiative 
vor, die im Lisabon-Vertrag verankert 
wurde. Zur Initiierung einer Initiative 
muss sich ein Ausschuss mit Vertretern 
aus mindestens sieben Mitgliedsstaa-
ten bei der Europäischen Kommission 
registrieren lassen. Die Kommission 
prüft die Initiative auf Zulässigkeit. 
In der Folge haben die Initiatoren ein 
Jahr Zeit, um die Anzahl von mindes-
tens einer Millionen Unterschriften zu 
sammeln, die aus mindestens einem 
Viertel der Mitgliedsstaaten stammen 
müssen. Die Mindestzahl der zu sam-
melnden Unterschritten reicht von 
3 750 (Malta) bis zu 74 250 
(Deutschland). Am Ende 
des Verfahrens entscheidet 
die Kommission innerhalb 
von drei Monaten darüber, 
ob die Initiative in ein neu-
es Gesetzesvorhaben mün-
det oder nicht. Sie muss 
ihre Entscheidung öffent-
lich begründen. Ausdrück-
liches Ziel des Parlamentes 

war es, die Bürgerinitiative so einfach 
und benutzerfreundlich wie möglich 
zu gestalten. Dies mit einigem Erfolg. 
Die Zulässigkeitsprüfung steht nun am 
Anfang der Initiative und nicht erst 
nach dem Sammeln der ersten 300 000 
Unterschriften. Die Zahl der beteilig-
ten Mitgliedsstaaten wurde von einem 
Drittel auf ein Viertel reduziert. Die 
Herausgabe eines Leitfadens, die Ein-
richtung einer zentralen Kontaktstelle 
und die Bereitstellung eines kostenlo-
sen Online-Sammelsystems sollen die 
Arbeit von Initiatoren erleichtern. Die 
Mitgliedsstaaten müssen die EU-Ge-
setzgebung innerhalb eines Jahres in 
nationales Recht umgesetzt haben, so 
dass Initiativen ab Anfang 2012 mög-
lich sein werden.

Damit wird die komplexe Rechtset-
zungspraxis der EU um ein weiteres 
Element erweitert, dass es kollektiven 
Akteuren erlaubt, relativ unabhängig 
von den jeweiligen Politiken des Rates 
und der Kommission eigene legislative 
Initiativen zu starten. Anders als bei 
der Rechtsetzungskompetenz der So-
zialpartner, bei der aufgrund der insti-
tutionellen Struktur (auf europäischer 
Ebene wird nur verhandelt, was natio-
nal ausreichend tradiert ist), wesentlich 
bekannte Gegenstände angefasst wer-
den, können mit der Bürgerinitiative 
aktuelle Fragen und gesellschaftliche 
Veränderungen thematisiert werden – 
allerdings wohl auch mit der Gefahr, 
dass bei besonders strittigen und ex-
plosiven Themen Partikularinteressen 
gepuscht werden.

Gaspipeline in Konkurrenz zu Gas-
prom
Der standart, 13.1., faz. 13.1. maf. 
Letzte Woche unterzeichneten EU-
Kommissionspräsident José Manuel 
Barroso und sein Energiekommissar 
Günter Oettinger bei ihrem Besuch 
in Baku eine Vereinbarung, mit der 
Aserbaidschans Staatschef Ilham Ali-
jew eine Zusage für die Lieferung von 
Gas für die geplante Nabucco-Pipeline 
macht. Das Pipeline Projekt Nabucco 
erschließt Gasfelder in Aserbeidschan 
und Irak. Geplant ist auch die Ausbeu-
tung von Vorkommen in Turkmenis-
tan, der Anschluss über das kaspische 
Meer soll mit Tankschiffen erfolgen. 
Parallel zu den von der EU vorangetrie-
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benen Planungen arbeitet der russische 
Staatskonzern Gasprom an einem Gas-
leitungsprojekt „South stream“. Fach-
leute bezweilen, dass die Vorkommen 
zum wirtschaftlichen Betrieb sämt-
licher geplanter Projekte ausreichen. 

EU-Kommissar Barnier zu Banken-
risiken
taz, 7.1. hav. 2 000 Milliarden Euro ha-
ben die Steuerzahler Europas während 
der Finanzkrise aufgebracht, um Ban-
ken vor dem Zusammenbruch zu be-
wahren. Damit das nicht noch einmal 
passiert, stellt EU-Kommissar Michel 
Barnier nun zur Debatte, die Banken 
europaweit besser zu beaufsichtigen 
und die Kapitalgeber am Risiko zu 
beteiligen. Barniers Katalog beinhal-
tet, dass die nationalen Bankenaufse-
her die Institute verpflichten dürfen, 
frühzeitig Notfallpläne für den Kri-
senfall aufzustellen. Dazu könne es 
auch gehören, so Barnier, dass Institute 
ihre Geschäftsmodelle ändern müssen, 
damit es nicht zu einer Krise kommt. 
Die staatliche Aufsicht würde dann 
präventiv bestimmte risikoreiche Ge-
schäfte der Banken einschränken oder 
untersagen. Darüber hinaus könnte 
die Bankenaufsicht im Krisenfall das 
Management eines Instituts austau-
schen, die Bank zerlegen und teilweise 
verstaatlichen. Es wäre auch möglich, 
Institute ganz oder teilweise abzuwi-
ckeln und zu schließen. Um die Verluste 
zu decken, sollen künftig nicht nur die 
Aktionäre, sondern auch entferntere 
Kapitalgeber der Bank haften – etwa 
Investoren, die Unternehmensanleihen 
des jeweiligen Instituts gekauft haben. 
Diese könnten gezwungen werden, auf 
ihr Kapital zu verzichten. 

Protest kommunistischer Parteien
red globe, 2.1. hav. Die Außenminis-
ter Bulgariens, Lettlands, Litauens, 
Ungarns, Rumäniens und Tschechiens 
hatten gegenüber der EU das Ansin-
nen vorgetragen, dass die sogenannte 
„Leugnung der Verbrechen des Kom-
munismus“ als Straftatbestand in EU-
Recht übernommen werden soll. In ei-
ner gemeinsamen Erklärung weisen 38 
kommunistische und Parteien aus 32 
OSZE-Ländern diese antikommunis-
tische Attacke zurück. „Es handelt sich 
dabei um einen gefährlichen Versuch, 
die bereits bestehenden gesetzlichen 
Verfolgungen und ähnliche Maßnah-
men zu generalisieren, die in mehreren 
EU-Ländern schon jetzt gegen all jene 
Personen in Kraft sind, die die Ver-
leumdungen gegen den Sozialismus, 
wie wir ihn kennen, zurückweisen“, 
heißt es in dem in Athen veröffent-
lichten Dokument. Es sei ein Versuch, 
all jene Menschen strafrechtlich zu 
verfolgen, die gegen die Entstellungen 
der Geschichte des Zweiten Weltkrie-

ges, die Verleumdungen der positiven 
Entwicklungen in den sozialistischen 
Ländern und die Gleichsetzung von 
Kommunismus und Faschismus auf-
treten. Die Parteien betonen, dass diese 
Initiative der sechs Minister zu einem 
Zeitpunkt vorgetragen wurde, zu dem 
die Kämpfe der Arbeiterklasse stärker 
werden. „Die Kommunisten sind zum 
Angriffspunkt der Bourgeoisie gewor-
den, weil sie in der ersten Reihe der 
Kämpfe stehen, mit denen verhindert 
werden soll, dass ausschließlich den 
Schaffenden die Lasten der kapitalis-
tischen Krise aufgebürdet werden, und 
sie stehen auch deshalb im Zentrum der 
Attacken, weil sie die einzigen sind, die 
eine Lösung bezüglich der kapitalisti-
schen Barbarei haben.“ 

Ungarn fordert Überprüfung der Zen-
survorschriften aller EU-Länder 
telepolis, 8.1. hav. Am 1. Januar trat 
in Ungarn ein neues Mediengesetz in 
Kraft, das von Politikern aus anderen 
Ländern kritisiert wurde und nun auf 
seine Vereinbarkeit mit europäischen 
Regeln überprüft werden soll. Minis-
terpräsident Orban meinte nun, dass 
er solch eine Überprüfung durchaus 
zulassen wolle, forderte aber für diesen 
Fall eine Kontrolle der Mediengeset-
ze aller europäischen Länder. Bereits 

in den vergangenen Wochen hatte der 
Ministerpräsident darauf verwiesen, 
dass keine einzige Regelung in dem 
Gesetz existiere, die es nicht in mindes-
tens einem anderen EU-Land ebenfalls 
gebe. Diese Behauptung ist durchaus 
nicht ohne Grundlagen. Bei einer ob-
jektiven Betrachtung der Rechtslagen 
müssten sich unter anderem Deutsch-
land, Frankreich, Großbritannien, Ita-
lien und Spanien Gedanken darüber 
machen, ob Teile ihrer Jugendschutz-, 
Abmahn-, Internet- und Pressegesetze 
nicht ähnlich negative Auswirkungen 
auf die Redefreiheit haben wie ihre 
Entsprechungen im neuen ungarischen 
Regelwerk. Auch der EU-Kommission 
scheint nicht klar zu sein, was denn die 
Pressefreiheit ist. Durch eine Anfrage 
der Europaparlamentsabgeordneten 
Abgeordneten Sophia in’t Veld, Ale-
xander Alvaro und Marietje Schaake 
wurde nämlich bekannt, dass das sup-
ranationale Exekutivorgan nach einer 
„fundierten juristischen Analyse“ zu 
dem Ergebnis kam, die von der türki-
schen Regierung eingesetzten Inter-
netsperren würden wahrscheinlich ge-
gen die Europäische Menschenrechts-
konvention verstoßen, während Innen-
kommissarin Cecilia Malmström das 
gleiche Instrument allen EU-Staaten 
per Direktive vorschreiben will.
� •

Raketendiplomatie
faZ, 11.1. maf. Die Installation eines irgendwie koordinierten Raketenabwehr-
Schutzschirms ist inzwischen das offizielle Ziel der Außenpolitik Russlands wie 
der USA. Laut FAZ vom 11.1.2011 gelten für die Nato Iran und Syrien als die 
beiden Ländern, von denen am schnellsten eine ernste Bedrohung durch ballis-
tische Raketen ausgehen könnte, danach kämen Nordkorea und Libyen. Russland 
hingegen hat den Ausbau einer Raketenabwehr, die rund um Moskau aufgestellt 
und vor allem gegen eine Bedrohung aus den USA gerichtet war, schon vor vielen 
Jahren aufgegeben. Die aktuellen russischen Vorschläge ergeben sich nicht aus 
dem Streben nach einem Raketenschutzschirm, sie sind das Angebot, das den 
USA ermöglichen sollte, von dem Bau von Radarstationen und Abschussrampen 
in Tschechien und Polen abzurücken. Laut FAZ will die Nato der russischen Seite 
nun ein wechselseitiges Informationsabkommen vorschlagen. Dieser Vorschlag 
hat vor allem politische Bedeutung. Ließe sich Russland darauf ein, könnte das als 
Unfreundlichkeit gegen Iran und die anderen oben genannten Staaten gewertet 
werden. Am 25./26. Januar wird in Brüssel der Nato-Russland-Rat tagen, der rus-
sische Nato-Botschafter Dimitri Rogosin erwartet konkrete Entscheidungen über 
das Datum, die Form, den Ort, das Ziel und die Zusammensetzung der Teilnehmer 
an einer gemeinsamen Russland-Nato-Übung für Raketenabwehr getroffen wer-
den. (faz, 11.1.1011, http://de.rian.ru/politics/20110111/258065643.html)
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Landesparteitag der Hamburger Linken zur Bürgerschaftswahl am 20. Februar 2011

Bisherige Abgeordnete als Spitzenkandidaten
Am 8. und 9. Januar wählte ein Parteitag 
der Partei Die Linke Hamburg die Kandida-
tinnen und Kandidaten für die vorgezogene 
Bürgerschaftswahl am 20. Februar und 
verabschiedete das Wahlprogramm. Das 
„Neue Deutschland“ berichtete in der Aus-
gabe vom 10. Januar über den Parteitag. 
Außerdem dokumentieren wir aus dem um-
fangreichen Wahlprogramms.

Schluss mit Zaghaftigkeit: Hamburger 
Linkspartei debattierte über Weg zur 
Bürgerschaftwahl

Von susann witt-stahl, hamburg, für 
neues Deutschland vom 10. Januar
Die K-Frage geisterte auch durch den 
Wahlparteitag der Hamburger Linken. 
Sie wurde aber für die Schärfung des 
eigenen Profils genutzt. Bei der Auf-
stellung der Landesliste würdigten die 
Delegierten die Arbeit ihrer noch am-
tierenden Bürgerschaftsfraktion – mit 
der Lizenz zum Weitermachen.

Die Hamburg-Wahl am 20. Februar 
sei die „Messlatte“ für alle Ergebnis-
se im Superwahljahr 2011. Mit diesen 
Worten nahm die Linken-Bundesvor-
sitzende Gesine Lötzsch ihre Genossen 
an der Waterkant gleich zur Eröffnung 

des Parteitags in die Pflicht.
Die Skandalisierung ihres Artikels 

„Wege zum Kommunismus“ in der 
„jungen Welt“ sorgte für ein großes 
Medien-Interesse an ihrem Auftritt am 
Samstagmorgen. Lötzsch räumte der 
K-Frage dann auch einen prominenten 
Platz in ihrer Wahlkampfrede ein. Sie 
betonte noch einmal, dass die Links-
partei „unwiderruflich mit dem Stali-
nismus gebrochen“ habe. Gegenteilige 
Behauptungen bezeichnete sie als „in-
trigant“. Die „hysterischen Reaktio-
nen“ seien ein untrügliches Zeichen für 
die große Verunsicherung der bürger-
lichen Politiker, die das Nachdenken 
über eine andere Gesellschaftsord-
nung offenbar als bedrohlich empfin-
den würden. Und sie mahnte die Bun-
desregierung, den Verfassungsschutz 
nicht zu instrumentalisieren, um die 
Partei „zu schikanieren und diskre-
ditieren“.

Den Linken-Wahlkämpfern empfahl 
sie, in die Offensive zu gehen: „Wir 
sind manchmal etwas zu zaghaft und 
verabreichen den Bürgern den demo-
kratischen Sozialismus in zu kleinen 
homöopathischen Dosen.“

Bundestagsfraktionschef Gregor 
Gysi beschwor die Hamburger Ge-
nossen, dem politischen Gegner die 
Stirn zu bieten: SPD und Grüne sei-
en „unionslastig“ und „Türöffner“ für 
Sozialabbau und andere Maßnahmen 
der neoliberalen Agenda. „Das einzige, 
was die verstehen, ist Stärke.“

Schließlich nahm auch Gysi das in-
kriminierte K-Wort noch einmal in 
den Mund: „Wir haben entschieden, 
dass wir keine kommunistische Partei 
sein wollen und werden.“ Die Vorwür-
fe gegen Lötzsch jedoch wies Gysi als 
„unfaire Unterstellungen“ zurück.

Den Schulterschluss mit ihrer Vor-
sitzenden übten auch die Hamburger 
Fraktionschefin Dora Heyenn und 
Linksjugend-Sprecherin Christin 
Bernhold. Letztere bezeichnete es als 
„Unding“, dass Spitzenpolitiker aus 
den eigenen Reihen, wie Bodo Ramelow, 
die antikommunistische Hetzkampag-
ne gegen Lötzsch unterstützt hätten.

Das Ringen um das Mammutpro-
jekt, die Verabschiedung des Wahlpro-
gramms, gestaltete sich zäh. Im Mittel-
punkt standen die Armutsbekämpfung 
und andere sozialpolitische Themen. 

„Machteroberung“?
Wenn es im Getriebe der Parteien 
kracht und knirscht, kommt regel-
mäßig der gute Rat, die Streitenden 
sollten sich besser ihren politischen 
Aufgaben – als Opposition, als Regie-
rung, in emanzipativen Bewegungen 
– zuwenden. Leider ergeben sich die 
innerparteilichen Differenzen in sie-
ben von acht Fällen aus Zweifeln des 
Publikums an der Bonität der Partei, 
die das schwindende Vertrauen nur 
zurückgewinnen kann, wenn sie ihre 
inneren Verhältnisse nach außen kehrt, 
normalerweise kein schöner Anblick. 
Was will die Öffentlichkeit von der 
Linken wissen, und warum will sie es 
jetzt wissen? Würde der Linke in Ham-
burg erstarkt in die Bürgerschaft ein-
ziehen, würde sie in Sachsen-Anhalt 
stärkste Partei und erreichte sie im 
prosperierenden Baden-Württemberg 
die fünf Prozent, so könnte das Publi-
kum die Partei nicht mehr wie bisher 
vor allem als Korrektiv zur herrschen-
den Mehrheit sehen, die Linke wäre 
vielmehr als Träger von politischer 
Macht zu beurteilen.

Gesine Lötzsch* hat in ihren Ausfüh-
rungen die aus dem 19ten Jahrhundert 
hergekommene Rede von der „Erobe-
rung der politischen Macht“ zustim-
mend aufgegriffen. In diesem Zusam-

menhang, dem der Macht, der „Befug-
nis zu zwingen (Kant)“, funktioniert 
„Kommunismus“ heute als Drohgebär-
de. Denn kommunistische Parteien ha-
ben unter Missachtung übergeordneter 
Menschenrechte staatliche Gewalt ein-
gesetzt, um die einmal eroberte Macht 
festzuhalten. Diese Tatsache wird als 
geschichtliche Erinnerung in der öf-
fentlichen Meinung aktiviert, sobald 
der Begriff „Kommunismus“ in öffent-
licher Rede fällt, tauchen Fragen auf, 
und wenn er von einer erstarkenden 
politischen Kraft gebraucht wird, wer-
den diese Fragen brennend.

Sie können vielleicht beantwortet 
werden, wenn unterschieden wird zwi-
schen dem Geltungsbereich von Ge-
sinnungen oder politischen Überzeu-
gungen einerseits und den Regeln, die 
für die Wahrnehmung politischer Äm-
ter gelten. Parteien bilden sich durch 
eigenmächtigen Zusammenschluss 
Gleichgesinnter. Das nennt man Ver-
einsfreiheit. Politische Macht wird 
durch Wahlen vergeben und zwar auf 
Zeit. Das nennt man parlamentarische 
Demokratie. Die Parteien stehen mit-
einander in einem Wettbewerb, der auf 
dem Wege freier und geheimer Wahlen 
ausgetragen wird. Die Parteien können 
sich über Zustimmung freuen und müs-
sen Ablehnung hinnehmen. Die Rechts-
ordnung setzt dem Wettbewerb Rah-
menbedingungen. Die „Eroberung der 

politischen Macht“ beschreibt dagegen 
eine Operationsweise, die zum Einsatz 
von Zwang gegen Menschenrechte und 
Menschlichkeit bereit gewesen ist. In 
der Programmatik der Linken finden 
sich viele Bekenntnisse zur Demokratie 
und zu den Menschenrechten. Mit ihrer 
Rede hat Gesine Lötzsch – sie sprach als 
Vorsitzende – die Partei in Zusammen-
hang mit der Traditionslinie „Erobe-
rung der politischen Macht“ gebracht. 
In der Folge dessen wird eine Klärung 
der Beziehung der Partei zur recht-
lichen Ordnung, zum durch Verfas-
sungsgrundsätze geordneten Rechts-
staat unumgänglich. 

Für das Bündel von Werturteilen und 
Überzeugungen unter dem Sammelna-
men Kommunismus bleibt übrig, was 
zum Beispiel den Christen blieb, als 
das Bündnis von Kirche und Thron 
Geschichte wurde, was den Liberalen 
blieb, als die Zeit des Terrors der Tu-
gend vorbei war. Auch unbewaffnet 
bleiben Überzeugungen im politischen 
Leben wirksam: als Basis von Kri-
tiken und Quelle alternativer Ideen. 
So kann das mit dem Kommunismus 
auch gehen, wenn man sich von der 
Zwangsvorstellung „Eroberung der 
politischen Macht“ gänzlich löst.

 martin fochler

* http://www.jungewelt.de/2011/01-03/001.php
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Die Linksjugend, aber auch andere 
Mitglieder, forderten eine unmissver-
ständliche Absage an eine Regierungs-
beteiligung. „Wir haben zu sehr mit den 
Grünen gekuschelt“, kritisierte eine 
Rednerin.

Schließlich wurden Aussagen zur 
antikapitalistischen Ausrichtung und 

engeren Zusammenarbeit mit der Par-
teibasis und außerparlamentarischen 
Organisationen ins Wahlprogramm 
aufgenommen. Einig waren sich die 
Genossen, dass an der kompromisslo-
sen friedenspolitischen „Hamburger 
Linie“ festgehalten werden soll. Zank-
apfel war aber wieder einmal der Impe-
rialismusbegriff. Der Bundestagsab-
geordnete Jan van Aken konnte sich mit 
seinem Antrag durchsetzen, ihn aus 
dem Programmentwurf zu entfernen.

Gestern dann die mit großer Span-
nung erwartete Aufstellung der Lan-
desliste. Die Plätze eins bis drei waren 
wie erwartet eine klare Angelegenheit. 
Die alten Hasen Dora Heyenn, Joa-
chim Bischoff und Christiane Schnei-
der wurden mit großer Mehrheit wieder 
an die Spitze gewählt. Schwerer hatte 
es Norbert Hackbusch, ebenfalls Bür-
gerschaftsmitglied. Er trat für Platz 
vier gegen seinen Fraktionskollegen 
Wolfgang Joithe an, konnte das Duell 
aber deutlich für sich entscheiden. Sei-
ne Kollegin Kersten Artus wurde auf 
Platz fünf gewählt.

Am 27. März finden in Baden-Württemberg 
die Landtagswahlen statt. Im Vorfeld hat der 
Landesvorsitzende der SPD, Nils Schmid, 
Gespräche mit der Linken nach der Wahl 
an die Bedingung geknüpft, dass sich die 
Linke von ihrer SED-Vergangenheit distan-
zieren müsse. In einem Artikel in der Mit-
gliederzeitschrift „Landesinfo“ nimmt der 
Landesschatzmeister Christoph Cornides 
dazu Stellung.

Herr Schmid, die SPD, 
die  Linke und die DDR 
und die SED 
Das Magazin „Focus“ vom 1.1.2011 ti-
telt: „Schriftliche Distanzierung von 
SED-Vergangenheit“. Weiter heißt es: 
„Der Landesvorsitzende der SPD in 
Baden-Württemberg, Nils Schmid, hat 
der Linkspartei für mögliche Sondie-
rungsgespräche nach den Landtags-
wahlen Bedingungen gestellt. Die 
Linkspartei müsse sich von der SED-
Vergangenheit distanzieren, sagte 
Schmid im Interview mit dem Nach-
richtenmagazin ‚Focus‘.‚Eine solche 
schriftliche Erklärung gibt es nicht, 
und solange die Linke das nicht macht, 
ist sie für mich kein Ansprechpartner 
für Sondierungsgespräche.‘“ 

Eigentlich wäre ja zu erwarten, 
dass Herr Schmid beim derzeitigen 
Stand seiner Partei in der öffentlichen 
Wahrnehmung des Südwestens andere 
Sorgen hat. Aber das wird er selbst 
am besten wissen. Andererseits ist es 
immer zum Schaden der Sache, wenn 
man meint, ernsthafte Fragen unter 
rein wahltaktischen Gesichtspunkten 
behandeln zu müssen. 

Wenn Herr Schmid sich ernsthaft mit 
der Auseinandersetzung in der Linken 
und durch die Linke um DDR und 
SED beschäftigen würde, dann dürfte 
ihm eines nicht entgangen sein: Kritik 
und Aufarbeitung der Geschichte von 
SED und DDR sind ein konstituieren-
des Element der Linken. Anders wäre 
die Einigung einer Partei aus so unter-
schiedlichen Bildungs- und Entwick-
lungsrichtungen wie die der Linken 
überhaupt nicht möglich gewesen. 

Gerade weil die Linke keine Partei-
neugründung ist, sondern eine Verei-
nigung von ehemaliger PDS und ehe-
maliger WASG, waren Kritik der und 
Abgrenzung von SED und DDR sowohl 
in der ehemaligen PDS als auch durch 
die Linke zwingend. Das ist geschehen 
und geschieht fortlaufend. Wir verwei-
sen Herrn Schmid an dieser Stelle nur 
beispielhaft auf die Eckpunkte zum 
Programm der Linken und den neuen 
Programmentwurf.

Nach der Niederlage des Hitlerfa-
schismus und dem Auseinanderfallen 
der ehemaligen Anti-Hitler-Koalition 
wurde auf dem Gebiet der späteren 

Die Spitzenkandidatin Dora Heyenn 

Aus dem Wahlprogramm der Linken

Für einen Politikwechsel
Hamburg ist eine der reichsten Regi-
onen in Europa. Zugleich ist die Stadt 
sozial tief gespalten. Viele Bürgerin-
nen und Bürger sind arm, nicht trotz, 
sondern wegen des Reichtums Weni-
ger. Für teure Prestigeobjekte, seien 
es nun Airbus-Erweiterung, Hafencity 
oder Elbphilharmonie und für die HSH 
Nordbank wurde Steuergeld mit vollen 
Händen ausgegeben. Bei Leistungen 
für die Bürger, im öffentlichen Dienst, 
bei Sozialem, Arbeitsmarkt und Kul-
tur wurde immer nur gekürzt.

Gegen diese Politik hat Die Linke 
in den letzten Jahren innerhalb und 
außerhalb der Bürgerschaft und der 
Bezirksversammlungen opponiert, 
Proteste unterstützt und zahlreiche 
Initiativen für soziale Gerechtigkeit 
gestartet: Für ein Sozialticket und Kul-
tur für alle, für eine Schule für alle und 
gebührenfreie Bildung von der Kita 
bis zur Hochschule. Für sozialen Woh-
nungsbau, für eine Bürgerversiche-
rung und eine hochwertige und bezahl-
bare Pflege. Für die Demokratisierung 
der Polizei, für Gleichberechtigung der 
MigrantInnen, gegen Abschiebungen. 
Für den Verbleib der Uni in Eimsbüttel, 
gegen die Ansiedlung von IKEA und 
Möbel Höffner. Für Offenheit und mehr 
Transparenz der Senats- und Verwal-
tungsentscheidungen, gegen Standort-
politik, gegen das HSH Nordbank- und 
Elbphilharmonie-Desaster, gegen den 
Abbau des öffentlichen Dienstes…

Nun ist der Senat vorzeitig zerbro-
chen. Jetzt besteht die Chance, dass 
die Hansestadt wieder ihre Aufgaben 
für die Bürgerinnen und Bürger wahr-

nimmt. Die Linke tritt für ein solida-
risch organisiertes Gemeinwesen und 
für eine sozial- und umweltverträgli-
che Stadtentwicklung ein. 

Das erfordert allerdings eine Politik, 
in der nicht die Profite der Konzerne 
und die Förderung des Wirtschafts-
standortes, sondern die Menschen 
an erster Stelle stehen: Eine Politik, 
die Armut beseitigt und Arbeitsplät-
ze schafft. Eine Politik, die die Wirt-
schaft demokratisiert und die Kosten 
der Krise nicht den Erwerbslosen und 
Beschäftigten, den RentnerInnen, der 
Jugend oder den MigrantInnen auf-
drückt. Eine Politik, die wirksame 
Maßnahmen gegen den Klimawandel 
ergreift, statt eine verlogene Werbe-
show für die „Umwelthauptstadt“ ab-
zuziehen.

Die Linke findet sich mit den ka-
pitalistischen Verhältnissen nicht ab, 
sondern will sie überwinden. Die Linke 
engagiert sich für grundlegende Re-
formen, die erste Schritte zu einer so-
lidarischen Wirtschaft und Stadtent-
wicklung sind. Die Linke ist nicht der 
privaten Reichtumspflege verpflichtet, 
sondern der sozialen Gerechtigkeit. 
Das ist gut für diejenigen, die heute 
benachteiligt, ausgegrenzt und abhän-
gig beschäftigt leben und arbeiten. Und 
es ist vernünftig – auch für diejenigen, 
denen es besser geht. 

Wählen Sie Die Linke und vor allem: 
Wählen Sie, selbst aktiv zu werden! 
Darum erklärt Die Linke unmissver-
ständlich vor der Wahl: Wir sehen uns 
nicht als Arzt am Krankenbett von 
SPD und Grünen, sondern stehen für 
einen Einstieg in einen Politikwechsel. 

Für uns gilt: Original sozial – vor und 
nach der Wahl.
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DDR der Versuch unternommen, eine 
Gesellschaft und eine Staatsorganisa-
tion zu errichten, deren Entwicklung 
nicht vom großen Kapital bestimmt ist.

Die Sache hatte einen grundlegen-
den Konstruktionsfehler. Statt die 
Errungenschaften der bürgerlichen 
Demokratie, entstanden aus der Aus-
einandersetzung mit dem Feudalis-
mus wie Gewaltenteilung, individuel-
le Freiheitsrechte, Pressefreiheit wei-
terzuentwickeln und auf das Gebiet 
sozialer Rechte und Freiheiten aus-
zuweiten, wurden Zentralismus und 
Zentralkontrolle auf wirtschaftlichem 
wie politischen Gebiet vorherrschend 
und schließlich bestimmend. Die DDR 
lieferte schließlich den Beweis, dass 
Zentralismus, Obrigkeits- und Über-
wachungsstaat nicht nur undemokra-
tisch und Instrumente für Unrecht 
sind, sondern dass sie auch an den 
Anforderungen einer modernen Ge-
sellschaft einfach scheitern. Die Vor-
stellung, eine Gruppe von Menschen 
– eine Partei, ein Zentralkomitee, eine 
Regierung – wüssten aus tieferer Ein-
sicht in die Geschichte und den Gang 
der Dinge, was für alle gut und richtig 
sei, und könnten dies dann unmittelbar 
in Staatshandlungen umsetzen, ist ab-

zulehnen. Diese Idee ist nicht zuletzt in 
der DDR historisch gescheitert.

Für Die Linke ist klar, es kann kei-
ne sozial gerechte und keine sozialis-
tische Gesellschaft ohne Demokratie 
und persönliche Freiheitsrechte geben, 
aber klar ist auch, ohne soziale Gerech-
tigkeit werden Demokratie und Bür-
gerrechte ausgehöhlt und Ungleichheit 
und Ungerechtigkeit bestimmen das 
gesellschaftliche Leben trotz formeller 
Gleichheit. 

Das alles wären Fragen für lohnende 
politische Diskussion mit Gewinn für 
alle Beteiligten, sicher auch für die 
SPD und Herrn Schmid.

Die Parteien im Landtagswahlkampf 
in Baden-Württemberg müssen an Ih-
rer Politik und auch an Ihren Pro-
grammen zu den Landtagswahlen 2011 
gemessen werden. 

Kampf für mehr Demokratie und Bür-
gerrechte, gleiche Rechte und Lebens-
möglichkeiten für alle, mehr Beteili-
gung aller Bürgerinnen und Bürger an 
den politischen Entscheidungsprozes-
sen und für mehr direkte Demokratie, 
für Presse- und Versammlungsfreiheit 
und auch gegen Landesspitzelpolitik – 
dass sind zentralen Themen des Land-
tagswahlkampfes 2011 und des Land-

tagswahlprogrammes der Linken. 
Deshalb ist das Landtagswahlpro-

gramm der Linken auch und zwangs-
läufig eine Absage an jede Art von 
staatlicher Bevormundung, von Zen-
tralismus, Spitzel- und Obrigkeits-
staat. Auch das hätte Herrn Schmid bei 
ernsthafter Befassung mit der Sache 
auffallen können. 

Sowieso kann ein Blick in die Land-
tagswahlprogramme nie schaden. „Fo-
cus“ berichtet über das Interview mit 
Schmid auch noch: „Zudem sei ‚finanz-
politischer Realismus‘ notwendig. Die 
Linkspartei müsse endlich verstehen, 
dass eins plus eins zwei gibt und nicht 
vier oder fünf‘.“ So, so. Ein einfacher 
Vergleich der Positionen von SPD und 
der Linken in Sachen „finanzpoliti-
scher Realismus“ zeigt: Die Linke hat 
Finanzierungsvorschläge für die not-
wendigen sozialen Reformen, die SPD 
unserer Kenntnis nach keine.

Wenn es im Landtagswahlkampf 
in Baden-Württemberg also Abgren-
zungsbedarf gibt, dann ist es der von 
SPD, Grünen und der Linken gegen-
über einer seit 57 Jahren herrschenden 
CDU-Politik. Hier hat vor allem die 
SPD erheblichen Nachholbedarf.

 christoph cornides

„Wir lehnen jede Form von Diktatur ab“
Auszug aus den „Programmatischen Eckpunkten“, verabschiedet 
beim Gründungsparteitag der Linken im Jahr 2007 und derzeit gül-
tiges Grundsatzprogramm 
Unsere Partei erhebt einen politischen Richtungswechsel zu 
ihrem strategischen Ziel. Dazu brauchen wir die kritische 
und solidarische Auseinandersetzung mit der Geschichte 
linker Praxis in der DDR und der BRD. Wir stellen uns be-
wusst in die Traditionen der Aufklärung und des demokra-
tischen Sozialismus, der großen Emanzipationsbewegungen 
der Arbeiterinnen und Arbeiter.

Wir treten ein für die Ziele der Frauenbewegung, der Um-
welt- und Anti-AKW-Bewegung, der Friedensbewegung, 
der globalisierungskritischen Initiativen, der Sozialforen 
und Bewegungen gegen staatliche Repression, für die Durch-
setzung der Grund- und Freiheitsrechte. Wir knüpfen an das 
Engagement all jener an, die sich an der Niederschlagung 
der verbrecherischen faschistischen Diktatur beteiligten 
und sich für die Beseitigung der Ursachen des Faschismus 
eingesetzt haben und einsetzen.

Unsere Anerkennung gilt den Bemühungen um eine sozial- 
und wohlfahrtsstaatliche Eindämmung des Kapitalismus 
ebenso wie Versuchen einer Überwindung der kapitalisti-
schen Eigentums- und Herrschaftsverhältnisse.

Die Linke setzt sich mit der Geschichte der DDR und der 
BRD sowie mit der Geschichte der linken Kräfte in der alten 
Bundesrepublik auseinander und zieht aus den historischen 
Entwicklungen und Erfahrungen Schlussfolgerungen für 
ihre Programmatik und Strategie in den Auseinanderset-
zungen der Gegenwart und Zukunft. Dabei wendet sie sich 
gegen Pauschalisierungen, antikommunistische Vorurteile 
und einseitige Beurteilungen und bemüht sich um differen-
zierte und ausgewogene Einschätzungen.

Wir haben aus der Geschichte gelernt: Respekt vor den An-
sichten Andersdenkender ist Voraussetzung von Befreiung. 
Wir lehnen jede Form von Diktatur ab und verurteilen den 
Stalinismus als verbrecherischen Missbrauch des Sozialis-
mus. Freiheit und Gleichheit, Sozialismus und Demokratie, 
Menschenrechte und Gerechtigkeit sind für uns unteilbar. 

Zur Herkunft der Linken 
Zitate aus dem Programmentwurf der Partei Die Linke, vorgestellt 
von Lothar Bisky und Oskar Lafontaine
Die Linke knüpft an linksdemokratische Positionen und 
Traditionen aus der sozialistischen, sozialdemokratischen 
und kommunistischen Arbeiterbewegung und aus anderen 
emanzipatorischen Bewegungen an. Wir bündeln politische 
Erfahrungen aus der Deutschen Demokratischen Republik 
und der Bundesrepublik Deutschland. 

Die bürgerlichen Revolutionen des 18. und 19. Jahrhun-
derts erstrebten Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit 
gegen religiöse Dogmen und Privilegien des Adels. Huma-
nismus und Aufklärung, Menschenrechte und Demokratie 
waren bestimmend für die Arbeiterbewegung und die Frau-
enbewegung. Sie forderten die Verwirklichung von Recht 
und Freiheit für alle Menschen. Doch erst die Befreiung aus 
der Herrschaft des Kapitals verwirklicht die sozialistische 
Perspektive der Freiheit und Gleichheit für alle Menschen. 
Dies haben insbesondere die sozialistischen Theoretiker 
Marx und Engels gezeigt. (…) 

(…) Ein Sozialismusversuch, der nicht von der großen 
Mehrheit des Volkes demokratisch gestaltet, sondern von 
einer Staats- und Parteiführung autoritär gesteuert wird, 
muss früher oder später scheitern. Ohne Demokratie kein 
Sozialismus. Deshalb gehörte zum Gründungskonsens der 
PDS – einer der Vorläuferparteien der Linken – der unwi-
derrufliche Bruch mit dem Stalinismus. (…) 

(…) Im Jahr 2007 haben sich Linkspartei.PDS und WASG 
zur neuen Partei Die Linke vereinigt. Wir laden alle Men-
schen ein, die eine andere Politik und eine bessere Welt 
wollen, die für Freiheit und Gleichheit eintreten, für Eman-
zipation und soziale Gerechtigkeit, für internationale Soli-
darität, Frieden und Ökologie. 

Es gibt Alternativen zur herrschenden Politik und zum 
kapitalistischen System, zu seinen Krisen und Ungerechtig-
keiten: eine Gesellschaft im Einklang mit der Natur, die sich 
auf Freiheit und Gleichheit gründet, eine Gesellschaft ohne 
Ausbeutung und Unterdrückung. Wir wollen sie gemeinsam 
erkämpfen.
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Euro-Krisendebatte

Merkels Chaostruppe  gefährdet den Euro
Wer in diesen Tagen die Presse stu-
diert, kann den Eindruck bekommen, 
die Krise des Euro werde zu einer un-
endlichen Geschichte. Kein Tag ver-
geht, dass nicht irgendein „Experte“ 
bedeutungsschwer das drohende Ende 
des Euro oder die Insolvenz eines Eu-
ro-Mitgliedsstaates sorgenvoll ankün-
digt. Jede neue Anleihe von Staaten 
wie Irland, Portugal, Spanien, Itali-
en, Griechenland, Belgien (wer bietet 
mehr?) wird zum Kraftakt mit hohem 
Risiko und ungewissen Ausgang.

Das Publikum reagiert nervös. In 
Umfragen rangiert inzwischen die 
Sorge um die Zukunft des Euro ganz 
oben. Diese Sorge ist berechtigt. Denn 
Kanzlerin Merkel und ihre Chaostrup-
pe wehren alle Forderungen nach einer 
europäischen, solidarischen Antwort 
auf die Folgen der Weltwirtschaftskri-
se und die dadurch entstandene klam-
me Haushaltslage vieler EU-Staaten 
mit immer gleichen Floskeln ab. Im 
Kern verfolgt das Kabinett Merkel da-
mit weiter eine nationalistische „Jeder 
rette sich selbst“-Politik.

Nationalistisches gegen Eurobonds

Beispielhaft zu erleben war das in den 
vergangenen Monaten bei der Debatte 
um den Einsatz von „Eurobonds“ (zu 
Geschichte und Hintergründen dieses 
Vorschlags findet sich eine gute Über-
sicht bei „Wikipedia.de“ unter dem 
Stichwort „EU-Anleihe“). Vorgebracht 
vom luxemburgischen konservativen 
Regierungschef Juncker, aber auch an-
deren Politikern und Verbänden, geht 
es bei diesem Vorschlag darum, das 
Risiko der Finanzierung der Staats-
schuld für durch die Wirtschaftskri-
se geschwächte Staaten der EU wie 
Irland, Portugal, Spanien usw. „auf 
mehrere Schultern“ zu verteilen. Statt 
dass jeder Staat einzeln seine Staats-
anleihen verkauft, sollen in Zukunft 
mindestens in begrenztem Ausmaß 
auch gemeinsame Anleihen mehrerer 
EU-Staaten aufgelegt werden können. 
Staaten wie Irland, Portugal oder Grie-
chenland würden dadurch entlastet, 
weil ihre Zinskosten sinken. Reiche 
Staaten, die sich an solchen Anleihen 
beteiligen, hätten zwar höhere Zinsen 
zu zahlen. In der Summe aber könnte 
sich dieser Vorschlag für alle betei-
ligten Staaten rechnen. Eine Idee also 
also, über die sich reden ließe, zum 
Beispiel über Fragen wie: Wie viele Eu-
robonds sollen aufgelegt werden? Wer 
macht mit? Wer nicht? Wie verteilen wir 
Kosten und Nutzen?

Was aber machten Merkel und ihr 
Kabinett? Sie starteten eine wilde 
Pressekampagne gegen Eurobonds. 
Die FAZ, für solche nationalistischen 

Kampagnen immer zu haben, erhielt 
wenige Tage vor der EU-Beratung 
über den Vorschlag von Juncker eine 
ominöse „Beispielrechnung“ aus dem 
Regierungsapparat zugespielt, dass 
„Deutschland“ ein solcher Vorschlag 
womöglich zweistellige Milliarden-
beträge pro Jahr kosten könne. Was 
rechnerisch stimmt, wenn alle deut-
schen Staatsschulden künftig als 
„Eurobonds“ aufgelegt würden. Nur: 
niemand hatte einen so absurden Vor-
schlag gemacht! Das Ziel Merkels, 
Schäubles und ihrer Beamten aber 
wurde erreicht: Die Debatte um Euro-
bonds wurde niedergetreten.

Merkel und Finanzminister Schäub-
le erhielten dafür den Beifall der Lon-
doner City. Die „Financial Times“ rief 
Schäuble sogar zum „Finanzminister 
des Jahres“ aus. Der Grund für die 
Begeisterung der Londoner City liegt 
auf der Hand: diese Kreditgeber wol-
len auch in Zukunft von Staaten wie 
Irland, Portugal & Co. hohe Zinsen 
kassieren, höher, als sie bei Eurobonds 
jemals erzielen könnten.

Vom EU-Rettungsschirm …

Noch im Mai letzten Jahres hatten sich 
Merkel und ihr Kabinett nach langem 
Druck fast aller EU-Regierungen, des 
IWF und der EU-Kommission bereit 
gefunden, der griechischen Regierung 
mit Notpaketen zu helfen und einen 
europäischen Rettungsschirm in Höhe 
von 750 Milliarden Euro zu errichten. 
Das am 19. Mai im Bundestag verab-
schiedete Paket (Drucksache 17/1685) 
ermächtigte 
•�die�EU�und�die�EZB,�zur�Abwehr�

einer drohenden Zahlungsunfähigkeit 
einzelnen EU-Staaten mit bis zu 60 
Milliarden Euro Krediten zu helfen 
(im Grunde auch eine Form von „Eu-
robonds“);
•�die�Bundesregierung� erhielt�Voll-

macht, gemeinsam mit den anderen 
EU-Staaten eine Zweckgesellschaft 
zu gründen, die mit am Kapitalmarkt 
aufgenommenen Mitteln weitere 440 
Milliarden Euro (also noch mal Euro-
bonds, s.o.) zur Verfügung stellen soll, 
um im Notfall durch Finanzspeku-
lationen angegriffene, schwache EU-
Staaten zu unterstützen.

Zusätzlich sagte der IWF zu, diese 
Kredite bei Bedarf um weitere 250 
Milliarden Euro aus seinen Mitteln zu 
ergänzen.

Damit war eigentlich alles entschie-
den. Die EU-Kommission konnte han-
deln, wenn eine neue Krise auftreten 
würde, die EZB, die angefangen hatte, 
Schuldpapiere schwacher EU-Staaten 
aufzukaufen, um diesen zu helfen – die 
US-Zentralbank praktiziert das glei-

che mit US-Staatsanleihen seit Jahr-
zehnten – konnte diese Praxis fort-
setzen, und die Staaten der EU hätten 
sich daran machen können, die be-
schlossene und vom Bundestag gebil-
ligte Zweckgesellschaft zu errichten 
und deren Geld an den Finanzmärkten 
aufzunehmen.

Trotzdem begannen Merkel, Schäub-
le, Bundesbank-Chef Weber und ande-
re, diese eben mit allen anderen EU-
Staaten, dem IWF und der EU-Kom-
mission beschlossene Lösung alsbald 
wieder zu zerpflücken.

Während Bundesbank-Chef Weber 
seine angeblich „stabilitätspolitischen 
Bedenken“ gegen den Aufkauf von 
Staatsschuldpapieren durch die EZB 
vorbrachte (dazu unten), wiederholte 
Finanzminister Schäuble schon auf der 
Sitzung des Bundestags am 19. Mai, als 
der EU-Rettungsschirm beschlossen 
wurde, seine Idee eines „europäischen 
Währungsfonds“ (EWF) und seine For-
derung nach einer „Staateninsolvenz“. 
Um den schrillen Chor aus Merkels Ko-
alition voll zu machen, wetterte gleich-
zeitig der europapolitische Sprecher 
der FDP-Bundestagsfraktion, Michael 
Linke, die EU sei keine „Vollkaskover-
sicherung“, der soeben beschlossene 
EU-Garantiefonds könnte einen „Kol-
laps“ bewirken usw.

Insolvenzmuster „Pariser Club“

Eine Insolvenz von Staaten, wie sie 
Schäuble immer wieder in die Debatte 
bringt, ist nichts Neues. Es gibt dafür 
Einrichtungen. Der sogenannte „Pa-
riser Club“ hat schon in der Vergan-
genheit asiatische, afrikanische und 
lateinamerikanische Staaten, die ihre 
Auslandsschulden bei westlichen Ban-
ken nicht bedienen konnten, in lan-
gen Verhandlungen „umgeschuldet“, 
d.h. zeitweise Zahlungsaussetzungen, 
sogenannte „Moratorien“, vereinbart, 
Teile der Schulden erlassen und neue 
Zinsen und Rückzahlungsregeln für 
die verbliebenen Schulden dieser Staa-
ten vereinbart. Der Pariser Club ist 
eine informelle Einrichtung von Staa-
ten, IWF, privaten Banken usw. Feste 
Regeln, Satzungen kennt er nicht. Sei-
ne Akteure verhandeln weitgehend im 
Verborgenen, was manchmal Lösun-
gen erleichtert, aber zugleich das Risi-
ko vielfältiger Erpressungen enthält. 
Beispiel für letzteres: Eine Einigung 
im Pariser Club ist erst dann erreicht, 
wenn auch die letzte private Gläubiger-
bank zustimmt.

Diese komplexe Institution zum 
Richter über einzelne, Schwierigkei-
ten geratene Euro-Staaten zu machen, 
hatten alle EU-Staaten gerade wegen 
dieser Erfahrungen der Vergangenheit 
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Kolumbien: Gewerkschafterin Rosal-
ba Gaviria Toro inhaftiert
Am 9. März 2009 wurde Rosalba Gavi-
ria Toro, Mitglied der Fensuargo, der 
Gewerkschaft der kolumbianischen 
Landarbeiter, verhaftet und wegen 
„Rebellion“ angeklagt. Seit diesem 
Tag ist sie im Villa Cristina Gefängnis 
in der Stadt Armenia inhaftiert, ohne 
jedoch eines Verbrechens überführt zu 
sein. Rosalba ist aktive Gewerkschaf-
terin und Menschenrechtsaktivistin 
seit Jahren. Die kolumbianischen Be-
hörden jedoch bezeichnen sie als „Ter-
roristin“, und gefährden damit ihr 
Recht auf einen fairen Prozess. Es gibt 
keine rechtliche Handhabe gegen Ro-
salba und alles sieht danach aus, dass 
sie, wie viele andere politische Gefan-
gene in Kolumbien inhaftiert wurde, 
um sie zum Schweigen zu bringen und 
sie daran zu hindern, auf völlig legale 
Weise die Rechte der Gewerkschaften 
und die Menschenrechte in ihrem Land 
zu verteidigen.
Quelle: http://www.labourstart.org, November 

2010

Bangladesh: Gewerkschaftsführerin 
Mushrefa Mishu verhaftet
Die Polizei in Bangladesh ist in den 
vergangenen Tagen gewaltsam gegen 
Proteste von Textilarbeiterinnen vor-
gegangen, die die Umsetzung des er-
höhten Mindestlohns fordern. Dabei 
wurden drei Menschen getötet und 
Hunderte verletzt. Die Gewerkschafts-
führerin Mushrefa Mishu wurde von 
zivilen Polizisten von zu Hause abge-
führt, obwohl kein Haftbefehl gegen 
sie vorlag. Während die Polizei die Fest-
nahme der Präsidentin der Textilarbei-
terinnengewerkschaft GWUF zuerst 
abgestritten hat, liegt jetzt eine kons-
truierte Anklage vor. Gegen Mushrefa 
Mishu, Präsidentin der Textilarbeite-
rinnengewerkschaft GWUF (Garment 
Workers’ Unity Forum), wurden bereits 
im letzten Jahr zahlreiche missbräuch-
liche Klagen eingereicht. Im Juli 2010 
musste sie zeitweise untertauchen, als 
sie während der Arbeiterinnenproteste 
von Polizei und Geheimdienst gesucht 
wurde und Morddrohungen erhielt. 
Bereits zu früheren Zeitpunkten sind 
Gewerkschafterinnen und Gewerk-
schafter sowie Mitglieder von Arbeits-
rechtsorganisationen, die sich für wür-
dige Arbeitsbedingungen und einen 
Existenz sichernden Lohn eingesetzt 
haben, verfolgt und verhaftet worden 
und haben nach ihrer Freilassung von 
Misshandlungen und Einschüchterun-
gen berichtet.

Mit ihren Protesten haben die Tex-
tilarbeiterInnen ihre legitimen Rechte 
wahrgenommen, welche auch in den 
Core Labour Standards der Internati-
onalen Arbeitsorganisation ILO, ins-
besondere in den Konventionen 87 und 

abgelehnt. Das Risiko eines Zerbre-
chens der Euro-Zone wäre, so die all-
gemeine Vermutung, durch ein solches 
Verfahren in unkalkulierbare Höhen 
gestiegen.

Trotzdem schwadroniert Schäub-
le weiter von der Nützlichkeit einer 
„Staateninsolvenz“, davon, dass in ei-
nem solchen Fall die Forderungen pri-
vater Gläubiger nachrangig behandelt 
werden müssten usw., ohne dass ihn 
Merkel zur Ordnung rief. Die Geldge-
ber von Staaten wie Irland, Portugal, 
Spanien rieben sich über diesen Fi-
nanzminister die Hände und erhöh-
ten mit Verweis 
auf die durch 
Schäubles Ge-
rede angeblich 
steigenden „Ri-
siken“ die Zins-
forderungen an 
diese Staaten 
weiter (siehe 
Schaubild).

… zum EU-Gipfel im Dezember 2010

Im Dezember hatte die Krise des Euro 
angesichts des nationalistischen und 
dilettantischen Agierens auch der Bun-
desregierung solche Ausmaße ange-
nommen, dass erneute Entscheidungen 
unverzichtbar waren. Am 16./17. De-
zember traten die EU-Regierungschefs 
zusammen, um über den Scherbenhau-
fen zu beraten. 

Das Ergebnis war ein kurzer Be-
schluss zur Änderung der EU-Verträ-
ge. Er hat folgenden Wortlaut:

„Artikel 1: In Artikel 136 des Ver-
trags über die Arbeitsweise der Euro-
päischen Union wird folgender Absatz 
angefügt:

‚(3) Die Mitgliedstaaten, deren Wäh-
rung der Euro ist, können einen Sta-
bilitätsmechanismus einrichten, der 
aktiviert wird, wenn dies unabdingbar 
ist, um die Stabilität des Euro-Wäh-
rungsgebiets insgesamt zu wahren. 
Die Gewährung aller erforderlichen 
Finanzhilfen im Rahmen des Mecha-
nismus wird strengen Auflagen unter-
liegen.‘

Artikel 2: Die Mitgliedstaaten teilen 
dem Generalsekretär des Rates unver-
züglich den Abschluss des Verfahrens 
mit, die nach ihren jeweiligen verfas-
sungsrechtlichen Vorschriften für die 
Zustimmung zu diesem Beschluss er-
forderlich sind.

Dieser Beschluss tritt am 1. Januar 
2013 in Kraft, sofern alle Mitteilungen 
gemäß Absatz 1 eingegangen sind, oder 
anderenfalls am ersten Tag des Mo-
nats, der auf den Monat folgt, in dem 
die letzte Mitteilung gemäß Absatz 1 
eingegangen ist.“

Merkel und ihr Kabinett feierten die-
sen Beschluss als Erfolg deutscher Po-
litik. Damit werde „Rechtssicherheit“ 
für künftige Kredithilfen an schwa-
che EU-Mitgliedstaaten geschaffen, ist 

ihr Argument. Tatsächlich passt da 
besser: „Der Berg kreißte und gebar 
eine Maus“. Denn die neue Regelung 
tritt frühestens Anfang 2013 in Kraft, 
eventuell sogar viel später. Bis dahin 
müssen – und können, wie zu erleben 
war – die EU, die EZB und andere EU-
Einrichtungen der EU sich weiter mit 
den bestehenden EU-Verträgen helfen, 
wenn ein Mitgliedstaat in eine Kredit-
klemme kommt.

Der Krach geht weiter

Tatsächlich währte die angeblich 
durch Merkels Vorstoß gewünschte 
„Beruhigung der Märkte“ nur wenige 
Tage. Denn in Wirklichkeit ist weiter 
alles offen. Jeder einzelne EU-Staat 
muss sich weiter individuell mit Kredi-
ten eindecken und sucht dabei weltweit 
Hilfe, etwa bei chinesischen Banken 
oder, wie jetzt im Fall Portugals, bei 
„unbekannten Geldgebern“ (Spiegel, 
8.1.2011). Das Bundesfinanzministeri-
um brütet weiter über die Errichtung 
eines „Europäischen Währungsfonds“ 
ab 2013. Der „Europäische Finanz-
stabilisierungsmechanismus“ (EFSM), 
d.h. der im Mai 2010 beschlossene EU-
Rettungsschirm, legt erste Anleihen 
auf – das Reizwort „Eurobonds“ taucht 
dabei aber nicht auf. 

Und die EZB kauft weiter Schuld-
scheine bedrängter Staaten, damit 
deren Zinslasten nicht weiter steigt. 
Laut „Wiener Zeitung“ hat die EZB 
seit Mai 2010 für 74 Milliarden Euro 
Staatsschuldpapiere bedrängter EU-
Staaten erworben. Die CSU hat das 
in Wildbad-Kreuth kritisiert. „Herr 
Trichet hat unsere Bedenken nicht 
ausräumen können“, wird CSU-Ge-
neralsekretär Alexander Dobrindt in 
„Spiegel Online“ zitiert. Welcher Art 
diese Bedenken sind, machte zeitgleich 
ein Sprecher der Allianz Lebensver-
sicherung deutlich. „Der Ankauf von 
EU-Staatsanleihen im großen Stil war 
der Sündenfall“, sagte der Chef der 
Allianz Leben, Maximilian Zimmerer, 
dem „Spiegel“. Diese Strategie müsse 
„so bald wie möglich gestoppt werden.“ 
Als Grund nennt der „Spiegel“: „Die 
Lebensversicherer leiden unter dem 
aktuell schwachen Zinsumfeld beson-
ders. Die Branche hat fast 90 Prozent 
der Kundengelder in festverzinsliche 
Wertpapiere investiert.“ (a.a.O.) Mit 
anderen Worten: Die Allianz und an-
dere Lebensversicherer wollen ein eu-
ropaweites Ansteigen der Zinsen auf 
Staatsschuld, um ihre Zinserträge zu 
erhöhen und so neue Kunden anzulo-
cken. Deshalb und nicht aus Sorge um 
„Stabilität“ ist ihnen die EZB im Weg. 
 rül

Quellen: Berliner Zeitung, 11.1.11; Spiegel On-
line, 8.1.11.; Reuters, 23.12.10; Schäuble-Inter-
views unter www.bundesregierung.de; Wiener 
Zeitung, 11.1.2011; Frankfurter Rundschau, 
10.1.2011; Dokumente zur Euro-Krisendebatte 
finden sich auch bei www.euractiv.de)
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98, festgehalten sind. Diese sind auch 
von Bangladesh ratifiziert worden. Es 
geht nicht an, dass diejenigen, die ihre 
Rechte einfordern und verlangen, dass 
der vereinbarte Mindestlohn ausbe-
zahlt wird, eingeschüchtert und kri-
minalisiert werden.
Quelle: Labournet Germany, 15.12.2010

28 Tote bei Brand in einer 
 Bekleidungsfabrik in Bangladesch
Die Clean Clothes (deutsch: saubere 
Kleidung) Kampagne (CCK) erhebt 
schwere Vorwürfe gegenüber der Re-
gierung und Unternehmen, Sicher-
heitsvorkehrungen seien unzureichend 
gewesen. Mindestens 28 ArbeiterInnen 
kamen bei einem Brand am 14. Dezem-
ber in der Bekleidungsfabrik That‘s It 
Sportswear Ltd nahe der Hauptstadt 
Dhaka ums Leben. Dutzende wurden 
verletzt. Das Feuer war im 9. und 10. 
Stockwerk der Fabrik ausgebrochen. 
Daraufhin stürzten sich einige Arbei-
terInnen in Panik vom Dach, ande-
re erstickten in den Flammen. Ersten 
Augenzeugenberichten zufolge seien 
zwei von sechs Notausgängen versperrt 
gewesen, was in der Fabrik üblich war. 
In der Fabrik wurde Bekleidung für 
internationale Markenunternehmen 
wie Gap und Wrangler hergestellt. 
Sie gehört zur Ha-Meem-Gruppe, ei-
nem der größten Zulieferer in Bang-
ladesch. In der Vergangenheit deckten 
die Clean Clothes Kampagne (CCK) 
und andere NGOs bei Recherchen im-
mer wieder Arbeitsrechtsverletzungen 
auf, wie zum Beispiel das Unterbinden 
gewerkschaftlicher Organisierung in 
deren Fabriken. Laut Website der Ha-
Meem-Gruppe produziert diese u.a. für 
H&M und Zara (Inditex). In der Beklei-
dungsindustrie in Bangladesch kommt 
es immer wieder zu derartigen Bränden 
mit tödlichem Ausgang. Zuletzt waren 
im Februar 21 ArbeiterInnen bei einem 
Fabrikbrand ums Leben gekommen. 
Dennoch sind die Sicherheitsvorkeh-
rungen in den Fabriken mangelhaft. 

Die CCK und andere NGOs machen 
seit langem auf diese Missstände auf-
merksam. „Die Markenfirmen und die 
Regierung müssen sich endlich darum 
kümmern, dass die Fabriken die Si-
cherheitsstandards erhöhen und nicht 
noch mehr Arbeiter und Arbeiterinnen 
darin sterben müssen“, fordert Micha-
ela Königshofer, Leiterin der öster-
reichischen Clean Clothes Kampagne. 
„Besonders wichtig ist, dass die War-
nungen derjenigen ernst genommen 
werden, die in den Fabriken arbeiten. 
Dazu müssen sie sich auch organisie-
ren und beschweren dürfen.“ Nun sei 
es wichtig, dass die Unternehmen, für 
die die Ha-Meem-Gruppe produziert, 
Verantwortung übernehmen und Ent-
schädigungszahlungen für die Hinter-
bliebenen und Verletzten leisten. 
Quelle: http://www.cleanclothes.at

Russland: Offensive der Zeitarbeits-
unternehmen
Zwei Mitglieder der russischen Duma 
(Parlament), einer von ihnen der Vorsit-
zende der Berg- und Metallarbeiterge-
werkschaft, haben einen Gesetzesent-
wurf eingebracht, der Zeitarbeitsun-
ternehmen im Land effektiv verbieten 
würde. Der Gesetzesentwurf würde 
die Verwendung von direkten Arbeits-
verträgen in allen Fällen vorschreiben, 
in denen ein direktes Arbeitsverhält-
nis vorliegt, indem die Schaffung ei-
nes „dreiseitigen“ Verhältnisses durch 
Einschaltung einer Agentur zwischen 
den Beschäftigten und dem tatsächli-
chen Arbe itgeber verboten würde. 

Dies hat heftige Reaktionen der glo-
balen Vereinigung der Zeitarbeitsun-
ternehmen Ciett, hervorgerufen, die 
bei den russischen Parlamentariern 
Lobbying im Namen der „Wahrung 
der Interessen der Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen“ betreibt.

Zeitarbeit befindet sich in Russland 
derzeit in einer Grauzone – es gibt we-
der eine gesetzliche Grundlage dafür, 
noch ist sie ausdrücklich illegal. Dieser 
unsichere Status hat die Expansion 
der Unternehmen gebremst, die auf 
Ausweitung des lukrativen Marktes für 
Wegwerfjobs erpicht sind. 

Die russischen Arbeitnehmer/innen 
können dankbar dafür sein, dass in 
Russland derzeit Schätzungen zufolge 
höchstens 100 000 Arbeitsplätze mit 
Arbeitskräften besetzt sind, die von 
Zeitarbeitsunternehmen vermittelt 
worden sind, obgleich natürlich andere 
Formen von prekärer Arbeit vorhan-
den sind. Für die Branche steht mehr 
auf dem Spiel als der riesige russi-
sche Markt – die gesetzliche Grauzone 
besteht in der gesamten ehemaligen 
Sowjetunion.
Quelle: http://cms.iuf.org

Kein Lohndumping in der Schweiz 
und in der EU! 
Die Gewerkschaften in der Schweiz 
haben die europäische Integration und 
die Personenfreizügigkeit immer un-
ter einer Bedingung unterstützt: Es 
braucht gleichzeitig wirksame Schutz-
massnahmen gegen Lohndumping. In 
der Europäischen Union entwickeln 
mehrere Gremien derzeit eine Politik, 
welche den Interessen der Arbeitneh-
menden entgegenlaufen und die be-
währten Schutzmassnahmen gegen 
Lohndumping in Frage stellen.

Unser erster Kritikpunkt: In den 
vergangenen zwei Jahren haben die 
EU-Staaten mit Unterstützungen im 
Umfang von Hunderten von Milliarden 
Euro die Banken gerettet und sich dabei 
zusätzlich verschuldet. Jetzt sollen die 
Arbeitnehmenden mit Lohnverzicht 
und brutalem Sozialabbau die Kosten 
der Krise bezahlen. Genau dazu drohen 

die verschärften Sparmass-
nahmen zu führen, welche 
in der EU derzeit diskutiert 
werden. Dagegen wehren sich 
heute in ganz Europa die Gewerk-
schaften. Von Belfast bis Athen, von 
Lissabon bis nach Riga finden heute 
überall Protestaktionen statt. Gemein-
sam fordern die europäischen Gewerk-
schaften, dass die Finanzwirtschaft 
endlich mit einer griffigen Finanz-
transaktionssteuer zur Begleichung 
der Kosten der vergangenen Krise bei-
tragen muss.

Unser zweiter Kritikpunkt: Die EU-
Gerichte stellen das Prinzip „Gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit am gleichen 
Ort“ zunehmend in Frage. Die Folge: In 
Deutschland würden polnische Löhne 
gezahlt, in der Schweiz deutsche Löh-
ne. Es braucht von den politischen Be-
hörden in Europa ein klares Bekennt-
nis zum Grundprinzip „Gleicher Lohn 
für gleiche Arbeit am gleichen Ort“. 
Sonst wendet sich die Personenfrei-
zügigkeit gegen die Lohnabhängigen.

Und unser dritter Kritikpunkt: Die 
EU und EU-Mitgliedstaaten greifen 
vermehrt die Schweiz an, weil sie mit 
verbindlichen flankierenden Maßnah-
men auch ausländische Unternehmen 
dazu anhält, die Schweizer Löhne zu 
respektieren. Die Schutzmaßnahmen 
gegen Lohndumping sind aber für die 
Schweiz unverzichtbar. Es braucht 
vielmehr einen gezielten Ausbau der 
flankierenden Maßnahmen statt einen 
Abbau. 

In vielen Gewerbeberufen zum Bei-
spiel drohen heute die in der Schweiz 
geltenden Gesetze unterlaufen zu wer-
den, weil ausländische Handwerksbe-
triebe sich den Sanktionen entziehen. 
Aus diesem Grund verlangen die Ge-
werkschaften und die Arbeitgeber ge-
meinsam die Hinterlegung einer Kau-
tion – und dies sowohl von Schweizer 
Firmen wie auch von ausländischen 
Betrieben. Wer gesetzliche Arbeitsbe-
dingungen unterläuft, kann so rasch 
bestraft werden. Diese Kautionen wer-
den nun von verschiedenen EU-Staa-
ten in Frage gestellt. Wir erwarten von 
der Schweiz, dass sie das bestehende 
System der flankierenden Maßnahmen 
verteidigt, und von den EU-Staaten, 
dass sie die Schutzmassnahmen gegen 
Lohndumping in der Schweiz respek-
tieren. 

Gemeinsam mit unseren europä-
ischen Kolleginnen und Kollegen 
fordern wir, dass überall in Europa 
der Schutz vor Lohndumping ausge-
baut wird. Es darf nicht sein, dass 
die Arbeitnehmenden nun die Kosten 
für Krise bezahlen, während in den 
Chefetagen schon wieder munter ab-
gezockt wird. Darum fordern wir: Kein 
Lohndumping in der Schweiz und in 
der EU!
Quelle: Schweizerischer Gewerkschaftsbund, 

http://www.sgb.ch, 15.12.2010

Auslands-

nachrichten
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Daimler – Star of Apartheid
Stuttgart. Anlässlich des südafrika-
nischen Tages der Versöhnung am 16. 
Dezember überreichten Menschen-
rechtsaktivisten, die sich in der Kam-
pagne „Daimler – Star of Apartheid“ 
zusammengeschlossen haben, meh-
rere tausend Protestunterschriften 
an Daimler. Die Kampagne sammel-
te während der Fußballweltmeister-
schaft Unterschriften, um Daimler zu 
einer angemessenen Entschädigung 
für die Überlebenden des Apartheid-
regimes zu bewegen. Die Daimler AG 
machte profitable Geschäfte mit dem 
Regime. Dem Unternehmen wird in ei-
nem laufenden Gerichtsverfahren vor-

geworfen, damit Beihilfe zu schweren 
Menschenrechtsverletzungen geleis-
tet zu haben. Bereits 1966 wurde das 
Apartheidsystem in Südafrika von der 
Vollversammlung der UN als „Verbre-
chen gegen die Menschheit“ bezeichnet. 
In Südafrika wird die Kampagne von 
dem größten Apartheidopferverband 
des Landes, der Khulumani Support 
Group getragen. „Ohne die Beteiligung 
internationaler Unternehmen an der 
dringend benötigten finanziellen Ent-
schädigung der Opfer wird der Ver-
söhnungsprozess nicht abgeschlossen 
werden können“, so Marjorie Jobson, 
Direktorin von Khulumani. Am Don-
nerstag, den 16. Dezember wurden 
die Unterschriften um 11 Uhr vor den 

Toren des Stuttgarter Werkes in der 
Mercedesstraße 137 stellvertretend an 
einen Daimler-Betriebsrat übergeben, 
da die Konzernzentrale sich weigert, 
diese persönlich entgegen zu nehmen. 
Georg Rapp, Betriebsrat im Daimler-
Werk Untertürkheim, sagt dazu: „Die-
se Haltung des Daimler-Vorstands ist 
nicht akzeptabel. Die Bilder der militä-
risch aufgerüsteten Daimler-Unimogs, 
die in den Townships sogar gegen de-
monstrierende Schüler eingesetzt wur-
den, sind nicht vergessen. Der Konzern 
muss sich seiner Verantwortung für 
diese Unterstützung des Apartheidre-
gimes stellen!“ www.medico.de

IPPNW: Waffenstillstand in Afghanistan
Berlin. Angesichts der steigenden Op-
ferzahlen ausländischer Militärs in Af-
ghanistan erinnert die IPPNW daran, 
dass die viel höhere Zahl ziviler Op-
fer weitgehend im Dunkeln verbleibt. 
„Statt unterschiedliche Terminsetzun-
gen von Teilabzügen der internationa-
len Truppen zu debattieren, verlangt 
die IPPNW den sofortigen Waffen-
stillstand“, erklärt Dr. med. Angelika 
Claußen, Vorsitzende der IPPNW am 
28.12.2010 in Berlin. „Sicherlich wird 
die Fortsetzung des Krieges in Afgha-
nistan durch die Tatsache erleichtert, 
dass seine Toten oder die auf Dauer 
Versehrten im Dunkeln verbleiben“, 
fügt Dr. Claußen hinzu. „Während über 
die Verluste ausländischer Truppen ge-
nau Buch geführt wird, werden die Op-
fer der afghanischen Bevölkerung nur 
geschätzt.“ Für einen bewusst niedrig 
gehaltenen Schätzwert verweist Dr. 
Claußen auf die Webseite www.unk-
nownnews.net. Selbst dann wird von 
mindestens 8 813 getöteten und 15 863 
schwer verletzten afghanischen Zivils-
ten gesprochen. Absolut werden seit 
2001 19 629 Tote und 48 644 Verletzte 
angegeben. Die Opferzahlen werden 

steigen: Die „United Nations Assis-
tance Mission in Afghanistan“ stell-
te bereits in ihrem Halbjahresbericht 
vom August 2010 fest, dass „die huma-
nitären Kosten des bewaffneten Kon-
fliktes in Afghanistan 2010 eskalieren. 
In den ersten sechs Monaten des Jahres 
wuchs die Zahl ziviler Opfer – inklusive 
Tote und Verletzte – um 31% gegenüber 
der Vergleichsperiode im Vorjahr an“. 
Nur Vermutungen gibt es über die psy-
chischen Folgeschäden unter der Zivil-
bevölkerung aufgrund von 30 Jahren 
Krieg. Am „World Mental Health Day“ 
(10. Okt.) erklärte die afghanische Ge-
sundheitsministerin Dr. Suraya Dalil, 
dass 60% der afghanischen Bevölke-
rung unter verstärkten Stresssympto-
men und psychischen Problemen leiden 
würden. Neben der Kriegslage würde 
dies durch Armut, politische Instabili-
tät und medizinische Unterversorgung 
gefördert. Bedenklich dabei ist, dass 
die Ministerin die Zahl einer Unter-
suchung der WHO aus dem Jahre 2004 
nutzte, ein aktuellerer Stand ist offen-
bar nicht verfügbar. 
Auf den Patienten genau bekannt ist 
dagegen, dass die Zahl der in Behand-
lung befindlichen Bundeswehrsolda-
ten mit posttraumatischen Belastungs-
störungen einen neuen Höchststand 
erreicht hat. Laut Bundesverteidi-
gungsministerium wurden in den ers-
ten elf Monaten des Jahres 655 Solda-
ten wegen PTBS behandelt, davon 501 
nach ihrem Afghanistan-Einsatz. Im 
Jahr 2009 waren es insgesamt noch 466 
Patienten gewesen. Bisher starben im 
Jahr 2010 acht Bundeswehrsoldaten, 
was die Anzahl seit Beginn des Kriegs-
einsatzes 2001 auf 45 erhöht. Bis zum 
heutigen Tag starben in diesem Jahr 
702 Nato-Soldaten in Afghanistan. Die 
Opferzahl ist damit um fast ein Drittel 
höher als 2009 und macht 2010 zum 
verlustreichsten seit 2001 für die Inter-
ventionstruppen.  www.ippnw.de

Blo ckade  des  Naz iaufmars ches  in  Dresden  Februar  2011 

DreSDen. Mit der Veröffentlichung 
des Aufrufes zur erneuten Blockade 
des geplanten Naziaufmarschs 2011 in 
Dresden startet das Bündnis „Nazi-
frei! – Dresden stellt sich quer!“ Mitte 
Dezember offiziell in die Mobilisie-
rungsphase. Bisher haben diesen 100 
Personen und Organisationen unter-
zeichnet, darunter Bundestagsvize-
präsident Wolfgang Thierse (SPD), 
Bundestagsvizepräsidentin Petra Pau 
(Linke), sowie der Verdi-Vorsitzende 
Frank Bsirske und der Musiker Bela 
B., Musiker und Schlagzeuger der Band 
Die Ärzte. Im Aufruf heißt es dazu: 
„Seit Jahren versuchen die Nazis die 
Bombardierung Dresdens für ihre 

Zwecke zu instrumentalisieren und an 
bestehende Mythen und die Gedenk-
kultur anzuknüpfen.“ Nachdem im Fe-
bruar 2010 über 12 000 Menschen dem 
Aufruf des Bündnisses aus antifaschis-
tischen und zivilgesellschaftlichen 
Gruppen, Gewerkschaften, Parteien, 
sowie Jugend- und Studierendenver-
bänden folgten und erfolgreich den 
geplanten Naziaufmarsch verhinder-
ten, ist „Dresden Nazifrei“ auch dieses 
Mal entschlossen, sich dem Aufmarsch 
entgegenzustellen: „Wir werden nicht 
akzeptieren, dass die Nazis die Ge-
schichte verdrehen und die eigentli-
chen Opfer des Nationalsozialismus 
verhöhnen.“ 

Auf der neu gestalteten Website www.dresden-nazifrei.com können alle Menschen und 
Gruppen, die die Kampagne unterstützen wollen, den Aufruf unterschreiben.
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Studierende gegen Kriegsforschung
Köln. An der Universität Köln hat Mit-
te Dezember 2010 eine Abstimmung 
unter allen Studierenden über eine 
sogenannte „Zivilklausel“ stattgefun-
den. Eine Zivilklausel ist eine Selbst-
verpflichtung der Hochschule, nicht 
mit Einrichtungen der Rüstungsindus-
trie oder des Militärs zusammenzu-
arbeiten und für ausschließlich zivile 
Zwecke zu wirken. Abgestimmt wurde 
über folgenden Text: ich spreche mich 
dafür aus, dass folgender Passus in die 
grundordnung der universität zu köln 
in den Paragraphen 2 „hochschulauf-
gaben“, Punkt 1, aufgenommen wird: 
„Die universität wirkt für eine fried-
liche und zivile gesellschaftsentwick-
lung. sie ist selbst eine zivile einrich-
tung, betreibt keinerlei militär- oder 
rüstungsforschung und kooperiert 
nicht mit einrichtungen des militärs 
oder der rüstungsindustrie.“ An der 
Abstimmung beteiligten sich ca. 8000 
Studierende. Eine klare Mehrheit von 
64% hat sich für die Zivilklausel ausge-
sprochen, bei 21% Gegenstimmen und 
15% Enthaltungen.
Das Studierendenparlament fordert 
bereits seit längerem die Verankerung 
einer Zivilklausel in der Grundord-
nung der Universität. Bisher ignoriert 
die Uni-Leitung jedoch diese Forde-
rung. Daher stellte das Studieren-
denparlament die Zivilklausel zur 
Abstimmung, um die Mitglieder der 
Hochschule an der Auseinanderset-
zung zu beteiligen. „Wir wollen, dass 
Wissenschaft und Bildung an den Inte-
ressen der Allgemeinheit ausgerichtet 
werden und zu einer friedlichen Ge-
sellschaftsentwicklung beitragen. Ge-
nau darauf zielt die Zivilklausel ab: 
Die Mitglieder der Hochschulen sol-
len gegen den Einfluss der Drittmit-
telgeber, wie der privaten Wirtschaft 
und der Bundeswehr, die Ausrich-
tung der Hochschule demokratisch 
und gesellschaftlich verantwortlich 
bestimmen. Das entspricht der im 
Grundgesetz verankerten Freiheit 
der Wissenschaft: Partikulare In-
teressen dürfen nicht die Ausrich-
tung der Wissenschaft bestimmen, 
wie es aktuell der Fall ist. Das gilt 
insbesondere für Einrichtungen, die 
an Rüstungsproduktion und Kriegs-
führung beteiligt sind“, so Maria 
Schäfer vom Arbeitskreis Zivilklau-
sel der Universität Köln.
 www.zivilklausel.uni­koeln.de

Lehrer dürfen ohne disziplinarische 
Konsequenzen streiken
DüSSelDorf. In einem beim Verwal-
tungsgericht Düsseldorf anhängi-
gen Verfahren klagte eine beamtete 
Lehrerin gegen eine Disziplinarver-
fügung der Bezirksregierung Köln. 
Diese hatte gegen die Klägerin eine 

Geldbuße in Höhe von 1 500 Euro ver-
hängt, weil sie im Januar und Februar 
2009 an drei Tagen an Warnstreiks der 
Gewerkschaft Erziehung und Wissen-
schaft teilgenommen hatte. Mit dem 
Urteil vom 15.12.2010 (31 K 3904/10.O) 
hat die 1. Landesdisziplinarkammer 
des Verwaltungsgerichts Düsseldorf 
diese Disziplinarverfügung aufgeho-
ben. Zur Begründung führte der Vor-
sitzende in seiner mündlichen Urteils-
begründung aus: Bei der Teilnahme an 
den Warnstreiks handele es sich zwar 
um ein Dienstvergehen, weil es zu den 
im Grundgesetz verankerten Grund-
sätzen des Berufsbeamtentums gehöre, 
dass Beamte nicht streiken dürften. 
Nach der neueren Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs für Men-
schenrechte in Straßburg verstoße 
die Verhängung von Disziplinarmaß-
nahmen gegen bestimmte Beamten-
gruppen, insbesondere Lehrer, wegen 
Teilnahme an Streiks jedoch gegen 
die in der Europäischen Menschen-
rechtskonvention garantierte Koaliti-
onsfreiheit. Diese Rechtsprechung sei 
im Rahmen der völkerrechtsfreundli-
chen Auslegung des Disziplinarrechts 
zu berücksichtigen. Wegen der grund-
sätzlichen Bedeutung der Sache hat die 
Kammer die Berufung gegen das Urteil 
beim Oberverwaltungsgericht für das 
Land Nordrhein-Westfalen in Münster 
zugelassen. www.vg­duesseldorf.nrw.de

Europäische Bürgerinitiative
Berlin/BrüSSel. Am 15. Dezember hat 
das Europaparlament in Brüssel die 
Verordnung zur Europäischen Bürger-
initiative (EBI) erlassen. Ab 2012 haben 
die Menschen in Europa dann die Mög-

lichkeit, die EU-Kommission 
zu bitten, in ihrem Sinne aktiv 
zu werden. 
Wenn der Vorschlag einer Bür-
gerinitiative von einer Million Men-
schen unterschrieben wird, müssen 
sich Kommission und Parlament mit 
dem Vorschlag beschäftigen und Stel-
lung beziehen. Auf diese Weise können 
Bürgerinnen und Bürger neue Themen 
auf die politische Tagesordnung set-
zen. Verbindlich ist dieses Recht aber 
nicht – denn der weitere Weg zu einer 
Abstimmung bleibt verwehrt. Die Ein-
führung der Bürgerinitiative hat eine 
lange Vorgeschichte und ist Folge des 
jahrelangen Bemühens von Mehr De-
mokratie um eine Demokratiereform 
in der EU: „Die EBI, die wir mit aus 
der Wiege gehoben haben, ist das ers-
te transnationale Instrument direkter 
Demokratie“, sagt dazu Michael Efler, 
Mehr Demokratie-Vorstandssprecher. 
„Einige Mängel weist das Instrument 
allerdings auf. Beispielsweise müssen 
in 18 Mitgliedstaaten der EU Bürgerin-
nen und Bürger beim Unterschreiben 
ihre Ausweisnummer angeben, was das 
Zustandekommen einer EBI erschwe-
ren wird. Insgesamt ist es aber ein 
Schritt hin zu einer EU, die ihre Bürger 
stärker einbezieht. Die echte Mitbe-
stimmung durch verbindliche Volks-
entscheide steht auf EU-Ebene aller-
dings noch aus.“ www.mehr­demokratie.de

Demonstration am 22.1. in Berlin: 
„Wir haben es satt!“
Berlin. Während der Messe „Grüne 
Woche“ in Berlin treffen sich am 22. 
Januar 2011 Landwirtschaftsminister 
aus aller Welt und internationale Ag-

rarkonzerne auf Einladung der Bun-
desregierung. Dagegen mobilisiert 
ein Bündnis aus Umwelt-, Agrar- 
und Tierschutzverbänden zu einer 
Demonstration am 22. Januar um 12 
Uhr ab Hauptbahnhof. Sie fordern: 
•�gentechnikfreie,�gesunde�und�fair�
produzierte�Lebensmittel�•�eine�bäu-
erlich ökologische Landwirtschaft 
in�Europa�und�weltweit�•�eine�tier-
gerechte und klimaschonende Land-
wirtschaft•�Ausstieg�aus�der�Agro-
Gentechnik�–� sofort!�•�Kein�Patent�
auf� Leben!•� Stopp� der� Subventio-
nen� für� industrielle� Tierhaltung!•�
Stopp der Milchseen und Fleischber-
ge! Stopp von Dumping-Exporten 
in� Entwicklungsländer!•� Stopp� der�
Spekulationen�mit�Lebensmitteln!•�
Faire Marktregeln für bäuerlich öko-
logische Landwirtschaft weltweit! 
– Wir fordern eine neue, gerechte 
Agrarpolitik – in Deutschland und 
Europa! – Politik über unsere Köpfe 
hinweg war gestern. Jetzt entschei-
den wir über unser Essen. Ja zu bäu-
erlich ökologischer Landwirtschaft 
weltweit!“
 www.wir­haben­es­satt.de

Aktionen … 

Initiativen

Ausgewählte Termine für die  
Friedensbewegung 2011
Ende Januar/Anfang Februar: Aktionen gegen 
die Verlängerung des Mandats für den Bundes-
wehreinsatz in Afghanistan 
4./5. Februar: Aktionen gegen die NATO-
Sicherheitskonferenz in München 
19./20. Februar: Afghanistan-Konferenz der 
Friedensbewegung und VENRO in Hannover 
15. bis 25. April: Ostermärsche 
26. April: 25. Jahrestag Tschernobyl 
1. Mai: Kundgebungen des DGB 
8. Mai: Tag der Befreiung am 8. Mai 
22. Juni: 70 Jahre Überfall der deutschen Wehr-
macht auf die Sowjetunion 
Juli/August: Sommerakademie des Friedens-
ratschlags 
6./9. August: Hiroshima-/Nagasaki-Tag 
1. September: Antikriegstag/Weltfriedenstag 
4. September: 2. Jahrestag des Massakers 
von Kundus 
7. Oktober: 10. Jahrestag des Kriegsbeginns 
gegen Afghanistan (evtl. Afghanistan-Tribunal) 
3./4. Dezember: 18. Friedenspolitischer Rat-
schlag in Kassel
 www.ag-friedensforschung.de
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Olympische Spiele 2018: München wird zum 
Wintersport-Mekka 
 
Der Anfang: Fakten schaffen und  
denunzieren

Stuttgart 21 ist das Symbol dafür 
geworden, dass auf politischer Ebe-
ne Entscheidungen getroffen werden, 
zum einen weitgehend ohne die not-
wendigen Fachkenntnisse über den 
Gegenstand und zum anderen ohne 
die direkt und indirekt betroffenen 
BürgerInnen zu informieren oder in 
das Entscheidungsverfahren einzu-
beziehen. Im November 2007 stimmt 
auf Betreiben der Münchener SPD 
der Stadtrat (gegen eine Stimme der 
Linken) für eine Bewerbung zu den 
Olympischen Winterspielen 2018. Im 
Frühjahr 2009 gibt es Geheimver-
handlungen mit dem Bürgermeister 
von Garmisch-Partenkirchen über die 
gemeinsame Bewerbung und dort wird 
das Projekt – ohne Abstimmung mit 
den betroffenen Landwirten und der 
einheimischen Bevölkerung – durch 
den Gemeinderat „gepeitscht“. Der 
SPD-Oberbürgermeister von Mün-
chen, Christian Ude, spricht von „Ein-
mütigkeit zwischen allen politischen 
Ebenen sowie zwischen Politik und 
Sport“ (SZ 3.7.2009) und zeigt damit, 
wie egal ihm die Argumente der Um-
weltverbände und der Nicht-Einmüti-
gen sind. Udes Begründung für Mün-
chens Bewerbung, die er vor sich her 
trägt wie eine Monstranz: München 
hat die „traumhafte Chance, die erste 
Stadt der Welt zu werden, die nach 

Sommer- auch Winterspiele ausrichten 
darf. Diese einmalige Zukunftspers-
pektive wird nicht nur die Sportbegeis-
terung stärken, sondern auch Ober-
bayern als Wintersportregion fördern“ 
(Ude 2009). Niemand weist Ude darauf 
hin, dass dieses Argument gegen Mün-
chen spricht: Eine Stadt, die mit den 
Alpen nichts zu tun hat und Sommer-
spiele ausrichtete, weil es kein Winter-
sportort ist, sollte keine Winterspiele 
austragen. Doch jede Kritik wird – wie 
in einem Krieg, in dem der Zweifler als 
Unterstützer des Gegners denunziert 
wird – als Angriff auf die Chancen 
Münchens beim IOC gewertet. Die Geg-
ner in Garmisch-Partenkirchen wer-
den als „kleine, radikale Minderheit“ 
bezeichnet (SZ 12.11.2009); im ersten 
Bewerbungsdokument, das die Bewer-
bergemeinden beim IOC einreichen 
mussten, heißt es, es sei „keine offizi-
elle Opposition“ bekannt („Münchner 
Merkur“, 28.1.2010). Die Garmischer 
Bauern, die ihre Grundstücke nicht 
als Standort für das Sport- und Medi-
endorf hergeben wollen, werden vom 
inzwischen zurückgetretenen Chef der 
Bewerbergesellschaft, Willy Bogner, 
als „ein paar Bauern mit hochsubven-
tionierten Wiesen“ (FAZ, 28.1.2010) 
beleidigt. In derselben Woche verleiht 
Christian Ude dem Bayern-Manager 
Uli Hoeneß den Goldenen Ehrenring 
der Stadt München. Bei dieser An-
gelegenheit bittet Hoeneß darum, als 
Olympiabotschafter werben zu dür-

fen. Sein Argument: Jegliche Kritik an 
der Bewerbung müsse man „im Keim 
ersticken“ (ebd.). Als Voraussetzung 
für eine erfolgreiche Bewerbung wird 
gerade dasjenige Kriterium verneint, 
das dem IOC und dem Deutschen Olym-
pischen Sportbund (DOSB) „offiziell“ 
so wichtig sind: Demokratische Teilha-
be der Bevölkerung. Die öffentlichen 
Medien (ARD, ZDF), die „Bayerische 
Staatszeitung“ und die „Süddeutsche 
Zeitung“ (SZ) haben sich inzwischen 
zu Propagandainstrumenten der Stadt 
München und des DOSB gewandelt. 
In der Extrabeilage Olympia 2018 der 
SZ vom 8.1.2011 fordert der stellver-
tretende Feuilletonchef Gerhard Mat-
zig der SZ den volksgemeinschaftli-
chen Schulterschluss aller Deutschen: 
„Nichts hätte Deutschland nötiger, um 
… der Lethargie dieser Gegenwart zu 
entkommen. Diesem apokalyptischen 
Gejammer und Genörgel… Ein Land, 
das nichts mehr will, weil es schon alles 
hat“. Weil die Olympiabewerbung für 
1972 auf „ganz und gar undemokrati-
sche Weise“ für „Dynamik und Image“ 
gesorgt habe, benötige es auch heute 
„bei aller grundsätzlichen Zankhaf-
tigkeit und Verzagtheit im deutschen 
Gemüt: ein Gemeinsames, ein Wir“.

Ökonomie: Sozialisierung der Lasten, 
Privatisierung der Gewinne

Inzwischen werden die Kosten für 
Olympia 2018 offen genannt: 1,8 Milli-
arden Euro müssen vom Steuerzahler 
aufgebracht werden, um das dreiwö-
chige „Event“ zu finanzieren. Die Ge-
winne streicht das IOC ein und gibt den 
Bewerbergemeinden davon einen klei-
nen Anteil. Gleichzeitig verpflichten 
sich die Austragungsstaaten, dass das 
IOC keine Steuern berappen muss. Auf 
die Sittenwidrigkeit eines solchen Ver-
trags angesprochen, meint der Mün-
chener Oberbürgermeister, er halte 
das auch für „eine Zumutung. … Die 
Frage lautet einfach: Wollen wir uns 
beteiligen oder nicht?“ (SZ 12.11.2009). 
Rechtsstaatliche Normen werden aus-
gehebelt, weil das IOC, das selbst weder 
eine öffentliche Kontrolle zu fürchten 
hat noch eine demokratische Organi-
sation ist, dies verlangt. Wenn man 
weiß, wie hoch sich die Marktgemein-
de Garmisch-Partenkirchen wegen 
der Ausrichtung der Ski-Weltmeister-
schaften im Jahr 2011 verschuldet hat, 

Die landeshauptstadt münchen, unterstützt von der regierung des Bundes und des freistaates Bayern, die Bewerbung 
für die olympischen winterspiele 2018 beim ioc abgegeben. wir dokumentieren stellungnahmen der linken aus dem 
Bezirksrat von oberbayern – Prof. Dr. klaus weber – und aus dem stadtrat von münchen, Brigitte wolf, und verweisen 
darüber hinaus auf die webseite www.nolympia.de, die eine gute übersicht der vielfältigen kritiken bringt.

www.nolympia.de.: Schneetransport zur Kandahar, Februar 2007
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kann ermessen, welche finanziellen Pro-
bleme auf den Ort zukommen werden. 
Die Kommune hat in den letzten Jahren 
60 Millionen Euro in den Wintersport 
investiert; für Kinderkrippen dagegen 
mag der CSB-Bürgermeister Thomas 
Schmid das Geld nicht ausgeben. „Bis 
2013 müsste Garmisch-Partenkirchen 
67 neue Plätze aufbauen, um den staat-
lichen Vorgaben zu entsprechen“ (SZ 
30.3.2009). Dafür sind gerade einmal 
11 000 Euro für 2011 und 2012 einge-
plant. Keine Frage: Während der Spiele 
wird in Garmisch-Partenkirchen und 
den umliegenden Landkreisen kein 
Übernachtungsplatz zu bekommen 
sein und viele Arbeitslose, Kinder, Ju-
gendliche, StudentInnen und prekär 
Beschäftigte werden ihre kargen Ver-
dienste aufbessern können. Doch wie 
wird es nach den Spielen aussehen? 
Thomas Bausch, Professor für Touris-
tik an der Hochschule München, hat in 
einer Studie vom April 2009 deutlich 
gemacht, dass Großveranstaltungen 
in Garmisch-Partenkirchen nicht zu 
mehr Tourismus führen werden, weil 
gerade die Klientel, die in Orten wie 
Garmisch Urlaub machen will (Lohas 
= Lifestyle of Health and Sustaina-
bility), sich dann abwenden werden, 
wenn er umweltfeindliche Eingriffe 
in die Natur vornimmt und langwie-
rige Baumaßnahmen durchführt, um 
Sportgroßveranstaltungen anbieten zu 
können. 

Olympische Spiele sind wie die an-
reisenden SportlerInnen zur Ware ge-
worden und werden ebenso gehandelt. 
Die Einzelnen, wie sehr sie auch einem 
sportlichen Gedanken frönen mögen, 
können in dieser Welt nur überleben, 
wenn sie ihrem Körper zum Waren-
körper machen und die wenigen Jahre 
des Leistungssports dazu nutzen, über 
Sponsorverträge und Preisgelder so 
viel zu verdienen, dass sie anschlie-
ßend ein ruhiges Leben führen können. 
Der Zusammenhang zwischen kapita-
listischer Warenproduktion und Sport 
ist nicht nur in den Sportarten selbst 
wahrnehmbar: Sport und sportliche 
Veranstaltungen tragen in Bezug auf 
ihre gesellschaftliche und ideologische 
Funktion dazu bei, dass Körperkult, 
Konkurrenz und Niederlage zu na-
türlichen Prinzipien erklärt und vom 
sportlichen Terrain auf Arbeits- und 
Lebenswelt problemlos übertragen 
werden können.

Ökologie: Zum x-ten Male „grüne  
Winterspiele“

Wintersportveranstaltungen, die sich 
als nachhaltig bezeichnen, sollen nicht 
nur den Arbeitsmarkt beleben und den 
Tourismus fördern, sondern vielmehr 
die ökologischen, sozialen und ökono-
mischen Strukturen einer Region so 
zu nutzen und hinterlassen, dass die 
in der Region lebenden Menschen in 
Bezug auf diese Dimensionen ihren 

MitLinks NOlympia-EXTRA
Inhalt: Interview mit Prof. Dr. Klaus 
Weber, Bezirksrat der Linken im Be-
zirkstag von Oberbayern, und Bri-
gitte Wolf, Stadträtin der Linken im 
Stadtrat von München, Dokumenta-
tion von www. NOlypia.de „München 
2018 – 18 Gründe gegen Olympia!“ 

Einleitung: Am 11.1.2011 hat Mün-
chen die Bewerbungsunterlagen für 
die Olympischen Winterspiele 2018 
beim IOC eingereicht. Umweltver-
bände und unmittelbar Betroffene 
in den Alpengemeinden protestieren. 
Die Linke im Bezirk Oberbayern und 
im Münchner Stadtrat lehnt das Pro-
jekt ab. Einen Ausstieg haben auch 
der Bundesparteitag der Grünen, die 
Grünen im Landtag und die Grüne Ju-
gend gefordert. Sie alle meinen, dass 
München und der bayerische Alpen-
raum für dieses Großereignis nicht 
der richtige Ort ist. Die Stadt hat keine 
gewachsene Verbindung zum Winter-
sport und ist keine Alpenstadt. Für die 
kleinräumigen bayerischen Alpentä-
ler ist das Mega-Event zu groß. Die 
mangelnde Eignung führt schon im 
Vorfeld zu Spannungen in der Region. 
Betroffene in den Alpengemeinden 
werden unter Druck gesetzt und in 
den Widerstand getrieben. Die Lan-
deshauptstadt München nimmt un-
faire Vertragsbedingungen hin: dem 
IOC werden die Profite garantiert, 
Stadt und Land tragen die Risiken des 
Misslingens. Olympische Spiele – auch 
Winterspiele – sind eine große Sache, 
die Spuren hinterlässt. Die Sommer-
spiele 1972 waren Teil einer lang-
fristig geplanten Stadtentwicklung. 
Die Ertüchtigung der Stadt für das 

Großereignis war auch eine nachhal-
tigen Verbesserung der Infrastruk-
tur. Anders die Winterolympiade 2018: 
Man verspricht, die Schäden hernach 
wieder zu beseitigen. Falls das IOC 
München den Zuschlag erteilt, wer-
den Natur, Infrastruktur und inter-
nationales Ansehen des Oberlandes 
und der Stadt leiden. Wenn das IOC 
einen anderen Austragungsort wählt, 
der die Veranstaltung vielleicht als 
Schritt seiner eigenen, nachhaltigen 
Entwicklung plant, sollte München 
das nicht als Affront auffassen, son-
dern als wertvollen Hinweis, dass 
Entwicklung und Vermarktung nicht 
länger verwechselt werden sollten. 

 Brigitte wolf 

www.dielinke-muenchen-stadtrat.de/fileadmin/srmuenchen/dokumente/2011_1/ 
110113_ml_extra_Olympia.pdf

Arbeits- und Lebensort ebenso – wenn 
nicht besser – nutzen können sollten 
als vor einer Großveranstaltung. Vor 
den Winterspielen in Turin 2006 und 
Vancouver 2010 hat sich das IOC jeweils 
damit gebrüstet, „nachhaltige Spiele“ 
zu veranstalten. Die Internationale Al-
penschutzkommission CIPRA stellte 
dazu fest: „Die Frage, ob olympische 
Winterspiele wirklich als »grün« und 
nachhaltig bezeichnet werden dürfen, 
kann erst im Nachhinein beantwortet 
werden. … Alleine die Organisations-
kosten belaufen sich auf 1,3 Milliarden 
Euro. Zusammen mit den Aufwendun-
gen für die Infrastruktur von 2,1 Mil-
liarden Euro ergeben sich Gesamtkos-
ten von 3,4 Milliarden Euro, welche 
größtenteils von der öffentlichen Hand 
getragen werden. … Während die fi-
nanzielle Belastung für die Metropo-
le Turin eher tragbar scheint, werden 

Orte wie Pragelato oder Cesana nach 
den Spielen den Unterhalt der Anla-
gen schwer verkraften. Ende 2005 hat 
der Bürgermeister von Albertville/F, 
Austragungsort der Spiele 1992, sei-
ne Kollegen aus dem Piemont erin-
nert, dass die Skisprungschanze von 
Courchevel/F bis heute ein Defizit 
von 200 000 Euro jährlich verursacht“ 
(CIPRA 2006). Vancouver hatte einen 
Vertrag mit dem IOC, in dem der Er-
halt der wichtigen Naturschutzflächen 
ebenso zugesichert wurde wie eine 
Versorgung der SportlerInnen mit re-
gionalen Produkten. Da das IOC alle 
Vertragsklauseln eigenständig ohne 
Zustimmung der austragenden Orte 
ändern darf, wurden Wälder in Na-
turschutzgebieten abgeholzt und die so 
genannte regionale Essensversorgung 
übernahm Burger King – ein wahrlich 
ökologischer Konzern. Die CIPRA hat 
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Was halten Sie von dem mit dem IOC 
abzuschließenden Host-City-Vertrag?
Klaus Weber: Der Vertrag ist die 
Tinte nicht wert, mit der er unter-
zeichnet wird. Das IOC kann ein-
seitig alle Vertragspunkte ändern, 
ohne die Austragungs-Kommunen 
zu fragen. Insofern verstößt ein 
solcher Vertrag gegen deutsches 
Recht.

Erwarten Sie von der Olympiade 2018 
einen Impuls für den Breitensport?
Klaus Weber: Wenn man Auto-
fahren und Fernsehschauen als 
Breitensportarten bezeichnet – 
dann ja!.

Kann man eine Winterolympiade in 
München und Garmisch mit gutem 

Im folgenden eine Kurzfassung der „18 Gründe gegen die Olympiabewerbung“ die im Bündnis NOlympia erarbeitet wurden. Auf der 
Webseite wird jedes der Argumente mit einer ausführlichen Darstellung unterlegt.  Adresse zum Artikel: www.nolympia.de

münchen 2018 – 18 Gründe gegen Olympia
Klimawandel. Es wird zu warm 
für Wintersport. Alpenweit gibt 
es einen eindeutigen Trend zu 

schneeärmeren Wintern, 
kürzer andauernden 
Schneebedeckungen und 
geringeren Schneehöhen 
vor allem in den unteren 
und mittleren Höhen-
lagen – also genau da, 
wo auch die Pisten von 
Garmisch-Partenkirchen 
liegen. ... 

Schnee? Nur noch aus der Kanone 
– mit enormem Verbrauch an Ener-
gie und Wasser. Für die Bewerbung 
zu den Olympischen Winterspielen 

2018 gibt es die Vorgabe, dass alle 
Skiwettkampfstätten in Garmisch-
Partenkirchen und Schwaiganger 
künstlich beschneit werden müs-

am 11.1.2011 hat München die 
Bewerbungsunterlagen für die 

Olympischen Winterspiele 2018 
beim IOC eingereicht. Umweltver-
bände und unmittelbar Betroffene 
in den Alpengemeinden protestie-
ren. Die LINKE im Bezirk Ober-
bayern und im Münchner Stadtrat 
lehnt das Projekt ab und unter-
stützt das breite Bündnis NOlym-
pia. Einen Ausstieg haben auch der 
Bundesparteitag der Grünen, die 
Grünen im Landtag und die Grüne 
Jugend gefordert. Sie alle meinen, 
dass München und der bayerische 
Alpenraum für dieses Großereignis 
nicht der richtige Ort ist. Die Stadt 
hat keine gewachsene Verbindung 
zum Wintersport und ist keine Al-
penstadt. Für die kleinräumigen 
bayerischen Alpentäler ist das 
Mega-Event zu groß. Die mangeln-
de Eignung führt schon im Vorfeld 

zu Spannungen in der Region. Be-
troffene in den Alpengemeinden 
werden unter Druck gesetzt und 
in den Widerstand getrieben. Die 
Landeshauptstadt München nimmt 
unfaire Vertragsbedingungen hin: 
dem IOC werden die Profite garan-
tiert, Stadt und Land tragen die Ri-
siken des Misslingens. Olympische 
Spiele – auch Winterspiele – sind ei-
ne große Sache, die Spuren hinter-
lässt. Die Sommerspiele 1972 wa-
ren Teil einer langfristig geplanten 
Stadtentwicklung. Die Ertüchti-
gung der Stadt für das Großereig-
nis war  auch eine nachhaltigen 
Verbesserung der Infrastruktur. 
Anders die Winterolympiade 2018: 
Man verspricht, die Schäden her-
nach wieder zu beseitigen. Falls 
das IOC München den Zuschlag er-
teilt, werden Natur, Infrastruktur 
und internationales Ansehen des 

Oberlandes und der Stadt leiden. 
Wenn das IOC einen anderen Aus-
tragungsort wählt, der die Veran-
staltung vielleicht als Schritt seiner 
eigenen, nachhaltigen Entwicklung 
plant, sollte München das nicht 
als Affront auffassen, sondern als 
wertvollen Hinweis, dass Entwick-
lung und Vermarktung nicht länger 
verwechselt werden sollten. 
 Brigitte Wolf

Ein Mega-Event wie 
Olympische Winter-
spiele sind für das 

kleinräumige Loisachtal 
und dessen Hauptort 
Garmisch-Partenkir-

chen viel zu groß.

Winterolympiade 2018: Wer zahlt die Zeche?
Interview mit Prof. Dr. Klaus Weber, Bezirksrat der LINKEN im Bezirkstag von Oberbayern, und Brigitte Wolf, Stadträtin 
der LINKEN im Stadtrat von München
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nun über die Spiele 2006 resümiert: Er-
halten geblieben sind Sprungschanzen 
und Bobanlagen, die – ebenso wie die 
Biathlonschießanlage – „vor sich hin-
schlummern“ und jährliche mehrere 
dutzend Millionen Euro an Unterhalt 
kosten. Die Eisstadien von Torre Pel-
lice und Pinerolo sind bis heute nicht 
rentabel, verschandeln aber die beiden 
Dörfer zum Eingang des Susa- und 
Chisone-Tals. Zudem: Alle austra-
genden Orte der letzten 20 Jahre sind 
hoch verschuldet (mit Ausnahme der 
Metropolen), während das IOC seine 
Gewinne aus den Sponsorenverträgen 
und Fernsehrechten noch nicht einmal 
nachvollziehbar deklarieren muss (vgl. 
CIPRA 2010). Für die Winterspiele in 
Vancouver (2010) sieht die Lage kei-
neswegs besser aus: „Trotz Behaup-
tungen, die »grünsten Olympics« seit 
jeher zu sein und PR-Statements über 
»Nachhaltigkeit« gehören die Spiele 
2010 zu den umweltschädlichsten in 
der Geschichte. Zehntausende Bäu-
me wurden gefällt und ganze Berg-
seiten weggesprengt, um Olympische 
Anlagen im Callaghan-Valley (in der 
Nähe von Whistler) und die Sea-to-
Sky Highway Erweiterung zu bauen“, 
heißt es auf einer kritischen Home-
page zu Vancouver 2010. Enorme Men-
gen Beton, verursachten das Sterben 
von Millionen von Lachsen im Fraser 
River, wo tonnenweise Schotter ab-
gebaut wird, um Beton herzustellen. 
Münchens Wirtschaftsreferent Reiter 
(SPD) verspricht trotz Wissens um 
die IOC-Strategien und solche Daten, 
diesmal die „nachhaltigsten Spiele“ 
(SZ 4.11.2010) ausrichten zu wollen. 
Das erste Projekt, das in Oberbayern 
für die Spiele 2018 durch Verkehrs-
minister Ramsauer ausgerufen wurde, 
war der Ausbau der Autobahn nach 
Garmisch und der Bau eines Tunnels 
für die PKW. Die Bahnstrecke nach 
Garmisch-Partenkirchen – die ledig-
lich einspurig zu befahren ist – kann 
bis 2018 nicht ausgebaut werden; die 
Frist ist zu kurz.

Hauptproblem: Metropolen und ihr  
Hinterland

Mehr als die Hälfte der Veranstal-
tungen dieser Winterspiele ist nicht 
in München geplant, sondern in den 
Gemeinden Garmisch-Partenkirchen 
und Ohlstadt sowie in Schönau am 
Königsee, die alle in den Alpen liegen. 
Die BewohnerInnen der ländlichen Be-
werbergemeinden haben immer wie-
der darauf hingewiesen, dass sie in 
die Planungen nicht einbezogen und 
über die Umweltprojekte noch nicht 
einmal informiert wurden. Die betrof-
fenen Bürgermeister z.B. erfuhren von 
einem geplanten Biosphärenreservat 
„aus den Medien“. Auch über die Um-
weltprojekte des Alpenvereins lasen 
jene „wiederum nur aus den Medien“ 
(SZ 13.4.2010). Hinter dieser Informa-

tionspolitik verbirgt sich ein Konflikt, 
der auch andere europäische Bewer-
berregionen betrifft: Die reichen Me-
tropolen (Global- und Eurocities) nut-
zen ihr „Hinterland“, die Alpen und 
das Alpenvorland, für „die Funktion 
Erholung, Sport, Freizeit, … da es da-
für innerhalb der Metropolregionen 
meist keine attraktiven Standorte 
gibt… : Land- und Fortwirtschaft und 
Gewerbe werden verdrängt, städtische 
Wohn- und Freizeitfunktionen [domi-
nieren] den gesamten Raum. … Dabei 
entstehen völlig neue Landschafts-
strukturen, die entweder rein sachlich-
funktional geprägt sind, oder bei denen 
aus städtisch-nostalgischen Gründen 
traditionelle Strukturen museal erhal-
ten oder als fingierte Vergangenheit … 
neu inszeniert werden“ (Bätzing 2009). 
Für die Olympiabewerbung „benötigt 
die Stadt München Standorte in den 
Alpen, und sie geht selbstverständ-
lich davon aus, dass die betroffenen 
Einheimischen mitmachen, ohne sich 
vorstellen zu können, … dass diese 
ganz andere … Ziele und Werte haben 
könnten“ (Bätzing 2010, S.26).

Widerstand: Argumente gegen  
Machtpolitik

Der Bund Naturschutz und der alpine 
Umweltschutzverein Mountain wilder-
ness sind ebenso wie der Deutsche Na-
turschutzring aus der Fachkommission 
Umwelt der Planungsgesellschaft des 
DOSB ausgetreten, weil sie sich nicht 
als ökologisches Feigenblatt missbrau-
chen lassen wollen. Für die Durch-
führung der Veranstaltungen sei die 
Sicherstellung künstlicher Beschnei-
ung notwendig, was die Alpenschutz-
organisation Mountain wilderness aus 
Energie- und Wasserverbrauchsgrün-
den generell ablehne. Der Deutsche 
Alpenverein, der die Bewerbung un-
terstützt, kam massiv in die Kritik, 
weil er sich habe „kaufen“ lassen: Ihm 
wurden zwei Projekte, darunter ein 
Leitprojekt Bergtour 2018 zur nach-
haltigen Bergsportentwicklung ohne 
öffentliche Ausschreibung „übertra-
gen“. Deshalb wirbt der DAV in seinen 
Mitgliederzeitschriften – ohne die Mit-
glieder gefragt zu haben – für „grüne 
Winterspiele 2018“ (Urban & Scheuer-
mann 2010; S.6).

Parteipolitische Kritik am Olympia-
2018-Antrag (Bundestag 2009) kam 
lediglich von den GRÜNEN und der 
Linken: Die ersten bemängelten, der 
Antrag sei „lieblos“, weil er weitgehend 
die Wortwahl eines Antrags von 2003 
zur Unterstützung der Olympia-Be-
werbung Leipzigs wiederhole; zudem 
läge kein ökologisches Gesamtkon-
zept für den ohnehin schwer belaste-
ten Alpenraum vor. Der Vertreterin 
der Linken, Katrin Kunert, fiel nichts 
Besseres ein als die große Koalition zu 
kritisieren, weil diese die Linken nicht 
in das Olympiaprojekt eingebunden 

habe: „Wenn es um ein nationales An-
liegen geht, dann könnt ihr uns nicht 
draußen lassen“ (FAZ 2.7.2009), erei-
ferte sich die aktive Sportlerin. Selbst 
Gregor Gysi, dem der Zusammenhang 
von Großveranstaltungen und Kapital- 
und Verwertungsinteressen von Sport- 
und Medienindustrie nicht unbekannt 
sein dürfte, fügte sich am Tag vor der 
Abstimmung im Bundestagsplenum 
dem „nationalen Anliegen“ und sprach 
sich auf dem Wahl-Hearing des DOSB 
für die Olympiabewerbung aus: „Wenn 
wir Olympische Spiele wollen, müssen 
wir auch bereit sein, selber welche aus-
zutragen“ (ebd.). Bei der Bundestags-
Abstimmung enthielt sich Gysi dann 
aber ebenso wie seine Fraktion und die 
Fraktion der GRÜNEN. Inzwischen 
haben die Bundesgrünen auf ihrem 
Parteitag im November 2010 gegen die 
Olympiabewerbung 2018 gestimmt – 
der Druck der bayerischen Landtags-
fraktion war argumentativ zu groß. 
Im Juli 2011 entscheidet das IOC über 
die Bewerbung. Sollte die südkorea-
nische Konkurrenzstadt Pyeongchang 
den Zuschlag bekommen, sind mehrere 
dutzend Millionen Euro in Bayern al-
leine für die Bewerbung ausgegeben: 
Der Freistaat bürgt für alle Kosten, 
welche München und Garmisch nicht 
tragen können. Letzte Meldung: Aus 
Spargründen bekommen bayerische 
Lehramtsanwärter 900 Euro weniger 
für ihren Berufseinstieg …
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Winterdienst aus AWB­Gewinnen fi­
nanzieren! Köln. Die Linke im Rat der 
Stadt Köln fordert den Rat auf, weder 
die geplante Erhöhung der Abfallge-
bühren noch die Einführung einer wie 
auch immer gestalteten Winterdienst-
gebühr zu beschließen. Die Abfallwirt-
schaftsbetriebe (AWB) werden auch in 
2010 Gewinn machen. Eine Gebühren-
erhöhung ist daher unnötig und auch 
nicht vermittelbar. Bereits gegen die 
Erhöhung der Abfallgebühren in 2009 
hatte sich Die Linke mit einem Ände-
rungsantrag gewendet. 
Fraktionssprecher Jörg Detjen erklärt: 
„Wir lehnen eine Gebührenerhöhung 
ab. Durch die gute Arbeit der stadteige-
nen AWB erwirtschaftete sie Gewinne. 
Dieses Geld wird an den Stadtwerke-
konzern bzw. den städtischen Haushalt 
abgeführt. Da ist es nicht nachvollzieh-
bar, die Abfallgebühren zu erhöhen.“ 
Bei den Abfallgebühren fehlen 1,4 Mio. 
Euro. Für den Winterdienst gibt die 
Stadt bisher jährlich 4,1 Millionen Euro 
aus. Da Umwelt und Soziales im selben 
Dezernat angesiedelt sind, wurde die-
ses Geld eingesetzt, um die dramati-
schen Kürzungen im Bereich Soziales 
ein Stück weit abzumildern. Jörg Det-
jen dazu: „Wäre Rot-Grün auf unse-
re Haushaltsvorschläge eingegangen, 
so wären solche Taschenspielertricks 
nicht nötig. Die Linke hatte einen soli-
den und belastbaren Haushaltsentwurf 
eingebracht, der nicht die kleinen Leute 
belastet hätte. Der Winterdienst kann 
aus den Gewinnen der AWB finanziert 
werden. Eine Grundsteuererhöhung 
zur Finanzierung des Winterdienstes, 
wie die Grünen sie vorschlagen, lehnen 
wir ab.“ 
 www.linksfraktion­koeln.de

Recht auf Mobilität für alle Freibur­
gerInnen! freiBurg. Es ist nicht hin-
nehmbar, dass Tausende Menschen in 
unserer Stadt sich wegen der Weigerung 
der Stadt, ein Sozialticket einzuführen, 
weiterhin vom gesellschaftlichen Le-
ben ausgegrenzt, zum Schwarzfahren 
gezwungen oder dazu gebracht werden, 
auf Lebensnotwendiges zu verzichten, 
um mobil zu bleiben. Das von der VAG 
in Auftrag gegebene Gutachten liegt 
seit Juni 2010 vor. Dann wurde es u.a. 
dem RVF zur Stellungnahme zugelei-
tet. Mehrere Anfragen der Fraktion der 
Unabhängigen Listen auf Herausgabe 
des Gutachtens, wie in der Kommission 
Sozialticket der VAG in der letzten Sit-
zung vor der Sommerpause angekün-
digt, wurden von der Verwaltung ab-
gelehnt. Jetzt haben die StadträtInnen 
eine ganze Woche (!!!) Zeit bis zur öf-
fentlichen Vorberatung des Gutachtens 
im Hauptausschuss. Das ist unglaublich 
angesichts des monatelangen Vorlaufs 
und der Bedeutung der Sache … 
 www.linke­liste­freiburg.de

Kinder und Jugendliche Schwerpunkt 
bei Haushaltsberatungen: Hannover. 
Auf ihrer Klausursitzung zum Haus-
halt 2011 hat Die Linke im Rat eigene 
Vorschläge zum städtischen Haushalt 
2011 entwickelt und beschlossen. „Un-
sere Schwerpunkte liegen bei sozialen 
Unterstützungsmaßnahmen vor allem 
für Kinder und Jugendliche“, betont 
der Fraktionsvorsitzende Oliver Förste. 
So will Die Linke eine längere Über-
nahme der über Bedarf ausgebildeten 
städtischen Auszubildenden erreichen 
sowie ein kostenfreies Mittagessen für 
bedürftige Kinder an Ganztagsgrund-
schulen. „Aber wir wollen auch mehr 
Personal in den städtischen Alten- und 
Pflegeheimen einstellen und eine wei-
tere Stelle für den Jugendschutz ein-
richten“, kündigt Oliver Förste an. Der 
stellvertretende Fraktionsvorsitzende 
Luk List legt besonderen Wert auf eine 
Ausweitung des Hannover Aktiv Pas-
ses: „Wir wollen, dass in Zukunft auch 
Geringverdiener den Hannover Aktiv 
Pass bekommen und zusätzliche Leis-
tungen für die Inhaber einführen, wie 
ein kostenloses Mittagessen an Kin-
derbetreuungseinrichtungen und den 
kostenfreie Eintritt an städtischen Mu-
seen.“ www.linksfraktion­hannover.de

Lohndumping des Senats: HamBurg. 
Nachdem das Bundesarbeitsgericht der 
„christlichen“ Gewerkschaftsorgani-
sation für Leiharbeit CGZP die Tarif-
fähigkeit abgesprochen hatte, ist nun 
ein Musterprozess beim Arbeitsgericht 
Berlin anhängig. Es geht um zurück-

liegende Zeiträume von 
bis zu vier Jahren, in de-
nen Leiharbeiter genauso 
wie die jeweiligen Stamm-
belegschaften entlohnt hätten werden 
müssen. Der Senat hat nun zugegeben, 
Leiharbeitskräfte, zum ungültigen Ta-
rif der CGZP auch noch bis November 
2010 beschäftigt zu haben. Hierzu er-
klärt die arbeitsmarktpolitische Spre-
cherin der Fraktion Die Linke Elisa-
beth Baum: „Obwohl das Verfahren vor 
dem Bundesarbeitsgericht bereits seit 
Monaten bekannt war, hat der Senat 
bis zum November dieses Jahres Leih-
arbeitskräfte zu Dumping-Löhnen be-
schäftigt. Das ist ein Skandal. Nichts 
hätte näher gelegen, als die betroffenen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
genauso zu bezahlen wie die Stammbe-
schäftigten. Das entspricht auch dem 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz. Der 
Senat hat eine Vorbildfunktion für die 
Wirtschaft in Hamburg. 
 www.die­linke­hh.de 

Stadtrat verabschiedet einstimmig Re­
solution zu Gunsten der Flüchtlinge: 
augSBurg. Erneut wurde im Augsbur-
ger Stadtrat eine Resolution zu Gunsten 
der Flüchtlinge verabschiedet. Damit 
haben schon zum zweiten Mal in diesem 
Jahr sämtliche Rathausfraktionen und 
-gruppen die Forderungen der Flücht-
linge und der Flüchtlingsbewegung 
aufgegriffen und über alle Parteigren-
zen hinweg einmütig unterstützt. Dies 
ist ein beachtlicher Vorgang in einer 
bayerischen Großstadt. Umso schäbiger 

Steag: Stadtwerke haben gekauft!

Über den Stadtwerke/Steag-Deal ist in den letzten drei Ausgaben dieser Zeitung 
ausführlich berichtet worden. Erwartungsgemäß wurde Ende Dezember der 
Kaufvertrag gezeichnet, nachdem alle städtischen Gremien und Aufsichtsräte 
der beteiligten Städte und ihrer Stadtwerke grünes Licht gegeben haben. Dabei 
kam es zu unterschiedlichen Abstimmungsverhalten, wobei nur die Fraktionen 
der SPD in allen sechs Städten zustimmten, ansonsten haben sowohl CDU, Grüne 
und Linke in jeweils einer Stadt dagegen gestimmt, die FDP in vier Städten. Die 
von der Linken initiierten und den Duisburger Grünen zum Teil weiterentwi-
ckelten politischen Leitlinien (s. PB 11/10) sind in ähnlicher Ausprägung und 
mit verschiedenen, überwiegend rot-rot-grünen Mehrheiten fast überall mitbe-
schlossen worden. In Dinslaken scheiterte das an der SPD, weshalb die dortige 
linke Fraktion dem Gesamtpaket nicht zustimmte. In Bochum wurden einige 
Bestandteile dieser Leitlinien als „harte“ Bedingung für die Unterzeichnung 
durch die Stadtwerke verabschiedet. Das sorgte dafür, dass jetzt der ökologische 
Umbau als Unternehmensziel, die Ersetzung von Altanlagen durch erneuerba-
re Energien und der Ausstieg aus dem Geschäftbereich Nuclear Technologies 
binnen einen Jahres, obwohl er nur weniger als 1 % der Geschäftstätigkeit aus-
macht, im Konsortialvertrag festgeschrieben sind. Jetzt will Evonik möglichst 
schnell auch die restlichen 49 % veräußern, auch um eine Konzernbereinigung 
bei der evtl. Börsenplatzierung ihrer Chemiesparte zu haben. Die Stadtwerke 
sollen nach neuesten Medienmeldungen bereits eine Kaufverpflichtung für diese 
zweite Tranche vereinbart haben, für die sie bis Ende Februar die Zustimmung 
der kommunalen Gremien einholen müssen. Würden das alle Städte ablehnen, 
wäre Evonik berechtigt den Kaufvertrag für die erste Tranche rückabzuwickeln. 
Evonik soll aber den Stadtwerken finanziell weit entgegen gekommen sein, so 
dass es sehr wahrscheinlich ist, dass zumindest eine Mehrheit der bisher betei-
ligten Städte weiter macht. Derweil macht die WAZ Stimmung mit der nach Ende 
der Laufzeit üblichen Kündigung der Strombezugsverträge durch die RWE. Es 
bleibt also spannend. Wir berichten weiter.  thorsten Jannoff 

Kommunale 

Politik
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ist es, wenn der Inhalt der neuen Reso-
lution von den Medien am Ort weitge-
hend verschwiegen wird. Der Tenor der 
Berichterstattung ist etwa so, dass es 
zwar „menschenunwürdige Zustände“ 
in den Flüchtlingsunterkünften gebe 
(Robert Vogl), vor allem in der Calm-
bergstraße, dass man aber zur Unter-
bringung dort leider „keine Alternati-
ve“ habe (Bernd Kränzle, CSU). Damit 
wird inhaltlich nur auf Punkt 1 der 
neuen Resolution des Stadtrats einge-
gangen … An alles andere will man auf 
keinen Fall rühren. Das betrifft zum 
Beispiel Punkt 2 der Resolution, in dem 
Geldzahlungen für den Einkauf von 
Lebensmitteln gefordert wird und das 
strikte Sachleistungsprinzip der bay-
erischen Staatsregierung als Verstoß 
gegen die Menschenwürde und damit 
als verfassungswidrig bezeichnet wird. 
Dies betrifft auch Punkt 3 der Resoluti-
on, in dem die Erhöhung der Leistungs-
sätze für die Flüchtlinge gefordert wird.
  www.forumaugsburg.de/

Kliniken: Pflegenotstand! Stuttgart. 
In den städtischen Kliniken herrscht 
Pflegenotstand. Überlastungsanzeigen 
des Personals haben besorgniserregen-
de Dimension angenommen. Überlas-
tung in diesem existentiellen Bereich 
entsteht, weil das Land der Verpflich-
tung zur Investitions-Finanzierung 
nicht nachkommt. Auch die Stadt als 
Klinikumsträger schließt heute diese 
Lücke nicht. Sie zwingt das Klinikum 
damit, sie durch zu wenig Personal zu fi-
nanzieren: Personalstellen finanzieren 
Baustellen. Die Folgen des Personal-
mangels spüren direkt die Patienten. 
Wird er nicht schnell behoben, werden 
sich Stationsschließungen häufen, wie 
schon geschehen auf der Intensivstation 
im Olgäle. Was schlecht für Patienten 
ist, aber auch für die Klinikeinnahmen. 
Stadt und Klinikumsleitung müssen 
handeln: bessere Vergütung, Entlas-
tung und mehr Stellen im Pflegebereich 
sind zwingend!  www.domino1.stuttgart.de/ 

 grat/soesundlinke.nsf

Lippenbekenntnisse: Bonn. Für Bonn 
liegen die Fakten auf dem Tisch: Jähr-
lich müssen mindestens 650 geförder-
te Wohneinheiten in Bonn entstehen, 
um den aktuellen Bestand an Sozial-
wohnungen überhaupt nur halten zu 
können. Die in sozial- und stadtent-
wicklungspolitischer Hinsicht gebote-
ne Ausweitung des sozialen Wohnungs-
baus ist auch aus haushalterischen 
Gründen sinnvoll. Die Verwaltung hat 
dargelegt, dass sich vor dem Hinter-
grund explodierender Kosten der Un-
terkunft Investitionen in die Förderung 
des sozialen Wohnungsbaus bezahlt 
machen. Demnach führen 6 000 Euro 
Investitionen in 25 Jahren zu Einspa-
rungen von 22 000 Euro. Deshalb sind 

jetzt endlich Handlungen gefragt. Die 
Linksfraktion hatte beantragt, dass der 
Vebowag angemessene finanzielle Mit-
tel für zusätzlichen Wohnungsbau im 
Rahmen des nächsten Haushaltes zur 
Verfügung gestellt werden. Außerdem 
sollten die planungsrechtlichen Mög-
lichkeiten ausgeschöpft werden, um der 
Vebowag für diese Zwecke Priorität 
beim Zugang zu städtischen Grund-
stücken einzuräumen. CDU und Grüne 
lehnten diesen Antrag ab. Stattdessen 
verabschiedeten sie einen ausufernden 
Prüfauftrag an die Verwaltung. Damit 
blockieren sie weiter konkrete Schritte 
für mehr sozialen Wohnungsbau , ob-
wohl alle notwendigen Fakten auf dem 
Tisch liegen. www.dielinke­bonn.de

Mietnomaden sind ein Randphänomen: 
franKfurt. Haus & Grund Frankfurt 
hat kürzlich auf die Gefahr hingewie-
sen, die von Mietnomaden ausgeht und 
schärfere Gesetze bei Kündigungen 
wegen Zahlungsrückstand gefordert. 
Abgesehen davon, dass in den uns be-
kannten Veröffentlichungen von Haus 
& Grund Frankfurt für den Raum 
Frankfurt und Umgebung kein Fall 
von Mietnomadentum benannt wur-
de, hat nun das Bundesbauministeri-
um auch bundesweit Entwarnung ge-
geben: Etwa 200 Mietnomadenfälle in 
fünf Jahren bundesweit. Aufgrund des 
Frankfurter Wohnungsmarkts und der 
damit verbundenen Auswahl an Mietin-
teressenten schätzen wir für Frankfurt 
am Main weniger als einen Fall in den 
letzten fünf Jahren … In die Miete ist 
– ökonomisch betrachtet – bereits ein 
Betrag für zu erwartende Mietausfälle 
einkalkuliert. Anschaulich wird dies 
im Sozialen Wohnungsbau, wo in der 
Grundmiete ein Aufschlag von 2% für 
ein so genanntes Mietausfallwagnis 
enthalten ist … Ein in Mietverhältnis-
sen leider weit verbreitetes Phänomen 
ist die Unterschlagung der Mietkau-
tion durch den Vermieter. Wenn man 
Großvermieter ausklammert, schätzen 
wir den Anteil unzulässiger Kautions-
einbehalte bei unseren Mitgliedern 
(organisierte Mieter sind sicher nicht 
100-prozentig repräsentativ) auf 20%.
  http://www.mhm­ffm.de

„Die Gewerbesteuer – eine gute Ge­
meindesteuer“: Berlin. Die Gewerbe-
steuer als wichtigste Steuer der Städte 
schwankt über längere Sicht betrachtet 
nur wenig stärker als andere lohn- und 
ertragsabhängige Steuern, weist aber 
eine deutlich höhere Wachstumsdy-
namik auf. Zwischen 1995 und 2008 
hat sich das bundesweite Aufkommen 
der Gewerbesteuer annähernd von 
21,6 auf 41 Milliarden Euro verdop-
pelt. Das Aufkommen der übrigen 
lohn- und ertragsabhängigen Steuern, 
einschließlich der Körperschaftssteu-

er, stieg dagegen nur um rund 
ein Viertel. Das ergab eine ak-
tuelle Analyse der Senatsverwal-
tung für Finanzen des Landes Berlin, 
die der Deutsche Städtetag innerhalb 
seiner Broschüre „Die Gewerbesteu-
er – eine gute Gemeindesteuer. Fak-
ten und Analysen“ veröffentlichte. Die 
Schwankungsbreite der Gewerbesteu-
er in diesem Zeitraum, der ziemlich 
exakt zwei Konjunkturzyklen umfasst, 
lag bei den übrigen konjunkturabhän-
gigen Steuern nur 4,4 Prozentpunkte 
niedriger als bei der Gewerbesteuer. 
… In der Broschüre werden darüber 
hinaus Kritikpunkte am Prüfmodell 
der Bundesregierung aufgelistet, das 
anstelle der Gewerbesteuer kommuna-
le Zuschläge auf die Einkommen- und 
die Körperschaftsteuer sowie einen 
höheren Anteil der Kommunen an der 
Umsatzsteuer vorsieht. Die Broschüre 
„Die Gewerbesteuer – eine gute Ge-
meindesteuer. Fakten und Analysen ist 
als Band 94 der Reihe „Beiträge des 
Deutschen Städtetages zur Stadtpoli-
tik“ erschienen und als PDF-Dokument 
kostenfrei abrufbar.  www.staedtetag.de

Ursachen der Steuerausfälle: Berlin. 
Nach Meldung des „Behörden-Spiegels“ 
gibt es inzwischen verschiedene Quel-
len, die darauf aufmerksam machen, 
dass die rückläufigen Steuereinnah-
men der Kommunen nicht nur auf die 
Konjunkturschwäche der letzten Jahre 
zurückzuführen sind, sondern auf die 
Steuersenkungsgesetze der verschie-
denen Bundesregierungen. So schätzt 
Petra Roth (CDU), die Präsidentin des 
Deutschen Städtetags, dass die ak-
tuellen Einnahmerückgänge bei den 
Steuern zu wenigstens 50% auf die in 
Berlin beschlossenen Steuersenkungen 
zurückzuführen sind. In Hannover hat 
der dortige Stadtkämmerer, Dr. Marc 
Hansmann, sich die Mühe gemacht und 
die Ergebnisse aller Steuersenkungs-
beschlüsse der letzten dreißig Jahre 
hochgerechnet. Ergebnis: Die Stadt 
Hannover macht jährliche Minderein-
nahmen von rund 250 Millionen Euro. 
Auch in einer von der Dienstleistungs-
gewerkschaft Verdi in Auftrag gege-
benen Studie kommen die Verfasser, 
Achim Truger und Kai Eicker-Wolf, zu 
der Auffassung, dass allein die reform-
bedingten Ausfälle durch die Regie-
rung Schröder jährliche Fiskalverluste 
von 50 Mrd. Euro bedingen. Insbeson-
dere habe die rot-grüne „Steuerreform 
2000“ mit ihrer schrittweisen Senkung 
von Einkommens- und Unternehmens-
besteuerung zu Buche geschlagen. Auch 
das Wachstumsbeschleunigungsgesetz 
führt zu Mindereinnahmen von rund 
6,1 Mrd. Euro pro Jahr, wovon etwa 1 
Milliarde Euro zu Lasten der Kommu-
nen gehen.  www.kommunale­info.de

 (Zusammenstellung: ulj)
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Jungheinrich AG

Eine Belegschaft wehrt sich
norderstedt / hAmBurg. Wenn in den Kon-
zernen die Gewinne wieder sprudeln und 
die produzierten Stückzahlen die Höhe 
von 2007 und 2008 erreichen, fragen sich 
nicht wenige Belegschaften betroffen: Und 
wo bleiben wir? Und obwohl liberale und 
konservative Politiker einvernehmlich mit 
den Funktionären von Arbeitgeberverbän-
den für höhere Löhne plädieren, entsteht 
bei manchen Kollegen das ungute Gefühl, 
irgendwie doch der Betrogene zu sein. Von 
der IG Metall kommt dazu keine Antwort. 
Die Kolleginnen und Kollegen bei Jung-
heinrich haben erkannt: Erfolg ist nur zu 
haben, wenn man die Sache selbst in die 
Hand nimmt. 

Lohnabbau trotz Aufschwung

Unter der Überschrift „Kämpfen in 
Zeiten der Krise“ hatten die Politi-
schen Berichte im Septemberheft 2010 
über die Lage des Konzerns und die 
der Belegschaft berichtet. Das Markt-
volumen für Gabelstapler war weltweit 
von 872 000 Einheiten in 2008 auf nur 
mehr 547 000 eingebrochen. Hiervon 
waren alle Regionen der Welt betrof-
fen, vor allem aber die Kernmärkte in 
Europa mit nahezu einer Halbierung 
des Markts. Für den Jungheinrich-

Konzern bedeutete das zum Teil mehr 
als 40% Rückgang der Auslastung in 
den Werken. Ende 2009 konnte das 
Management in einem Interessenaus-
gleich und Sozialplan Personalabbau 
und Lohnkürzungen durchsetzen, der 
ab 2010 seine Wirkung entfalten sollte.

Aber schon auf der Hauptversamm-
lung der Jungheinrich Aktiengesell-
schaft im Juni 2010 verkündete der 
Vorstandsvorsitzende in seiner Spra-
che als Betriebswirtschaftler, dass der 
„operative Turnaround bereits nach 
acht Monaten geschafft“ wurde und 
man somit jetzt schon wieder beim 
Profit-Machen sei. „Auf die massi-
ven Umsatz- und Auftragseinbußen 
reagierte die Unternehmensführung 
mit der schnellen und konsequenten 
Umsetzung umfassender Anpassungs- 
und Restrukturierungsmaßnahmen. 
Dank der richtigen strategischen Wei-
chenstellung konnte Jungheinrich aber 
gestärkt aus der Krise herauskommen“, 
war in den Berichten an die Aktionäre 
zu lesen.

Was bedeutete das für die Beleg-
schaft? Ab Frühjahr 2010 wurden wie-
der Leihleute eingestellt und Über-
stundenanträge sogar für Samstage 
gestellt. Die Kolleginnen und Kollegen, 

die ab Januar 2010 das Unternehmen 
in Richtung einer Auffanggesellschaft 
verlassen hatten, um in den vorgezoge-
nen Ruhestand zu gehen, fehlten. Ein 
erstes Zugeständnis des Managements 
war es, dass der Betriebsrat des Werkes 
in Norderstedt das Gleitzeitmodell für 
die Beschäftigten in Wechselschicht, 
das eine hohe Qualität für die Kolle-
ginnen und Kollegen darstellt, wie-
der in Kraft setzen konnte. Aber im 
Kernbereich der abgeschlossenen Ver-
einbarungen, beim Personalabbau und 
bei den Lohnkürzungen bewegte sich 
die Firma ganz und gar nicht. Nicht 

Linke im Bundestag 

Reaktionen auf Tarifunfähigkeit der Christlichen Gewerkschaften gefordert
In der Bundestagdebatte Ende Dezember 
zur abschließenden Beratung des Antrages 
der Linken, forderte der rentenpolitische 
Sprecher der Fraktion Die Linke, Matthias 
W. Birkwald in Reaktion auf die durch das 
Bundesarbeitsgericht festgestellte Tarifun-
fähigkeit der Christlichen Gewerkschaften, 
Ansprüche der Sozialversicherungsträger 
zu sichern. Christliche Gewerkschaften in 
Gestalt der Tarifgemeinschaft Christlicher 
Gewerkschaften für Zeitarbeit und Perso-
nalserviceagenturen (CGZP) hatten in den 
vergangenen Jahren auf Arbeitnehmerseite 
die Tarifverträge im Bereich der Leih- und 
Zeitarbeit abgeschlossen. An ihrer Legiti-
mität gab es bereits seit Jahren erhebliche 
Zweifel. Wir zitieren im Folgenden aus der 
Rede von Matthias W. Birkwald:

[…] Das Bundesarbeitsgericht […] hat 
am Dienstag ein klares und deutliches 
Urteil gefällt: Die sogenannte Tarifge-
meinschaft Christlicher Gewerkschaf-
ten für Zeitarbeit und Personalservice-
agenturen, kurz CGZP, ist tarifunfähig. 
Das heißt, die christlichen Gewerk-
schaften hätten niemals Lohndumping-
tarifverträge abschließen dürfen, und 
sie dürfen es auch künftig nicht. Das 
Urteil ist ein tarifpolitischer Meilen-

stein und ein großartiger Erfolg für die 
Leiharbeiterinnen und Leiharbeiter, 
die jetzt nämlich vorenthaltenen Lohn 
nachfordern dürfen. […] Die Christen-
gewerkschaften sind ein grandioser 
Etikettenschwindel: Sie sind keines-
wegs christlich, und Gewerkschaften 
sind sie erst recht nicht. Ihre Nächs-
tenliebe galt bisher ausschließlich den 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern. 
Mit den Gefälligkeitstarifen ist jetzt 
Schluss. Dazu kann ich nur sagen: Gott 
sei Dank, dabei muss es auch bleiben.

Das Bundesarbeitsgericht hat seinen 
Job getan. Was ist jetzt zu tun? Es muss 
dringend dafür gesorgt werden, dass 
die Sozialkassen die Beiträge für 2006 
erhalten […]. Es geht um viel Geld. Die 
Bundesregierung hätte längst handeln 
müssen. Seit 2008 liegt das Problem 
auf dem Tisch, und 2009 hat Berlins 
Arbeitssenatorin Carola Bluhm die 
Bundesarbeitsministerin aufgefordert, 
aktiv zu werden. Frau Bluhm hat gegen 
die CGZP geklagt. Das hätten Sie, Herr 
Staatssekretär Fuchtel, und Ihre Minis-
terin Frau von der Leyen ebenfalls tun 
können. Sie haben es nicht getan, und 
das ist nicht zu akzeptieren.

Das Nichtstun kostet die Sozialkassen 

jedes Jahr mehr als eine halbe Milliar-
de Euro. Ihnen geht es doch immer um 
Beitragssatzstabilität. Diese Beiträge 
gehen der Rentenversicherung und der 
Krankenversicherung komplett verlo-
ren, wenn die Ansprüche verjähren; 
diese Gefahr besteht. Für die Jahre 2004 
und 2005 ist das Kind bereits in den 
Brunnen gefallen. 1,2 Milliarden Euro 
sind futsch […]. Weitere zweieinhalb 
Milliarden Euro stehen auf dem Spiel 
[…] Was wollen wir? Wir Linken wollen 
unter anderem, dass Leiharbeiterinnen 
und Leiharbeiter ab der ersten Stunde 
gleichen Lohn für gleiche Arbeit erhal-
ten wie die Festangestellten. Wir wol-
len, dass Leiharbeit in einem Betrieb auf 
höchstens drei Monate begrenzt wird. 
Die Linke will, dass Betriebsräte das 
Recht erhalten, über den Einsatz von 
Leiharbeiterinnen und Leiharbeitern 
mitzubestimmen. Wir sagen: Leihar-
beiterinnen und Leiharbeiter dürfen 
für ihre Flexibilität nicht mit Dum-
pinglöhnen bestraft werden. Nein, 
stattdessen müssen sie mit einer Flexi-
bilitätsprämie von 10 Prozent Lohnzu-
schlag belohnt werden. Kurzum: Das 
Lohndumping per Gesetz muss endlich 
ein Ende haben.

Titel der Dezemberausgabe der METALL, 
der Zeitung der IG Metall

fortsetzung seite 18



18   regionAles und geWerkschAftliches • PB 1/2011

Anlegerschutzgesetz:

Mehr Verbraucher-
schutz durch Berufs-
verbotsdrohung?
Ende Januar ist die zweite und drit-
te Lesung des „Anlegerschutz- und 
Funktionsverbesserungsgesetzes“ im 
Bundestag terminiert. Die Bundes-
regierung konstatiert in der Begrün-
dung, in der Finanzmarktkrise sei-
en „Defizite an den Kapitalmärkten“ 
bekannt worden, die das „Vertrauen 
der Marktteilnehmer und insbeson-
dere der Gesamtbevölkerung in funk-
tionsfähige Märkte und ein faires, 
kundenorientiertes Finanzdienstleis-
tungsangebot zu unterhöhlen drohen“. 
Es verfestige sich der Eindruck, „dass 
die Beratungsleistungen der Institute 
wesentlich durch Vertriebsvorgaben 
und Provisionsinteressen beeinflusst 
werden und Kundeninteressen nur eine 
untergeordnete Rolle spielen“. 

Auch die Gewerkschaft Verdi hat 
von den Arbeitgebern „Lehren aus 
der Finanzmarktkrise“ eingefordert 
– faire Arbeitsbedingungen und faire 
Beratung bis hin zum Verzicht auf pro-
duktverkaufsbezogene Zielvorgaben 
und Zielvereinbarungen, mit denen 
die Berater gegen Kundeninteressen 
unter Verkaufdruck gesetzt werden. 
Außer einer Absichtserklärung wurde 

Verdi-Stellungnahme (Auszug)
Mindestanforderungen und Meldepflich-
ten für Kundenberater

Wir begrüßen es außerordentlich, dass 
der Einsatz in der Kundenberatung 
von der Einhaltung bestimmter Min-
destanforderungen abhängig gemacht 
werden soll. Ähnlich wie in der Versi-
cherungsvermittlung sollte sich nicht 
jeder Finanzberater nennen dürfen. 

Wir verweisen darauf, dass bei den 
Kreditinstituten meist auf eine drei-
jährige Berufsausbildung noch eine 
innerbetriebliche oder überbetriebli-
che, oft genug sogar eine universitäre 
Weiterbildung aufgesattelt wird. …

Ob die Anzeigepflicht tatsächlich ei-
nen Nutzen stiftet, muss allerdings in 
Frage gestellt werden. Bei einer Anzahl 
von mindestens 300 000 Beraterinnen 
und Berater nur in den Banken dürf-
te der Erstellungs- und vor allem der 
laufende Pflegeaufwand dieser Datei 
immens sein. …

Berufsverbot für Berater 

Es ist logisch und somit nachvollzieh-
bar, wenn der Gesetzentwurf in dem 
neuen § 34d Absätze 1 bis 3 besonde-
re Mindestanforderungen stellt, dass 
dann die BaFin beim Nichterfüllen 

einmal bei der Frage des eventuellen 
Vorziehens der Tariferhöhung in 2011.

Auch Teile der Betriebsräte und 
Vertrauensleute der IG Metall hatten 
Skrupel, die geschlossenen Vereinba-
rungen anzupacken und ihre Ände-
rung zu fordern. Denn zugleich war 
Bestandteil des Interessenausgleichs 
und Sozialplans eine Beschäftigungs-
zusage bis 2013 für die Belegschaft, die 
bleiben konnte. Wer traute schon der 
sich wieder erholenden Konjunktur? 
Vielleicht war sie nur ein Strohfeuer?

Ab Sommer 2010 war dann „überall“ 
vom heißen Herbst die Rede – auch 
die IG Metall organisierte Aktivitä-
ten. Aber immer außerhalb der Be-
triebe. In Hamburg protestierten am 
30. Oktober 2000 Metallerlinnen und 
Metaller gegen die Sparpolitik der 
Bundesregierung: „Unsere Forderung 
an die Politik: Weg mit dem Sparpaket 
– Kurswechsel jetzt!“ Auf 23 Barkassen 
schipperten sie mit dieser Parole durch 
den Hafen. Für die Probleme der Kolle-
ginnen und Kollegen von Jungheinrich 
war das keine Lösung.

Aktiv ohne IG Metall

In der Belegschaft des Jungheinrich-
Werkes in Norderstedt war das Murren 
über diese vertrackte Situation nicht 
mehr zu überhören. Vertrauensleute 
und Betriebsrat mussten sich dazu ver-
halten und aktiv werden. Um es höf-
lich zu sagen: Nicht gerade ermutigt 
von der IG Metall, machten sie sich an 
die Arbeit. Als erstes führten sie eine 
weitere Betriebsversammlung durch. 
Diese „weitere“ Betriebsversammlung 
kann der Betriebsrat nicht einfach 
einberufen, sie musste zunächst beim 
Arbeitgeber juristisch durch gesetzt 
werden. Das Betriebsverfassungs-
gesetzt sieht in der Regel „nur“ eine 
Versammlung im Vierteljahr vor. Das 
gelang gegen die Bedenkenträger in 
den eigenen Reihen. Hier konnte, wäh-
rend de facto die Arbeit – schmerz-
lich für den Arbeitgeber – ruhte, die 
Lage dargestellt und erörtert werden. 
Hauptsächlicher Kritikpunkt der Kol-
leginnen und Kollegen: Die im Inter-
essenausgleich und Sozialplan verein-
barten Schritte zur „Abschmelzung“ 
von betrieblichen Lohnbestandteilen, 
vor allem bei Akkordarbeitern. Die 
Versammlung bewirkte zunächst nur, 
dass der Arbeitgeber sich überhaupt zu 
Verhandlungen bereit erklärte. Da die 
Gesetzeslage in Deutschland es nicht 
erlaubt, aus betrieblichen Gründen 
die Arbeit niederzulegen, ließ sich die 
Interessenvertretung der Belegschaft 
noch etwas einfallen, um den Druck zu 
erhöhen. Die IG Metall Vertrauensleute 
forderten bei Schichtbeginn die Kolle-
ginnen und Kollegen auf, sich nach der 
Frühstückspause kollektiv beim Be-

triebsrat über den Verhandlungsstand 
informieren zu lassen. Dies ist dann 
rechtlich kein „wilder Streik“; meldet 
sich die Kollegin, der Kollege dafür 
korrekt am Arbeitsplatz ab, muss der 
Arbeitgeber die anfallende Zeit sogar 
bezahlen. Immerhin ist das gesicherte 
Rechtsprechung. 

Zwei solcher „Kantinenaktionen“ 
stärkten dem Betriebsrat in seinen Ver-
handlungen den Rücken.

Nach neun Verhandlungsrunden gab 
es dann folgendes Ergebnis: Die bis-
herigen Vereinbarungen, die die Be-
schäftigungsgarantie, aber auch die 
„Abschmelzung“ von Lohnbestandtei-
len enthalten, bleiben voll erhalten. 
Als Ausgleich wurde eine neue Zulage 
vereinbart, die entsprechend den ver-
einbarten Schritten des Lohnabbaus 
den Lohnverlust wett macht. Beides, 
„Abschmelzung“ wie deren Kompen-
sation durch die neue Zulage, wird in 
der Gehaltsabrechnung dokumentiert. 
Dafür zahlt die Belegschaft aber ei-
nen hohen Preis. Es wurde eine Quote 
für Leihkräfte in Höhe von 25% der 
gewerblichen Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer vereinbart. Um den Ein-
satz der Leihleute teurer zu machen, 
wurde für sie eine Sonderregelung 
vereinbart. Sie bekommen zuzüglich 
der Zahlungen durch die Leihfirma 
von Jungheinrich 13% Zuschlag auf 
das Tarifentgelt bei Zeitentgelt, 17% 
Zuschlag auf das Tarifentgelt bei Leis-
tungsentgelt und die bei Jungheinrich 
übliche Schichtzulage.

Die Betriebsräte waren sich abschlie-
ßend nicht sicher, ob sie mit diesem 
Ergebnis vor die Belegschaft treten 
könnten. So einfach unterschreiben 
per Betriebsratsbeschluss wollten sie 
das Papier nicht. Sie mussten sich eine 
Legitimation zum Abschluss einer sol-
chen Regelung beschaffen. Auch dazu 
hatten sie eine gute Idee. Auf der re-
gulären Betriebsversammlung im De-
zember 2010 stellten sie ausgiebig das 
Verhandlungsergebnis dar. Und die 
Kolleginnen und Kollegen, die zur Ver-
sammlung gekommen waren, konnten 
dann beim Verlassen der Versamm-
lung schriftlich ihr Votum abgeben, 
ja oder nein. Mit 70 Prozent Zustim-
mung wurde das Verhandlungsergeb-
nis angenommen. Die Vertrauensleute 
berichten, dass seitdem der Streit in 
dieser Sache innerhalb der Belegschaft 
befriedet ist. 

Dass sie in dieser schwierigen Lage 
durch selbständiges Agieren einen – 
wenn auch geringen – Erfolg erzielt 
haben, hat sie gestärkt. Dass die IG 
Metall als Organisation in diesem be-
trieblichen Konflikt nicht unterstüt-
zend präsent war, ist um so mehr zu 
bedauern. 

 karl-helmut lechner

Fortsetzung von Seite 17

Jungheinrich AG Eine Belegschaft wehrt sich
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Mindestlohn im Einzelhandel 
geht in die Entscheidungsphase. 
FAZ, Do. 23.12.2010. Ende März 
laufen die ersten regionalen Ent-
gelttarifverträge für die Beschäftigten 
im Handel aus, ein Bundestarifvertrag 
(TV) über Mindestlöhne soll in der Bran-
che abgeschlossen werden. Dieser TV ist 
eine Voraussetzung dafür, die Allgemein-
verbindlichkeit nach dem Tarifvertrags-
gesetz zu erreichen. Die Einstiegslöhne 
sollen nach dem Willen vom Einzelhan-
delsverband HDE und der Gewerkschaft 
Verdi nicht nach dem Entsendegesetz für 
allgemeinverbindlich erklärt werden, 
dadurch soll eine Einflussnahme durch 
die Regierungskoalition verringert wer-
den. Die dann neu ausgehandelten nied-
rigsten Löhne sollen so bundesweit fest-
geschrieben werden. Wenn mehr als die 
Hälfte der 2,9 Millionen Arbeitnehmer 
im Handel in tarifgebundenen Unter-
nehmen arbeiten und ein öffentliches In-
teresse an einer Lohnuntergrenze durch 
das Bundesarbeitsministerium zuge-
standen wird, muss der Tarifausschuss 
sich einstimmig für einen Mindestlohn-
antrag aussprechen. Der Discounter Lidl 
hatte einen allgemeinen Mindestlohn in 
Deutschland von 10 Euro gefordert, um 
Lohndumping zu verhindern. Derzeit 
liegen die niedrigsten Löhne bei 7 Euro. 

Einzelhandel (HDE) sieht Sonderange­
bote in Gefahr. – FAZ, Mo. 27.12.2010. 
Der HDE wirft dem Bundeskartellamt 
vor, mit seiner harten Linie eine Politik 
zu Lasten der Verbraucher zu betreiben. 
„Wir sind an dem Punkt angelangt, wo 
die Unsicherheit über das, was erlaubt 
und verboten ist, wirtschaftliche Frei-
räume in gefährlicher Weise einengt. 
Am Ende zahlt der Verbraucher für die 
Dogmatik des Kartellamtes“, so HDE-
Präsident Sanktjohanser. Wenn das 
Kartellamt den Handel darin hindere, 
Aktionen mit den Lieferanten abzustim-
men, werde es weniger Sonderangebote 
geben. 

Industrie fordert 4 Milliarden Euro für 
Elektroautos. – FAZ, Mo. 29.12.10. Aus 
dem Zwischenbericht der Nationalen 
Plattform Elektromobilität, ein von der 
deutschen Autoindustrie dominiertem 
Gremium, geht hervor, dass ein Gesamt-
volumen von ca. 4 Milliarden Euro dafür 
veranschlagt werde, das Geschäft mit 
Elektroautos in Fahrt zu bringen. Da-
von soll die Bundesregierung ca. 2 Mrd. 
Euro bis 2013 investieren. Gefordert 
wird zudem der gänzliche Verzicht auf 
die Dienstwagenbesteuerung für Elek-
troautos sowie die Förderung von Bat-
teriefabriken. Angesichts der schon im 
vergangenen Jahr gezahlten Abwrack-
prämien mit einem Gesamtvolumen von 
5 Mrd. Euro und der Milliardengewin-
ne der Autohersteller haben sich Wirt-
schafts- und Verkehrsministerium be-
reits von einer Förderung in dieser Höhe 
distanziert. Zusammenstellung: rst 

Wirtschafts-

presse

Berufsverbot und Internetpranger für Bankangestellte – Entwurf Anlegerschutz- und 
Funktionsverbesserungsgesetz. (http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/036/1703628.pdf)

§ 34 d) Absatz 4 
Liegen Tatsachen vor, aus denen sich ergibt, 
dass ein Mitarbeiter
1. nicht oder nicht mehr die Anforderungen 
nach Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1 oder 
Absatz 3 Satz 1 erfüllt, kann die Bundesan-
stalt … dem Wertpapierdienstleistungsun-
ternehmen untersagen, den Mitarbeiter in der 
angezeigten Tätigkeit einzusetzen, solange 
dieser die gesetzlichen Anforderungen nicht 
erfüllt, oder
2. gegen Bestimmungen dieses Abschnittes 
verstoßen hat, deren Einhaltung bei der 
Durchführung seiner Tätigkeit zu beachten 
sind, kann die Bundesanstalt …
a) das Wertpapierdienstleistungsunterneh-

men und den Mitarbeiter verwarnen oder 
b) dem Wertpapierdienstleistungsunterneh-
men für eine Dauer von bis zu zwei Jahren 
untersagen, den Mitarbeiter in der angezeig-
ten Tätigkeit einzusetzen. 
Die Bundesanstalt kann unanfechtbar ge-
wordene Anordnungen im Sinne des Satzes 
1 auf ihrer Internetseite öffentlich bekannt 
machen, es sei denn, diese Veröffentlichung 
wäre geeignet, den berechtigten Interes-
sen des Unternehmens zu schaden. Die öf-
fentliche Bekanntmachung nach Satz 2 hat 
ohne Nennung des Namens des betroffenen 
Mitarbeiters zu erfolgen. Widerspruch und 
Anfechtungsklage gegen Maßnahmen nach 
Satz 1 haben keine aufschiebende Wirkung.

dieser Mindestanforderungen berech-
tigt sein muss, eine Beschäftigung in 
der in Frage stehenden Tätigkeit zu 
untersagen (Abs. 4 Ziffer 1).

Auf unseren scharfen Widerspruch 
trifft jedoch die Formulierung in dem 
neu vorgesehenen § 34d Absatz 4 Ziffer 
2. Durch den Gesetzentwurf wird das 
Direktionsrecht des Arbeitgebers nicht 
außer Kraft gesetzt. Deshalb wäre es 
ein Systembruch, wenn an Stelle der 
Verantwortlichkeit des Wertpapier-
dienstleistungsunternehmens nun die 
Verantwortlichkeit der Beraterin / des 
Beraters träte. Bereits jetzt sehen sich 
unsere Kolleginnen und Kollegen viel 
zu oft in einem Spagat zwischen Kun-
deninteressen und Vertriebsvorgaben. 
Hier hilft diese Formulierung nicht, im 
Gegenteil sie verstärkt den Druck auf 
die Beraterinnen und Berater.

Alle Beschäftigten handeln im Rah-
men ihres Arbeitsvertrages namens 
und im Auftrag des Unternehmens. 
Nach dem bisherigen Haftungsrecht 
ist deshalb auch primär das Unter-
nehmen verantwortlich für die Ergeb-
nisse des Handelns, ggf. auch haftbar 
für Fehler oder Schäden. Nur wenn 
dem Beschäftigten Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit bewiesen werden kann, 
trifft sie oder ihn eine Haftung. Wenn 

die vorgeschlagene Bestimmung über-
haupt Bestand haben kann, dann nur in 
dieser ans Haftungsrecht angepassten 
Form. …

Im Gegensatz zum Regierungsent-
wurf ist eher zu überlegen, ob die Stel-
lung des Beraters gegenüber den Vorge-
setzten und der Bank gestärkt werden 
kann. Hier wäre ein Beschwerderecht 
der/s Beschäftigten denkbar, das auch 
in einem anonymen Verfahren Anwen-
dung finden sollte (Whistle-blowing). 
Hierzu sollte beim BaFin eine zentrale 
Anlaufstelle geschaffen werden. 

Veröffentlichung von Tätigkeitsverboten 

So sinnvoll Transparenz und Klarheit 
sind, hier scheint die Formulierung 
nicht praktikabel. Bei vorsätzlichen 
Verstößen des Beraters gegen die Be-
stimmungen nach §§ 31 bis 37 des 
WpHG dürfte es wohl immer berech-
tigte Interessen der (dann ja unschuldi-
gen) Bank gegen eine Veröffentlichung 
geben. Ansonsten wäre das – neben der 
sonstigen Bestrafung – Öffentliche-an-
den-Pranger-Stellen nur eine zusätz-
liche Belastung und Ungerechtigkeit 
gegen einen Berater, der im Zweifel 
nichts anderes gemacht hat, als den 
Zielvorgaben der Bank oder seiner Vor-
gesetzten zu folgen.

aber nichts erreicht (siehe PB 4/2010 
und 7/2010). 

Jetzt will der Staat die Beziehung 
der Bankberater zur Kundschaft auf 
seine Weise regeln. Das Gesetz soll die 
Banken verpflichten, dem Kunden nur 
geeignete Produkte zu empfehlen und 
mit ihren Vertriebsvorgaben Kunden-
interessen nicht zu beeinträchtigen. 
Dies, wie auch die Mindestanforderun-
gen an die Qualifikation der Berater, 
wird von Verdi ausdrücklich begrüßt. 

Dass aber die Bankenaufsicht Ba-
Fin ein elektronisches Arbeitsbuch für 
alle 300 000 Kundenberater und ihre 
Vorgesetzten einrichtet, dass der Staat 
sich das Disziplinarrecht nimmt, diese 
bei Fehlverhalten direkt zu verwarnen 

oder gar mit Tätigkeitsverboten zu be-
legen, dass die BaFin diese Sachver-
halte weltweit im Internet veröffentli-
chen darf, findet den Widerspruch der 
Gewerkschaft. Neben Disziplinarrecht 
des Arbeitgebers und Haftungsrisiken 
bei Fehlverhalten soll die Drohung 
mit faktischem Berufsverbot als Da-
moklesschwert über den Angestellten 
schweben. Verdi fordert dagegen, die 
Stellung des Beraters gegenüber Vor-
gesetzten und Bank zu stärken. Der 
Ausbau des Beschwerderechts, auch in 
einem anonymen Verfahren hin zu den 
Behörden – „Whistle-blowing“ nach 
US-amerikanischem Vorbild – wäre 
eine nützliche Modernisierung des 
deutschen Arbeitsrechts. georg stingl
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Wählerpotential, Wählerstruktur und Wahl-
strategie der Linken
Thesen von Prof. Dr. Michael Vester, Leibniz Universität Hannover (m.vester@ipw.uni-hannover.de) zur Diskussion bei 
der Rosa-Luxemburg-Staiftung am 30. Oktober. 2010. Dokumentation mit freundlicher Genehmigung der rls.

In meinen Thesen möchte ich, aus der 
Perspektive eines unabhängigen wis-
senschaftlichen Beobachters, nicht 
isolierte Techniken des Wahlkampfes 
darstellen, sondern längerfristige Per-
spektiven entwickeln, für die die poli-
tischen Parteien verschiedene Voraus-
setzungen mitbringen. Die Linkspartei 
konkurriert vor allem mit der SPD 
und den Grünen um ein in sich viel-
fältiges linkes Stimmenpotential ei-
nes partizipativen sozialökologischen 
Wohlfahrtsstaates. Dieses Potential 
ist in der Bundesrepublik nachhaltig 
auf mehr als 50 Prozent angewachsen, 
kann aber von diesen drei Parteien 
bisher weder sicher gebunden noch 
vollständig zur Wahlbeteiligung mo-
bilisiert werden. Dies gilt auch für die 
Linkspartei, auch wenn sie etwa die 
Hälfte ihrer mehr als zehn Prozent 
Wählerinnen und Wähler bereits über 
die reine Protestwahl hinaus binden 
kann. Auch die Linkspartei befindet 
sich noch in unabgeschlossenen Klä-
rungsprozessen.

Welche Wählermilieus können von 
welcher Partei auf welche Weise dau-
erhaft mobilisiert und gebunden wer-
den? Wie gliedern, differenzieren und 
modernisieren sich die Wählermilieus? 
Wie können Parteien durch die Dif-
ferenzierung in Flügel ein breiteres 
Spektrum erreichen? Diese Fragen 
werden hier in 14 knappen Thesen be-
handelt. 

Eingehender untersucht sind sie in 
drei auf umfassenden und repräsen-
tativen Forschungen beruhenden Bü-
chern:
michael Vester, Peter von oertzen, 

heiko geiling u.a., Soziale Milieus 
im gesellschaftlichen Strukturwan-
del, Frankfurt a. M.: Suhrkamp 2001.

michael Vester, christel teiwes-küg-
ler, andrea lange-Vester: Die neuen 
Arbeitnehmer. Zunehmende Kom-
petenzen – wachsende Unsicherheit, 
Vorwort von Berthold Huber, Ham-
burg: VSA 2007.

heiko geiling (hg.): Die Krise der SPD 
– Autoritäre oder partizipatorische 
Demokratie, Münster: Lit 2009.

1.  Die Wählerschaft bildet keinen 
Markt, sondern ein gegliedertes 
Feld.

Die Wählerinnen und Wähler sind 
keine individualisierten Einzelperso-
nen, die ohne Bindungen sind und sich 
jeweils völlig neu für eine politische 

Partei entscheiden, die ihre jeweiligen 
persönlichen Interessen oder Vorteile 
vertritt. Das gilt auch für ideologische 
oder intellektuelle Präferenzen oder 
Programme. Die öffentliche Meinung 
ist kein Markt, der durch das Spiel 
von Angebot und Nachfrage reguliert 
wird, sondern ein Feld, das durch re-
lativ dauerhafte Lagerbildungen (sog. 
„cleavages“) gegliedert ist.

2. Politische Bindungen entstehen 
aus Bildern einer gerechten Sozial-
ordnung.

Die Bindungen müssen sich primär 
nicht äußerlich manifestieren, etwa in 
der klassischen Zugehörigkeit zu einer 
Kirche oder einer Gewerkschaft. Auch 
nach dem Rückgang früherer Bindun-
gen an bestimmte Parteien oder Ver-
bände bleiben die inneren Vorstellun-
gen von einer gerechten sozialen Ord-
nung („Ordnungsbilder“) bestehen. Sie 
sind dauerhaft (und nicht selten auch 
in der Generationenfolge) verfestigt in 
bestimmten Ordnungsbildern Dabei 
überwiegen immer noch die Ordnungs-
bilder des klassischen Spektrums 
„linksradikal-sozialistisch-sozialde-
mokratisch-sozialkonservativ-streng-
konservativ-rechtspopulistisch“. Seit 
den sozialen Bewegungen der 1960er 
Jahre ist ein neues Ordnungsbild hin-
zugekommen, das als „postmateria-
listisch“, „zivilgesellschaftlich“ oder 
„partizipatorisch“ bezeichnet wird. Es 
geht nicht nur um die Verteilung ma-
terieller Güter, sondern auch um die 
Verteilung von Macht, also um Selbst-
bestimmung und um Mitbestimmung 
von unten.

3. Bindungen werden erst durch  
den Aufbau von Vertrauenskapital 
dauerhaft.

Die Präferenz für eine bestimmte so-
ziale Ordnung ist kein hinreichender 
Grund für eine bestimmte Parteiprä-
ferenz. Auf der Grundlage der gleichen 
Ordnungspräferenz können verschie-
dene Parteibindungen entstehen. Eine 
solche hinreichende Bindung entsteht 
selten allein durch intellektuelle und 
informative Kanäle. In der Regel ent-
steht sie durch lange praktische Erfah-
rung, d.h. wenn Parteien durch ihre 
Praxis und durch ihre Personen vor 
Ort über längere Zeit Vertrauenska-
pital akkumulierten. Dieses „soziale 
Kapital“ (Bourdieu) verfestigt sich zu 
einer inneren, auch gefühlsmäßigen 
Bindung der Wählerinnen und Wäh-

ler. Von Parteirepräsentanten wird es 
auch in ihrem persönlichen Verhalten, 
Stil und Habitus buchstäblich „verkör-
pert“. Der Aufbau dieses Vertrauens-
kapitals ist daher nur durch eine lange 
Arbeit und Erfahrung vor Ort möglich. 
Das Beispiel der Grünen, die gegenüber 
der Linkspartei etwa zwanzig Jahre 
Vorsprung haben, zeigt, dass dies auf 
zwei recht unterschiedlichen Ebenen 
geschehen kann:
•�Kümmern�in�Alltagsangelegenhei-
ten,
•�Abgrenzen�in�politischen�Konflik-
ten.

Dies ist nicht ein rein technisches 
Geschehen, sondern die Herausbildung 
einer Erfahrungsgemeinschaft, in der 
nach und nach eigenen Werte- und 
Alltagskulturen entstehen. Die Grü-
nen repräsentieren insofern auch ein 
ganzes „Lebensgefühl“, „a structure 
of feeling“, wie Raymond Williams, 
der große Repräsentant des englischen 
kulturellen Marxismus es nannte. Die 
Grünen geben die symbolischen Signa-
le, die für die jetzt wieder erwachenden 
Bürgerbewegungen und die jüngeren 
Generationen die eigene Sprache sind. 
Die Linkspartei ist auf einem ähnli-
chen Weg und darf nicht ungeduldig 
werden. Da sie ihren Weg zwanzig Jah-
re später als die Grünen begonnen hat, 
sind die jetzt erreichten elf oder mehr 
Prozent schon ein ganz beachtlicher 
Erfolg.

(Es gibt auch noch ein anderes, viel-
leicht sogar wichtigeres historisches 
Beispiel. In Nordrhein-Westfalen hat 
die SPD Jahr um Jahr auf Kosten der 
CDU mehr oder minder um einen Pro-
zentpunkt zugelegt, wir nannten das 
den „Genossen Trend“, bis sie dann 
nach Mitte der 1960er Jahre Regie-
rungspartei werden konnte. Ihr Ver-
trauenskapital wurde wesentlich von 
den Betriebsräten geschaffen, die sich 
seit der Nachkriegszeit um ihre Alltags-
sorgen gekümmert hatten – Kartoffeln 
besorgen, Wohnung suchen, Formulare 
ausfüllen usw. Die Betriebsräte waren 
ursprünglich, dem ganzen katholisch-
sozialkonservativen Milieu entspre-
chend, meist in der CDU gewesen, 
wurden dann Ratsmitglieder und sind 
schließlich angesichts der konservati-
ven CDU-Politik in die SPD überge-
wechselt. Dorthin haben sie ihre Wäh-
lerinnen und Wähler, die durch den 
Wertewandel jener Zeit auch weniger 
obrigkeitsstaatlich dachten als noch 
ihre Eltern, meist mitnehmen können. 
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Später erstarrte das SPD-Establish-
ment und verlor vor allem die nächste 
Generation wieder an die Grünen.)

4. Wahlerfolge hängen mehr von der 
Mobilisierung der eigenen Potentiale 
als von Wechselwählern ab.

Wegen der tiefen gefühlsmäßigen Ver-
ankerung der Lagerbindungen ist es 
– entgegen der These von Angebot und 
Nachfrage auf dem Wählermarkt – ver-
gleichsweise selten, dass, wie es sug-
gestiv heißt, die Bindungen „erodie-
ren“ und die Wähler zu „ volatilen“, d.h. 
flatterhaften, „Wechselwählern“ wer-
den. Die Abwanderungen von Wähle-
rinnen und Wählern erfolgen vielmehr 
nach System, nach einer klaren Logik:
•� Strukturelle� Verschiebungen� der�
Wählerpotentiale sind extrem lang-
sam und erklären daher keine größeren 
Wahlniederlagen.
•� Größere� Wahlniederlagen� beruhen�
zunächst darauf, dass Stammwähler, 
die von der Gesellschaftspolitik ihrer 
bestimmten Partei enttäuscht sind, 
lieber zu Hause bleiben. Aufgrund 
ihrer inneren Bindungen können sie 
noch nicht „die anderen“ wählen. So 
entsteht die optische Täuschung einer 
Wählerwanderung,
•�Dauert� die�Entfremdung�von�Wäh-
lern und ihrer Partei länger und wach-
sen Konkurrenzparteien heran, die die 
von der Stammpartei aufgegebene Ge-
sellschaftspolitik glaubhaft vertreten, 
dann kann vor allem der jüngere Teil 
der Enttäuschten zu diesen wandern, 
während die älteren Enttäuschten eher 
Nichtwähler bleiben.
Diese Vorgänge sollen im Folgenden 
eingehender erläutert werden.

5.  Volksparteien binden ein plurales 
Spektrum benachbarter Ordnungs-
modelle.

Um was für eine Art von „Gesellschafts-
politik“ geht es? – Die Entstehung der 
kapitalistischen Wohlfahrtsstaaten 
in und nach der Weltwirtschaftskrise 
der 1930er Jahren ist das Werk von 
Kompromissen und Arrangements ver-
schiedener Klassen bzw. Klassenfrak-
tionen. Es werden drei Modelle oder 
genauer: historische „Pfade“ (mit nati-
onalen Varianten) unterschieden. Alle 
drei Modelle beruhen auf einer mehr 
oder minder mit John Maynard Keynes 
begründeten Wirtschafts- und Ord-
nungspolitik. Deren Grundannahme 
ist, dass der Kapitalismus aus eigener 
Kraft Wirtschaftskrisen und gefährli-
che soziale Polarisierungen nicht ver-
meiden und nicht überwinden kann. Er 
kann dies nur (und in gewissen Gren-
zen) durch Intervention des Staates 
und der Gesellschaft. 

(1) Der skandinavische (und bis 
1951 der englische) Wohlfahrtsstaat 

entstand unter sozialdemokratischer 
Hegemonie. Er beruhte auf der steu-
erfinanzierten sozialen Sicherung und 
einem historisch lange angebahnten 
Kompromiss großer Fraktionen der 
organisierten Arbeiter-, Angestell-
ten-, Bauern-und Intelligenzmilieus 
und der Frauenbewegung mit Teilen 
des moderneren Managerkapitals. Er 
verbesserte vor allem die Anhebung 
der unteren Klassen auf Standards der 
Mitte, die Frauengleichstellung und 
den Ausbau des Wohlfahrtssektors, der 
auch einen großen Beschäftigungsef-
fekt hatte. 

(2) Der kontinentaleuropäische 
Wohlfahrtsstaat entstand unter kon-
servativ-bürgerlicher Hegemonie. Er 
beruhte auf dem seit dem Bismarck-
schen Sozialversicherungsstaat an-
gebahnten Kompromiss zwischen 
sozial-konservativen Unternehmer-, 
Arbeiter-, Angestellten-, Bildungs-
und Beamtenmilieus und ging auch 
Kompromisse mit der Gewerkschafts-
bewegung ein (Mitbestimmung, Be-
triebsräte, Lohnfortzahlung usw.). Er 
verbesserte die soziale Sicherheit für 
fast alle (sog. „Entproletarisierung“). 
Unangetastet ließ er die konservative 
Hierarchie gestufter Rechte und be-
hinderte so die Frauengleichstellung, 
die Gleichheit der Bildungschancen, 
die Ausländergleichstellung usw. 

(3) Der angelsächsische Wohlfahrts-
staat entstand unter liberal-bürgerli-
cher Hegemonie. Als Kompromiss zwi-
schen bürgerlichen Ober- und Mittel-
schichten betonte er stärker die private 
Selbstvorsorge und die Deregulierung 
der Wirtschafts- und Sozialpolitik. 
Durch Mobilisierung der Mittel-und 
Oberschichten kamen 1979 in England 
(Thatcher) und 1980 in den USA (Rea-
gan) neokonservative Regierungen an 
die Macht, die eine extreme Privile-
gierungen der Oberschichten und die 
Deregulierung des internationalen Fi-
nanzsystems durchsetzten.

6. Die Vorstellungen eines solidari-
schen Wohlfahrtsstaats sind in der 
Bevölkerung bleibend verankert, 
entwickeln sich aber durch neue 
Dynamiken in emanzipatorischer und 
demokratischer Richtung weiter.

Die Grundprinzipien jedes der drei Pfa-
de sind keine „intellektuellen“, sondern 
praktische Überzeugungen. Sie haben 
sich durch lange Praxis und Erfahrun-
gen mit den Institutionen tief in den 
Gewohnheiten und Gerechtigkeitsvor-
stellungen der Menschen verankert. 
Die Grundprinzipien sind aber nicht 
völlig starr. Innerhalb dieses Rahmens 
gibt es eine Modernisierungsbewegung 
zu mehr Partizipation und Emanzipa-
tion, also Mündigkeit. Dies beruht auf 
einer Verschiebung der Klassenstruk-

tur hin zu den moderneren Klassenmi-
lieus. Unvermindert, auf inzwischen 
mehr als 30% gewachsen sind vor allem 
die jüngeren und besser ausgebildeten 
Milieus, deren Angehörige im Beruf 
wie in der Lebenswelt mehr Selbst- und 
Mitbestimmung wünschen. Dadurch 
verschieben sich in der Bevölkerung 
die Mehrheiten nach und nach zuguns-
ten des ersten Modells, des solidari-
schen Wohlfahrtsstaates. Es handelt 
sich um zwei parallele Prozesse, den 
Strukturwandel der Arbeit und den 
Strukturwandel der Alltagskultur.

7. Strukturwandel der Arbeit: Wider-
spruch zwischen Höherqualifikation 
und zunehmender Unsicherheit

Der Strukturwandel der Arbeit folgt 
aus der zunehmenden beruflichen Ar-
beitsteilung und Spezialisierung. Die 
Entwicklung der menschlichen und 
technischen Produktivkräfte ist in 
der neuen technologischen Revoluti-
on noch einmal ungeahnt gesteigert 
worden, verläuft aber sehr wider-
sprüchlich. Die neoliberale Deregulie-
rungspolitik fördert eine zunehmend 
ungleich Verteilung der Vorteile und 
Lasten dieser Entwicklung.1 Zugleich 
nimmt die horizontale Differenzierung 
der Erwerbsstruktur durch produkti-
vere, bessere Fachqualifikationen und 
Technologien zu. Beide Entwicklun-
gen erzeugten nicht nur eine enorme 
Vermehrung des gesellschaftlichen 
Reichtums, sondern verstärkten auch 
drei große Verschiebungen in der Be-
rufsstruktur.
(1) Zunahme des Bildungskapitals, 
der höheren Berufsqualifikationen 
und Bildungsabschlüsse – stichwort 
„kompetenzrevolution“. Allein von 
1990 bis 2007 stieg in der BRD der 
Anteil der Hochschul- und Fachschul-
absolventen an den Erwerbstätigen von 
37% auf 47%. Der Anteil der Fachar-
beiter und Fachangestellten sank von 
38% auf 31%. Der Anteil der gering 
qualifizierten Erwerbstätigen blieb 
hoch, sank aber doch von 27% auf 22%. 
Viele gering Qualifizierte wurden in 
die Dauerarbeitslosigkeit (mindestens 
die Hälfte der gut 9% Arbeitslosen) 
abgedrängt. (Vester 2010)
(2) expansion der Dienstleistungsbe-
rufe auf kosten der industrieberufe 
– stichwort „tertiarisierung“. Durch 
steigende Effizienz sank von 1990 bis 
2007 die Beschäftigung in den tech-
nisch-industriellen Berufen von 43% 
auf 32%. Die Beschäftigung in den 
Verwaltungsdienstleistungen (ein-
schließlich der Finanz-, Rechts-, Ver-
marktungs- und Büroberufe) stieg von 
25% auf 28%. Die Humandienstleis-
tungen (einschließlich der Bildungs-, 
Gesundheits-, Sozial-, Kultur- und 
Ordnungsberufe) stiegen von 24% auf 

1 Im Interesse der internationalen Exportkonkurrenz senkten die neoliberalen Politiken die Stückkosten durch Dämpfung der Arbeitseinkommen und 
deren (für die Finanzierung sozialer Ausgaben wichtigen) Nebenkosten so, dass seit den 1980er Jahren die Einkommen in der sozialen Mitte stagnierten 
und später unsicherer wurden und dass im untersten Fünftel der Gesellschaft zunehmend unterprivilegierte Einkommens- und Soziallagen entstanden.
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28%. (Vester 2010)
(3) wachstum der erwerbstätigkeit von 
frauen – stichwort „feminisierung“. 
Die wachsenden Berufsgruppen der 
Höherqualifizierten und der Dienst-
leistenden waren auch die Gruppen, in 
denen der Frauenanteil eher hoch war. 
Von 1970 bis 2001 ist der Anteil der 
Frauen an den Erwerbstätigen von 36% 
auf 44% gestiegen. (Rudzio 2003: 439)

8. Strukturwandel der Alltagskultur: 
Widerspruch zwischen wachsenden 
Emanzipationspotentialen und Politi-
ken der Entmündigung.

Der Strukturwandel der Alltagskultur 
war ein paralleler, durch den Struk-
turwandel der Arbeit mitbedingter 
aber doch relativ autonomer Prozess 
der Veränderung der Werte, der Le-
bensstile und des Habitus. Hier nahm 
die Untertanenhaltung gegenüber Au-
toritäten ab und die Bereitschaft zu 
Selbst- und Mitbestimmung und zur 
Reflexion zu. Vor allem in den jünge-
ren Generationen differenzierten sich 
selbstbestimmte neue Lebensstile, 
Subkulturen und Mentalitäten heraus. 
Das Gefüge der Klassenmilieus, ihrer 
Alltagskultur und -praxis veränderte 
sich insbesondere über drei Dynami-
ken:
(1) „Partizipatorische revolution“. 
Bereits seit den fünfziger Jahren wur-
de mit der gewerkschaftlich erkämpf-
ten Teilhabe und den höheren Mit-
wirkungsrechten der Arbeitnehmer 
in Betrieb und Gesellschaft der alte 
Macht-Ohnmacht-Gegensatz zurück-
gedrängt. Durch die jungen sozialen 
Bewegungen der 1960er Jahre erhielt 
diese Dynamik einen neuen Schub. So-
ziologen sprachen von einer regelrech-
ten „partizipatorischen“ oder „Teil-
nahmerevolution“ (Kaase 1984). Mit 
den neuen Technologien und intelli-
genten Arbeitsqualifikationen sind seit 
den sechziger Jahren die Bildungsstan-
dards in immer mehr Bereichen er-
heblich angestiegen. Das macht immer 
mehr Beschäftigte fähig, ohne Anwei-
sungen von oben eigenverantwortlich 
zu handeln. Machthierarchien verlie-
ren ihre sachliche Legitimation. (vgl. 
Vester, von Oertzen, Geiling u.a. 2001)
(2) „Bildungsexpansion“. Dank des 
steigenden ökonomischen Bedarfs an 
höheren Qualifikationen hat auch die 
Bildungsbeteiligung der Kinder von 
Landwirten, Arbeitern und einfachen 
Angestellten, den früheren „bildungs-
fernen Schichten“ seit 1950 erheblich, 
wenn auch gebremst zugenommen; von 
ihnen gelangte etwa die Hälfte über die 
Hauptschule hinaus, und zwar ein Drit-
tel auf die Realschule und ein Sechstel 
auf das Gymnasium und ein kleinerer 
Prozentsatz in ein Hochschulstudium. 
(Vester 2006) Die Hauptschule, auf die 
früher vier Fünftel der Kinder gingen, 
wurde mit nur einem Fünftel der Kin-
der zur Restschule (Geißler 2008: 275).

(3) „emanzipation der lebensstile“. 
Die steigenden Wohlstandsstandards 
und Kommunikationsmöglichkeiten 
ermöglichten Bewegungen der Eman-
zipation der Lebensstile. Besonders in 
der Lebenswelt sind Selbstverwirkli-
chung und eigene Gestaltung der Le-
bensentwürfe wichtiger geworden. An 
die Stelle von Konformität und Unter-
ordnung ist oft, wenn auch durch das 
neoliberale Roll-back wieder zurück-
gedrängt, ein stärkeres Aushandeln 
und mehr Respekt vor den Einzelnen 
getreten.

Diese Entwicklung der Produktiv-
kräfte und der Alltagskultur geriet 
seit den 1970er Jahren immer mehr in 
Widerspruch zur neoliberalen Ummo-
delung der Institutionen. Die zuneh-
mend ungleiche Verteilung des wach-
senden Reichtums wird nicht nur als 
materielles Problem, sondern auch als 
sozialmoralisches Gerechtigkeitspro-
blem erfahren. Wie in den 1950er/60er 
Jahren werden von den Menschen er-
hebliche Umstellungen auf neue Aus-
bildungen, Berufe und Lebensweisen 
verlangt. Doch deren Risiken werden, 

anders als damals, nicht mehr wohl-
fahrtsstaatlich flankiert. Im Interesse 
des „Shareholder-value“ und mit Hin-
weis auf die steigende Arbeitslosigkeit 
wurden Unternehmen und Staat dazu 
genötigt, nach und nach Politiken der 
Senkung bzw. Bremsung der Lohn- 
und Sozialkosten und eines straffen 
disziplinierenden Leistungsdrucks zu 
entwickeln.

9. Die Linkspartei ist Teil eines  
wachsenden, sich verändernden  
solidarischen Reformlagers.

Seit den 1970er ist das Gesamtpoten-
tial, das die Parteien des rot-grünen 
Lagers mobilisieren können, im Bun-
desdurchschnitt von etwa 46% auf 
etwa 54% angestiegen. Parallel ist 
das Potential des schwarz-gelben oder 
„bürgerlichen“ Lagers geschrumpft. 
Diese Verschiebung beruht auf einer 
Verschiebung der Klassenstruktur hin 
zu den moderneren Klassenmilieus. 
Gewachsen sind vor allem die jünge-
ren und besser ausgebildeten Milieus, 
deren Angehörige im Beruf wie in 
der Lebenswelt mehr emanzipatori-
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sche und demokratische Möglichkei-
ten wünschen. Dieser Wandel löst die 
Klassengegensätze nicht auf, sondern 
reproduziert sie auf höherer Stufe. Da-
bei ist dreierlei zu beachten:
•�Der�Mentalitätswandel�ist�nicht�mit�
einer Auflösung der Arbeitnehmeri-
dentität durch eine sog. „Individua-
lisierung“ zu verwechseln. Er gehört 
vielmehr ebenso zur Identität der jün-
geren Arbeitnehmermilieus wie das 
Bewusstsein eines Gegensatzes der 
Interessen und der Alltagsmoral (oder 
-kultur) zwischen oben und unten.
•�Die� Klassengegensätze� spielen� sich�
sowohl in Fragen der materiellen Ver-
teilung wie in Fragen der Machtver-
teilung ab. Beide Fragen sind in der 
Alltagspraxis oft untrennbar mitei-
nander verknüpft. Die Kritik an der 
„Arroganz der Macht“, die neuen Bür-
gerbewegungen, die Schülerbewegun-
gen für gleiche Bildungschancen, die 
Kritik an der Umweltzerstörung ist 
eine bestimmte Ausdrucksform der 
Kapitalismuskritik.
•�Die�Klassengegensätze�werden�dabei�
auch „horizontal“ zwischen moderni-
sierten und reaktionären Klassenfrak-

tionen ausgetragen.
Daraus folgt ein doppelter Druck zur 
Einbindung ihrer Wählerklientele, die 
die alten Volksparteien nicht bewältigt 
haben.
•�Sie�haben�Grundwerte�„ihres“�Pfades�
aufgegeben und müssen daher erhebli-
che Abwanderungen zu Nichtwählern 
und zu Konkurrenzparteien hinneh-
men.
•�Sie�haben� innerhalb�dieser�Grund-
werte ihren Pfad nicht in Richtung 
von mehr Selbst- und Mitbestimmung 
modernisiert und daher die modere-
neren und jüngeren Fraktionen ihrer 
Stammklientele verprellt.
Damit ist die CDU/CSU in der Zerreiß-
probe zwischen der älteren strengkon-
servativen Fraktion und der jüngeren, 
urbanen, modernkonservativen Frak-
tion, die mehr Bildungschancen, mehr 
Frauenrechte, mehr Ausländergleich-
stellung, eine ökologische Energie-
wende, mehr sozialen Ausgleich, mehr 
Toleranz und auch mehr Bürgerbetei-
ligung bei Großprojekten wünscht. Die 
SPD befindet sich, wie ich nun ein-
gehender ausführen werde, in einem 
entsprechenden Konflikt, der sich nach 
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1980 im Wachstum der Grünen und 
nach 1990 im Wachstum der Linken 
ausgedrückt hat.
•�Die�Grünen�repräsentieren�mindes-
tens symbolisch mehr die Werte der 
Emanzipation und Partizipation.
•�Die�Linken� repräsentieren�mindes-
tens symbolisch mehr die Werte des 
vertikalen sozialen Ausgleichs des 
alten solidarischen Wohlfahrtsstaats-
modells.

10. Der kapitalistische Widerspruch

Die seit den 1970er Jahren anhalten-
de Stagnationskrise der hoch entwi-
ckelten kapitalistischen Länder und 
die möglichen Auswege aus ihr lassen 
sich immer noch mit dem zentralen 
Theorem von Marx untersuchen, dem 
Theorem des Widerspruchs zwischen 
den Produktivkräften und ihrer ins-
titutionellen Organisationsform, den 
„Produktionsverhältnissen“. Danach 
bringt die kapitalistische Gesellschaft 
nicht nur die Probleme hervor, sondern 
auch die Potentiale und Ansätze ihrer 
Lösung. Marx hat die gesellschaftli-
che Entwicklung nicht als gradlinigen 
Fortschritt (wie in den liberalen Moder-
nisierungstheorien) oder als eindimen-
sional zunehmende Ausbeutung (wie 
in den reinen Verelendungstheorien), 
sondern als widersprüchlich struktu-
rierten Prozess aufgefasst. Dass Marx 
dabei die produktive Seite des Kapita-
lismus besonders hervorhebt und oft 
sogar emphatisch preist, mag irritie-
ren. Aber es kommt ihm darauf an, 
dass diese produktive Seite von den 
Menschen hervorgebracht ist und wie-
der angeeignet werden muss. Die Hö-
herentwicklung der Produktivkräfte 
ist die historische Bedingung der Mög-
lichkeit der sozialen Emanzipation und 
der Entwicklung von demokratischen 
Gegenmächten. Durch die zunehmen-
de Arbeitsteilung, d.h. die betriebliche 
bis globale Spezialisierung und Koope-
ration der Produktivkräfte, wird die 
Arbeit immer mehr vergesellschaftet. 
Dadurch geraten sie in Widerspruch 
zu ihrer Organisationsform, die durch 
die private kapitalistischer Aneignung 
bedingt ist.

11.  Die Handlungspotentiale und  
Strategien der sozialen Milieus.

Wie dargelegt worden ist, können wir 
bei der Analyse dieses Widerspruchs 
nicht nur von den Defiziten der arbei-
tenden Klassen ausgehen, ihrem Man-
gel an Macht, Einkommen, Bildung 
und Reflexivität. Wir müssen auch von 
den wachsenden kompetenzen der 
arbeitenden Klassen oder, wie Marx 
es ausdrückt, des „Gesamtarbeiters“ 
ausgehen. Sie waren schon für Marx, 
wie Engels, die Grundlage der Her-
ausbildung von gewerkschaftlicher, 
lebensweltlicher und politischer „Ge-
genmacht“ (im „Manifest“ ist von ins-
titutionalisiertem „Gegengewicht“ die 

Abb. 2 Soziale Milieus und Strategien der Lebensführung in der BRD
Statistische Grundlage der Milieuprofile: Repräsentative Erhebung (n=2.699) der deutschsprachi-
gen Wohnbevölkerung ab 14 Jahre 1991 (nach: M. Vester u a., Soziale Milieus im gesellschaftlichen 
Strukturwandel, Frankfurt a.M. 2001); Umformulierung der Milieubezeichnungen aufgrund der 
Neuauswertung der Erhebung in: W. Vögele u.a. (Hg.), Soziale Milieus und Kirche, Würzburg 2002; 
M. Vester (Konzept) / D. Gardemin (Grafik) – agis Universität Hannover – 2007
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Rede).2 Sie sind die Grundlagen der so-
zialen Bewegungen, ohne die eine linke 
Partei nicht stärker werden kann.

Dabei muss beachtet werden, dass 
die verschiedenen Klassenmilieus 
auch verschiedene Strategien der All-
tagspraxis haben, mit denen sie ihre 
soziale Stellung erhalten oder verbes-
sern wollen. Diese Strategien sind tief 
verankert in der Mentalität bzw. im 
Habitus, d.h. sowohl im Geschmack 
und Lebensstil als auch in den Bil-
dungs- und Berufsstrategien. Die 
Gestalt des Klassengefüges lässt sich 
an den vereinfachenden Raumbildern 
und der zusammenfassenden Typo-
logie (Abb. 1 und 2 im Anhang dieser 
Thesen) darstellen, die aus unseren 
umfangreichen und repräsentativen 
Forschungen entstanden sind.
•�Die�Abbildung�1� (S.�22,�Red.)� stellt�
dar, dass die Milieus sich nicht von der 
Ökonomie entkoppelt haben, sondern 
immer noch ihre Schwerpunkte in be-
stimmten Berufspositionen haben.
•�Die�Abbildung�2�(�S.�23,�Red.)�verdeut-
licht, dass diesen verschiedenen Klas-
senstellungen immer noch bestimmte 
Klassenmentalitäten oder, zugespitz-
ter, praktische Lebensstrategien ent-
sprechen. Die Strategien sind gleich-
sam Spezialisierungen des Habitus 
auf die Bewältigung einer bestimmten 
äußeren Klassenlage. Man sieht auch 
noch die drei von Marx und Engels 
diskutierten Klassenfraktionen der 
arbeitenden Klassen (Kleinbürgerli-
che, Moderne, „Lumpenproletariat“).
•�Die�Abbildung�3� (S.�26,�Red.)� stellt�
dann empirisch feiner ausdifferenziert 
dar, dass sich innerhalb jeder der gro-
ßen Klassenfraktionen ein Generatio-
nenwechsel hin zu moderneren, mehr 
emanzipatorisch orientierten Milieus 
abgespielt hat und noch weiter abspielt. 
Dem entspricht im Ökonomischen die 
Entwicklung der Produktivkräfte.

Die Milieugliederung entspricht 
nicht genau der Gliederung des poli-
tischen Feldes, die wir ebenfalls über 
umfassende, strukturentdeckende 
Untersuchungen ermittelt haben (vgl, 
Abb. 4 im Anhang). Dies ändert aber 
nichts an unseren Folgerungen. Aus 
Zeitgründen möchte ich es hier bei 
diesem Hinweis belassen. – Insgesamt 
sind die modernisierten jüngeren Mili-
eus bis etwa 2000 schon auf ein Drittel 
der Gesamtbevölkerung angewachsen 
und die stramm konservativen Mili-
eus auf etwa ein Drittel geschrumpft. 
Zwischen beiden findet sich so etwas 
wie eine aufgeklärte Mitte. Aus diesen 

beiden Dritteln differenzieren sich an-
haltend immer noch neue, moderne Mi-
lieufraktionen heraus. Zusammen mit 
den großen, vor allem von den Gewerk-
schaften vertretenen fachqualifizier-
ten Arbeitnehmern der Mitte bilden 
sie den Kern der Gegenkräfte, die ihre 
Interessen selber aktiv vertreten kön-
nen. Die unterprivilegierten Milieus 
der Gesellschaft können das aus ihrer 
Ohnmachtslage heraus nur schlecht 
und setzen daher realistischerweise 
auf Strategien der Anlehnung an stär-
kere gewerkschaftliche und parteipo-
litische Schutzmächte.

12. Die Positionierung der Linkspartei 
im sozialen Akteursfeld

(1) In diesem Akteursfeld ist die Links-
partei in der öffentlichen Wahrneh-
mung insbesondere in zwei Zonen 
„aufgestellt“: bei den aktiveren und 
teilweise jüngeren Milieus der Bil-
dungsschicht (links oben im sozialen 
Raum) und bei den Gruppen in unter-
privilegierten Lagen, die eine Schutz-
macht brauchen. Über die bildungs-
nahen Gruppen besteht eine Chance, 
durch einfache Präsenz in den neuen 
jungen Bewegungen verschiedenster 
Art nach und nach Vertrauenskapi-
tal bei den moderneren jungen Be-
wegungsmilieus zu bilden (wie eine 
neue Studie der Luxemburg-Stiftung 
überzeugend dargestellt hat).
(2) Ein großes, aber noch nicht sichtbar 
genug aktiviertes Potential liegt in der 
modernen Arbeitnehmermitte, mit im-
merhin 35% der Gesamtbevölkerung. 
Diese Milieus werden in der westlichen 
BRD besonders von der WASG reprä-
sentiert, von genau jenem Typus von 
Arbeitnehmervertretern, der sich um 
die Alltagssorgen im Betrieb, aber auch 
in der Gemeinde kümmert und nicht 
selten in der Freizeit noch für linke 
oder jugendliche Kommunikations-
zentren aktiv ist. Hier müsste die Lu-
xemburg-Stiftung stärker erkunden, 
um welche Aktivitäten und Gruppen 
es sich handelt. Denn es handelt sich 
um ein riesiges Potential von früheren 
Wählern der Volksparteien, besonders 
der SPD, von dem die meisten immer 
noch eher Nichtwähler bleiben oder die 
Linkspartei primär als Protestpartei 
wählen. Eine nachhaltige Wählerbin-
dung kann daraus nur werden durch 
persönliche Vertrauensarbeit vor Ort, 
durch die „Akkumulation von sozia-
lem Kapital“.
(3) Ein Problem ist, nicht nur im Osten, 
die Überalterung der Partei. Aller-

dings teilt sie das Problem auch mit 
anderen Parteien, besonders der SPD. 
Diese Schwäche kann nicht über Nacht 
abgestellt werden. Es gibt heute nicht 
weniger gesellschaftlich engagierte 
Jugendliche als früher. Sie engagieren 
sich nur mehr im vorpolitischen Raum 
in Gruppen, in denen wiederum viele 
Jüngere ihr Engagement und ihren Op-
positionsgeist ganz selbstverständlich 
mit den modernen Informationsmedi-
en entwickeln. Hier entstehen, auch in-
ternational, neue Gegenöffentlichkei-
ten. Deren Lebensgefühl ist nicht das 
der alten Linken, aber es ist links (wie 
die Studie der Luxemburg-Stiftung 
ebenfalls bestätigt). Die Grünen reprä-
sentieren dieses Lebensgefühl symbo-
lisch. Wenn es hart auf hart kommt, 
wird man sehen, dass von ihnen nur 
die individualistische Variante dieses 
Lebensgefühls vertreten wird. Die 
solidarische Variante ist eine für die 
Linkspartei gelassene Lücke.

Dies aufzubauen, wäre ein langer 
Prozess. Dieser kann nur von der Basis 
ausgehen. Es wäre eine lohnende Auf-
gabe der Luxemburg-Stiftung, über 
die langweilige Parteienforschung der 
offiziellen Politikwissenschaft hin-
auszugehen und die aktiven Mitglie-
der- und Sympathisantenmilieus der 
Partei näher zu erkunden und damit 
auch zu Wort kommen zu lassen.
(4) Die solidarische Variante des oppo-
sitionellen Lebensgefühls hätte auch 
ein eigenes politisches Gesicht, die 
Wiederaneignung der Kontrolle über 
die eigenen Lebensbedingungen, über 
die öffentlichen Ressourcen und über 
die Bedingungen am Arbeits- und Aus-
bildungsplatz.

Alle diese Basispolitiken müssen 
nicht erfunden oder missionarisch von 
oben verbreitet werden, sie sind in der 
Gesellschaft schon vorhanden.

13.  Felder der Gegenmacht- 
politik

Auch die Interventionsinstrumente der 
Berufspolitik, von der Kommune und 
den Betrieben bis zur großen Politik 
und Wirtschaft müssen überwiegend 
nicht eigens erfunden werden. Aller-
dings erfordern sie ein erhebliches pro-
fessionelles Fachwissen der Experten 
und Expertinnen in der Berufspoli-
tik. Von diesen müsste die Linkspartei 
noch mehr für sich gewinnen.

Dabei kommt es nicht darauf an, 
dass diese Politiken gleich in eine neue, 
nachkapitalistische, von Grund auf de-
mokratisierte Gesellschaft führen, in 

2 Ihr Konzept einer politischen, sozialen und wirtschaftlichen Demokratisierung hat Marx, wie Engels, immer weiter entwickelt. Ihr Interesse galt 
der allmählichen Herausbildung von Elementen der Selbsttätigkeit, Selbstregulierung, Selbstverwaltung und föderativen Koordination, die nur von 
den Menschen selber in der täglichen Praxis und in besonderen historischen Situationen hervorgebracht und darum auch nicht rezeptartig von oben 
verordnet, sondern nur „entdeckt“ werden können.
3 Wir fanden sechs verschiedene „Lager“, zwei konservative, zwei solidaristische, ein rechtspopulistisches und ein postmateriell-radikaldemokratisches. 
– Diese Lager übergreifen in der Regel mehrere benachbarte Klassenmilieus. Dies hat seinen Grund in der Struktur des politischen Feldes. Politische 
Ordnungsbilder entstehen nicht gleichsam automatisch aus den Erfahrungen und Merkmalen der Alltagsmilieus. Sie entstehen vielmehr in einem ande-
ren, dem politischen und parapolitischen Feld durch Kämpfe und Konflikte, die gleichzeitig mit kohäsiven Gruppenbildungen verknüpft sind. Sie folgen 
einer anderen Logik, die historisch (Lepsius 1966) und für die Alternativmilieus der 1980er Jahre (Vester, von Oertzen, Geiling u.a. 2001) untersucht ist.
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eine „Assoziation, worin die freie Ent-
wicklung eines jeden die Bedingung 
für die freie Entwicklung aller ist“. 
(Marx/Engels 1959 [1848]; 482) Dies 
kann nur ein unvorstellbar langer Pro-
zess sein. Als Kriterium gesellschafts-
verändernder Reformen hat Marx, wie 
Engels, nur eins verlangt: sie müssen 
autonome, von der sich befreienden 
Klasse selbst gesteuerte Gegenmacht 
sein. Als Beispiele nannten sie von den 
Arbeitern oder dem Volk selbstver-
waltete Gewerkschaften, Produktiv-
genossenschaften, Kommunen, ja so-
gar Schulen.
(1) Heute kann makroökonomisch an-
geknüpft werden an die keynesiani-
schen und linkskeynesianischen Kon-
zepte einer Kontrolle des internationa-
len Währungs- und Finanzmarktsys-
tems, der progressiven Besteuerung, 
der antizyklischen Haushaltspolitik, 
des Ausbaus des Bildungs-, Gesund-
heits-, Sozial-, Kultur- und Infrastruk-
tursystems und anderer wohlfahrts-
staatlicher Dienstleistungen und der 
Kommunalisierung. Hinzu kommen 
rechtliche und sozial effektive Gleich-
stellungen der Frauen, der Zuwanderer 
und anderer diskriminierter Gruppen.
(2) unternehmenspolitisch kann ange-
knüpft werden an alle rechtlich-insti-
tutionellen Formen, die die Menschen 
aus Untertanen schrittweise in Sub-
jekte verwandeln, also Arbeitsrecht, 
Betriebsverfassung, Mitbestimmung 
der Unternehmen, Mitbestimmung 
und Gruppenarbeit am Arbeitsplatz, 
Tarifautonomie usw.
(3) Analoges gilt für die sozialpolitik, 
die die Umverteilung der materiellen 
Güter und moralischen Achtung von 
unten nach oben umdreht. An dem 
Konflikt zwischen den großen Ener-
giekonzernen und den oft auch de-
zentralen Erzeugern von erneuerbarer 
Energie ist deutlich zu sehen, dass es 
um die Profitpolitik geht. Nicht zuletzt 
können die von den neuen sozialen Be-
wegungen erkämpften Mitwirkungs- 
und Einspruchsrechte der Bürgerin-
nen und Bürger erheblich weiterentwi-
ckelt werden, wie nicht nur das Beispiel 
Stuttgart 21 zeigt.

Bei fast allen diesen Gegenmachtre-
gungen und -rechten geht es um Rück-
gewinnung des Öffentlichen durch 
eine solidarische Kontrolle von unten. 
Hier könnte eine Linkspartei mit den 
mehr individualistischen Grünen und 
den mehr technokratischen Sozialde-
mokraten in einen edlen Wettbewerb 
eintreten.

14. Perspektiven der wirtschaftlichen 
Stagnation und des Pfadwechsels

Schließlich und nicht nur vorder-
gründig geht es um die Frage, wer das 
bezahlen soll. In den drei bisherigen 
Hauptkonzepten der gesellschaftspoli-
tischen „Pfade“ sind die Sozialpolitik 
und Wirtschaftspolitik eng miteinan-

der verkoppelt. Es geht über die Tarif-
politik um höhere Löhne, über die So-
zialpolitik um höhere Versorgung, über 
die Wohlfahrtspolitik um den Ausbau 
der sozialstaatlichen Dienstleistungen 
(Bildung, Gesundheit, Soziales, Kul-
tur, Infrastrukturen).

Man darf es sich nicht zu einfach 
machen, das neoliberale Konzept al-
lein wegen seiner Krisenrisiken und 
sozialen Polarisierungen abzulehnen. 
Der gegenwärtige Zwischenboom des 
Exports zeigt, dass es auch etwas für 
die Inlandsnachfrage bewirkt. Aber 
um welchen Preis und wie lange noch? 
Je mehr durch exportfördernden Kos-
tensenkungen die Inlandsnachfrage 
gedämpft wurde, desto mehr wurde die 
Gesamtnachfrage vom Export abhän-
gig. Durch enorme gewinnfördernde 
Steuer- und Kostensenkungen stiegen 
nicht nur die sozialen, sondern auch die 
ökonomischen Kosten der gesteigerten 
Exportorientierung. Die Disparitäten 
zwischen Ländern, die zu viel und die 
zu wenig exportierten, nahmen ebenso 
zu wie die Schwäche der herunterge-
sparten Inlandsnachfrage. Durch die 
jetzige Wirtschaftskrise ist der Export 
in die hoch entwickelten kapitalisti-
schen Schuldnerländer erheblich ein-
gebrochen. Der Rückgang des Exports 
in die Schuldnerländer wird aber nun 
teilweise kompensiert durch Exporte 
in die wachsenden neuen Industrie-
länder in Asien und Lateinamerika. 
Diese Länder stabilisieren den deut-
schen Export durch ihre Nachfrage 
vor allem im Automobil-, Maschinen- 
und Anlagenbau, machen aber dem 
deutschen Export zunehmend selber 
Konkurrenz. Sie puffern gleichwohl 
extreme Exportrückgänge auf längere 
Zeit ab. Sie ändern damit aber nichts an 
der langfristigen Stagnationstendenz, 
sie begrenzen nur ihre katastrophisch- 
schockartigen Erscheinungsformen.

Die Bundesrepublik steht daher wei-
terhin unter Druck, ihr hochexpansi-
ves Exportmodell maßvoller zu gestal-
ten und zum Ausgleich die Inlands-
nachfrage, also Sozialstaatsausgaben, 
Arbeitseinkommen und die Dienstleis-
tungen, wieder zu erhöhen. Das stützt 
die Kräfte eines Pfadwechsels zu ei-
nem modernisierten ökologischen und 
wohlfahrtsstaatlichen Modell.

Aus den neoliberalen Jahren hat 
sich in den Köpfen vieler die Vorstel-
lung festgesetzt, wir lebten wieder in 
der alten Mangelgesellschaft, in der 
die Arbeitsproduktivität, der gesell-
schaftliche Reichtum und die staatli-
chen Haushaltsmittel sehr gering sind 
und die knappen Kassen durch die 
wachsende Zahl der Alten, der Jungen 
und in der Ausbildung Befindlichen 
der ausländischen Zuwanderer usw. 
usf. extrem überfordert würden. Daher 
würden sich Staat und Gesellschaft zu 
Lasten der kommenden Generationen 
unverantwortlich verschulden. Also 

komme es darauf an, diese vermeint-
liche Vergeudung von Ressourcen 
durch „Sparen“ herunterzufahren: Ein 
Schuljahr weniger zum Abitur, grö-
ßere Schulklassen, Lehrmittel selber 
kaufen, Studiengebühren, mehr Ei-
genleistung im Krankheitsfall, priva-
te Bildungs- und Pflegeeinrichtungen, 
Kürzung des Rentenalters um zwei 
Jahre, Herunterfahren von Stadtteil-
büchereien, Schwimmbädern usw. usf. 
Ist das wirklich alles nicht bezahlbar? 
Da helfen Kenntnisse der Zins- und 
Zinseszinsrechnung, wie es der keyne-
sianische Ökonom Karl Georg Zinn rät. 
Selbst bei einem mäßigen Wirtschafts-
wachstum von etwa zwei Prozent ver-
doppelt sich das Bruttosozialprodukt 
alle 20 bis 25 Jahre. Bei einem hohen 
absoluten Umfang des BSP sind dies, 
absolut gesehen, weit mehr als zehn 
Prozent in einem Land, das sich gera-
de von Armut und Mangel zu befreien 
beginnt. Wenn bei diesem Reichtum 
die progressive Besteuerung, wie sie 
andere hoch entwickelte Länder noch 
haben, wieder ernst genommen wür-
de, könnten ohne weiteres alle Wohl-
fahrtsleistungen, die heute angeblich 
zu teuer sind, bezahlt werden – und 
die ökologische Wirtschaftsumstel-
lung dazu.

Die neoliberale Politik wird von we-
niger als zehn Prozent der Bevölke-
rung gutgeheißen. Mehr als 80 Prozent 
unterstützen eine Rückkehr zu einem 
Wohlfahrtsstaat in konservativer oder 
sozialdemokratischer Prägung. Das 
Problem liegt eher darin, ob die in den 
Volksparteien maßgeblichen Macht-
gruppen in ihrer Mehrheit ebenfalls 
wohlfahrtsstaatlich oder aber neolibe-
ral tendieren. Wie die Wahlergebnisse 
zeigen, gehören die wohlfahrtsstaatli-
chen Vorstellungen der Bevölkerung 
zu den dauerhaften Verhaltensdispo-
sitionen. Doch die neoliberalen Frak-
tionierungen, die in den Volksparteien 
nach 1990 die Vorherrschaft gewon-
nen haben, sind immer noch stark. Die 
neoliberale Weichenstellung hat seit 
etwa 1991 bei einer Mehrheit der Be-
völkerung, wie Umfragen bestätigen, 
zur „politischen Verdrossenheit“ von 
mehr oder minder 60% geführt. Erheb-
liche Wählerpotentiale sind von den 
Volksparteien zu den kleinen Parteien 
bzw. der Gruppe der Nichtwähler ab-
gewandert. Dies hat zu einer „Krise 
der politischen Repräsentation“ beige-
tragen (Vester u. a. 2001: 116-118). Der 
Druck wird zunehmend außerparla-
mentarisch.
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Anhang: Die Differenzierung  
der westdeutschen sozialen Milieus
In der differenzierenden „Landkarte“ 
der sozialen Milieus (Abb. 3, S. 26, 
Red.) wird die durch Clusteranalysen 
empirisch ermittelte Untergliederung 
der Milieus präziser sichtbar. Die Ge-
samtgliederung in fünf große genea-
logische Linien oder Traditionslini-
en (und zwei „Ableger“ von ihnen am 
linken Rand) bestätigt die Richtigkeit 
von schon länger üblichen sozialen Un-
terscheidungen. Die Zweiteilung der 
oberen Traditionslinien entspricht ih-
rer Bezeichnung durch die geläufigen 
Gegensatzpaare „Geist und Macht“, 
„Bildung und Besitz“ oder – in heutiger 
Form – „Akademiker und Führungs-
kräfte“. Die Dreiteilung der übrigen 
Traditionslinien bestätigt die Richtig-
keit älterer Einteilungen der Volks-
klassen, die nicht unbekannt, aber in 
ihrer Bedeutung selten erkannt worden 
sind. Schon Marx und Engels unter-
schieden, auch bei ähnlicher äußerer 
Soziallage, drei nach geschichtlichem 
Erfahrungshintergrund grundsätzlich 
verschiedene sozio-kulturelle Identitä-
ten der abhängig arbeitenden Klassen: 
die „kleinbürgerlichen“ Arbeiter, das 
„Lumpenproletariat“ und die moder-
nen, interessenbewussten Fraktionen 
der Lohnarbeiter (1959 [1848]: 465, 
471-473). In ihrer großen Studie über 
das Gesellschaftsbild der Arbeiter un-
terschieden Popitz, Bahrdt u. a. (1957) 
unter anderem Namen die gleichen drei 
Typen. Auf diese wird in der folgenden 
Zusammenfassung an Ort und Stelle 
verwiesen.

Die fünf großen Gruppen sind in 14 
mittlere Untergruppen und Ableger 
unterteilt, die ihrerseits noch weiter, 
in insgesamt 20 Submilieus, unterglie-
dert sind. Diese feinere Unterteilung 
hat es ermöglicht, mittels der in der 
Repräsentativbefragung ebenfalls er-
hobenen statistischen Merkmale die 
moderneren, jüngeren Milieus zu iden-
tifizieren. (Sie sind unten und in der 
Abbildung mit A, B, C und D bezeich-
net.) Diese waren bis 2003 zusammen 
bereits auf etwa 28% der Gesamtbevöl-
kerung angewachsen. Ihr Habitus teilt 

zwar mit dem elterlichen Habitus noch 
die Grundzüge, zielt aber viel entschie-
dener auf Kompetenz- und Partizipa-
tionserweiterung. In begrenzter Form 
zeigen sich solche Modernisierungen 
aber auch in den konservativen Traditi-
onslinien, insbesondere im „Modernen 
kleinbürgerlichen Arbeitnehmermili-
eu“ (3,6%).
1. und 2. Traditionslinie – Die oberen 
bürgerlichen Milieus: Oben nehmen 
diejenigen, die einen distinktiven Ha-
bitus aufweisen, auch die führenden 
Berufsstellungen ein. Es sind die Mili-
eus des Eigentums, der institutionellen 
Herrschaft und der höheren Bildung 
mit etwa 18% der Bevölkerung. Alle 
oberen Klassenfraktionen kultivie-
ren einen distinktiven Geschmack 
und Lebensstil und eine „führende“ 
Rolle in der Gesellschaft. Trotz inne-
rer Differenzierungen sind sich diese 
Fraktionen in ihren Politiken sozialer 
„Schließung“ (Weber 1972 [1921]: 23, 

201f) einig; nur selten akzeptieren sie 
Neuaufsteiger in ihren Kreisen. Diese 
Politiken funktionieren in Deutschland 
nicht so sehr über Eliteschulen oder 
-hochschulen wie in England, den USA 
und Frankreich, sondern über subtile 
Mechanismen der Selektion nach dem 
Habitus (Hartmann 2002), die auch als 
informelle Zugangsbarrieren im Bil-
dungssystem wirken. Geschmack und 
Schließungen bilden eine unsichtbare 
Trennlinie der Distinktion gegenüber 
den Volksmilieus. In sich selbst dif-
ferenzieren sich die oberen bürgerli-
chen Milieus in eine Traditionslinie 
der institutionellen Macht und eine 
Traditionslinie der Bildung sowie ein 
aus beiden Traditionslinien gespeister 
Ableger, ein „Avantgardemilieu“, des-
sen Platz von dem Linksalternativen 
Milieu (A) eingenommen wurde.
(1) Rechts oben im sozialen Raums se-
hen wir die Milieus der institutionellen 
Herrschaft, d.h. der leitenden Stellun-
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M. Vester u a., Soziale Milieus im gesellschaftlichen Strukturwandel, Frankfurt a.M. 2001); Umformulierung der 
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und Kirche, Würzburg 2002, S. 275-409. – Die Prozentzahlen sind „ca.“-Angaben innerhalb der statistischen 
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3. und 4. Traditionslinie -  Die ‚respektablen’ Volks- und Arbeitnehmermilieus. Sie bilden mit etwa 70% die 
große Mitte der Gesellschaft. Sie umfasst heute überwiegend Arbeitnehmer und nur noch wenige kleine 
Selbstständige, da nach 1950 infolge der Besitzkonzentration viele von ihnen in Arbeitnehmerberufe 
übergewechselt sind. Für Angehörigen beider Traditionslinien ist gute Facharbeit als Arbeiter oder 
Angestellte und ein sicherer und respektierter sozialer Status die Grundlage von Achtung und 
Selbstachtung. In der Mitte sehen wir die gleiche horizontale Fraktionierung in Traditionslinien wie in den 
oberen Milieus und einen ‚Ableger’ – das eher jüngere Hedonistische Milieu (C), das aus Kindern der 
beiden Traditionslinien besteht, die sich gegen die Leistungs- und Pflichtmoral der Elterngeneration 
jugendspezifisch abgrenzen.  
 

Abb. 3. Die Sozialen Milieus und Submilieus in Westdeutschland und die  
modernisierten „neuen sozialen Milieus“ (A, B, C, D)
Grundlage: Repräsentative Erhebung (n=2.699) d. deutschsprachigen Wohnbevölkerung ab 
14 Jahren 1991 (nach M. Vester u a., Soziale Milieus im gesellschaftlichen Strukturwandel, 
Frankfurt a.M. 2001); Umformulierung der Milieubezeichnungen aufgrund der Neuauswertung 
von Gisela Wiebke, in: W. Vögele u.a. (Hg.), Soziale Milieus und Kirche, Würzburg 2002, S. 275-
409. – Die Prozentzahlen sind „ca.“-Angaben innerhalb der statistischen Wahrscheinlichkeit. 
– © Forschungsgruppe Habitus und Milieu – M. Vester (Konzept)/D. Gardemin (Grafik) – 2009
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gen in den privaten und öffentlichen 
Managements und in den renommier-
testen freien Berufen in der Medizin, 
Justiz usw. Diese hohen Positionen wer-
den seit Generationen in den Familien 
weitergegeben. Es überrascht nicht, 
dass die Angehörigen dieser Milieus 
Autorität, Disziplin und Einordnung 
betonen und einen repräsentativen Stil 
pflegen, der imponiert ohne zu protzen.
(2) Links davon sehen wir die akademi-
sche Intelligenz, d.h. die Berufsgrup-
pen der höheren Dienstleistungen, 
vor allem in Expertenberufen der 
Bildung, der Kultur, der Kommu-
nikation, der Gesundheit, des So-
zialwesens und der Technologie. 
Die Angehörigen der Milieus un-
terscheiden sich von der „Macht-
orientierung“ der anderen oberen 
Milieus und vom „Materialismus“ 
der Volksmilieus.
3. und 4. Traditionslinie – Die 
„respektablen“ Volks­ und Ar­
beitnehmermilieus. Sie bilden 
mit etwa 70% die große Mitte der 
Gesellschaft. Sie umfasst heute 
überwiegend Arbeitnehmer und 
nur noch wenige kleine Selbst-
ständige, da nach 1950 infolge 
der Besitzkonzentration viele von 
ihnen in Arbeitnehmerberufe 
übergewechselt sind. Für Ange-
hörigen beider Traditionslinien 
ist gute Facharbeit als Arbeiter 
oder Angestellte und ein sicherer 
und respektierter sozialer Status 
die Grundlage von Achtung und 
Selbstachtung. In der Mitte se-
hen wir die gleiche horizontale 
Fraktionierung in Traditionslini-
en wie in den oberen Milieus und 
einen „Ableger“ – das eher jüngere 
hedonistische Milieu (C), das aus 
Kindern der beiden Traditionslinien 
besteht, die sich gegen die Leistungs- 
und Pflichtmoral der Elterngeneration 
jugendspezifisch abgrenzen. 
(3) Die Angehörigen der modernen 
Traditionslinie der Facharbeit und der 
praktischen Intelligenz (ca. 35%) su-
chen Unabhängigkeit von Autoritäten 
und wollen diese auf gute Fachaus-
bildung und Facharbeit sowie gegen-
seitige Solidarität gründen. Sie ent-
sprechen den Gesellschaftsbildern des 
„progressiven Ordnungsgefüges“ und 
der „Reform der Gesellschaftsord-
nung“ bei Popitz, Bahrdt u. a. (1957: 
193-201, 216-221).

Die Angehörigen dieser Milieus sind 
(meist männliche) Facharbeiter und 
(oft weibliche) Fachangestellten in sich 
modernisierenden mittleren Berufen 
und moderne kleinere Selbstständige. 
Ihr zentraler Wert ist ein realistischer 
Grad von Autonomie. Relative Unab-
hängigkeit von äußeren Autoritäten 
und Zwängen soll über Strategien der 
Fachqualifikation und Selbstständig-
keit erreicht werden, d.h. gute Arbeits-
leistung, anhaltende Bildungsanstren-

gungen und die Solidarität in Familie, 
Nachbarschaft und Kollegenkreis. 
Ihre Lebensführung ist weitgehend 
durch eine Variante der Weberschen 
„protestantischen Ethik“ struktu-
riert, die nicht nur auf ein asketisches 
Arbeitsethos setzt, sondern für hohe 
Leistung auch soziale Teilhabe – das 
Recht, die Früchte der eigenen Mühen 
zu genießen – verlangt. Sie folgen ei-
ner Art von demokratischem Univer-
salismus: jeder Mensch soll nach seinen 

praktischen Werken beurteilt werden, 
unabhängig von Geschlecht, Alters-
gruppe, Ethnie oder Klassenherkunft. 
Solidarität bedeutet nicht Kollektivis-
mus um jeden Preis, sondern folgt der 
alten Volkstradition der gegenseitigen 
Nachbarschaftshilfe und der Nothilfe 
von ansonsten unabhängigen Zusam-
menlebensgemeinschaften (vgl. Weber 
1972 [1921]: 216).

Insgesamt hat sich diese Traditions-
linie mit dem Generationenwechsel 
modernisiert. Die älteste Generation, 
das traditionelle Arbeitermilieu, das 
Lebenssituationen des Mangels mit 
Strategien der Bescheidenheit zu be-
wältigen suchte, ist auf etwa 5% ge-
schrumpft. Die mittlere Generation, 
die Leistungsorientierten Arbeitneh-
mer, die für höhere Leistung auch mehr 
Teilhabe verlangen, umfasst gleich 
bleibend etwa 18%. Die jüngste Gene-
ration, die modernen Arbeitnehmer (B), 
die mehr auf Autonomie, Bildung und 
Partizipation setzen, ist um 1980 neu 
entstanden und bis 2003 auf etwa 12% 
angewachsen.
(4) Die Angehörigen der ständisch-

kleinbürgerlichen Traditionslinie su-
chen Sicherheit in der Einordnung in 
Autoritätshierarchien, sie entsprechen 
dem Gesellschaftsbild des „statischen 
Ordnungsgefüges“ bei Popitz, Bahrdt 
u. a. (1957: 186-193).

Die Angehörigen der kleinbürgerli-
chen Volks- und Arbeitnehmermilieus 
sind überwiegend kleine Beschäftigte 
und Selbstständige in traditionellen 
Berufen. Mit ihren bescheidenen mate-
riellen und kulturellen Ressourcen ge-

hören sie oft zu den Verlierern 
der ökonomischen Modernisie-
rung. Sie suchen Sicherheit in 
den Hierarchien der Familie, 
der Arbeit und der Politik. Dem 
entspricht ein konventioneller 
und autoritärer Habitus. Dieser 
lockert sich allerdings etwas 
auf bei der jüngeren Genera-
tion, dem auf 3,6% angewach-
senen Modernen kleinbürgerli-
chen Arbeitnehmermilieu (ca. 
4%). Seine Angehörigen erwar-
ten von Unternehmern und Po-
litikern als Gegenleistung für 
ihre Loyalität auch einen ge-
wissen sozialen Ausgleich und 
gewisse Mitwirkungsrechte 
und befürworten eine wenigs-
tens begrenzte Gleichstellung 
von Frauen und Zuwanderern.
(5) Die unterprivilegierten 
Volksmilieus oder „Unterklas-
sen“ haben nur geringe Aus-
bildungen und Qualifikationen. 
Sie bevorzugen Strategien, die 
einer Lage der Unsicherheit und 
Machtlosigkeit angepasst sind. 
Den Ausschluss von Macht und 
Respektabilität verarbeiten sie 
nicht (wie manche annehmen 
könnten) mit Militanz. Sie sind 

sich der Risiken, destabilisiert und 
stigmatisiert zu werden, sehr bewusst 
und kultivieren daher Strategien der 
flexiblen Gelegenheitsnutzung, des 
Mithaltens mit den Standards der „re-
spektablen“ Milieus über ihnen, der 
Anlehnung an Stärkere und der Inves-
tition in hilfreiche persönliche Bezie-
hungen anstatt in Bildung. Die Traditi-
onslinie entspricht den Gesellschafts-
bildern der „Dichotomie als kollektives 
Schicksal“ und der „Dichotomie als 
kollektives Schicksal und individueller 
Konflikt“ bei Popitz, Bahrdt u. a. (ebd.: 
201-215).

Die Traditionslinie unterteilt sich in 
drei Untergruppen – die konservati-
ven Statusorientierten (ca. 3%), die auf 
den Schutz von Hierarchien setzen, die 
arbeitnehmerischen Resignierten (ca. 
6%), die insbesondere in Gewerkschaf-
ten ihre Schutzmacht sehen, und die 
Unangepassten (ca. 2%), die mehr auf 
Selbstverwirklichung und Teilhabe an 
den modernen Lebensstilen setzen.

nachdruck mit freundlicher geneh-
migung der rls
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Überprüfung der Zensurvorschriften 
aller EU-Länder • Raketendiplomatie

Linke Hamburg: Bisherige Abgeordneten als 
Spitzenkandidaten 4

„Machteroberung“? 4
Herr Schmid, die SPD, die  Linke und die DDR 
und die SED  5

Für einen Politikwechsel
„Wir lehnen jede Form von Diktatur ab“
Zur Herkunft der Linken 

Merkels Chaostruppe  gefährdet den Euro 7

Auslandsnachrichten 8
Kolumbien: Gewerkschafterin Rosalba 
Gaviria Toro inhaftiert • Bangladesh: 
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Blockade des Naziaufmarsches in Dres-
den Februar 2011 • Daimler – Star of 
Apartheid • IPPNW: Waffenstillstand 
in Afghanistan • Studierende gegen 
Kriegsforschung • Lehrer dürfen ohne 
disziplinarische Konsequenzen strei-
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MitLinks NOlympia-EXTRA
Winterdienst aus AWB-Gewinnen fi-
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für alle FreiburgerInnen! • Kinder und 
Jugendliche Schwerpunkt bei Haushalts-
beratungen: Hannover. • Lohndumping 
des Senats: Hamburg. • Stadtrat ver-
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Gunsten der Flüchtlinge: Augsburg.• 
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Lippenbekenntnisse: Bonn. • Mietno-
maden sind ein Randphänomen: Frank-
furt. • „Die Gewerbesteuer – eine gute 
Gemeindesteuer“: Berlin.
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drohung? 18
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Die nächste Ausgabe der Politischen Berichte erscheint am 17. Februar 2011.
Redaktionsschluss: Freitag, 4. Februar.
Artikelvorschläge und Absprachen über pb@gnn-verlage.de.
Die nächsten Erscheinungstermine:
jeweils donnerstags: 10. Februar, 10. März, 7. April, 5. Mai.
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Aktuelle Meldungen 2
Jahrestagung des Vereins für politische Bildung, linke Kritik und 
 Kommunikation am 16 und 17. April in Köln
Die Themen sind grob: „Gemischtwirt-
schaftliche Situation – Staat als Unter-
nehmer, Konzerne als Gewaltapparat 
im Staat“ (Stand der Wissenschaft, 
theoretische Entwicklung) und „Euro-
päische Annäherungen in der Kultur-
politik – kulturelle Entwicklungen in 
Osteuropa“. Genauere Angaben zu den 
Themen und den Referenten gibt es in 

der nächsten Ausgabe der Politischen 
Berichte.
Die Tagung findet in Köln statt in den 
Räumen des Landschaftsverbandes, 
Übernachtungen sind in der Jungend-
herberge Köln-Deutz reserviert.
Anmeldungen sind ab sofort möglich 
bei: Alfred Küstler (stuttgart@gnn-
verlage.com).

Her mit der Bildungsrepublik! Perspektiven jenseits von Sparpaketen und 
Eliteförderung 
Zweite bildungspolitische Konferenz der Linken 22./ 23. Januar 2011 in Stuttgart 

„Vorfahrt für Bildung“ ist das Verspre-
chen der schwarz-gelben Bundesregie-
rung. Doch im Zuge des Sparpaketes 
wird gerade auch bei Bildung gekürzt. 
Kinder und Jugendliche aus sozial be-
nachteiligten Schichten haben so im-
mer weniger Möglichkeiten zu guter 
Bildung. Das Ergebnis des Volksent-
scheids zur Schulreform in Hamburg 
zeigt, wie stark die Kräfte nach wie 
vor sind, die an einem gegliederten 
Schulwesen festhalten wollen. 
Die Linke kämpft für die Durchset-
zung des Rechts auf Bildung für alle 
anstelle von Zwei-Klassen-Bildung 
und sozialer Ausgrenzung. Mit dem 
Bildungsstreik und zahlreichen bil-
dungspolitischen Forderungen von 
Gewerkschaften und Sozialverbänden 
ist Bewegung in die bildungspolitische 
Debatte gekommen. In den bevorste-
henden Landtagswahlen wird Bil-
dungspolitik erneut ein inhaltlicher 
Schwerpunkt sein. 
Die zweite bildungspolitische Konfe-
renz der Linken soll zur Analyse der 
gegenwärtigen Situation beitragen, 
Hauptfelder des bildungspolitischen 
Kampfes aus linker Sicht markieren 
und Alternativen diskutieren – für eine 
soziale und demokratische Bildungs-
politik in Bund, Ländern und Kom-
munen. Am Samstag, den 22. Januar 

wird um 11 Uhr 30 Dr. Gesine Lötzsch 
(Parteivorsitzende Die Linke) zu den 
Auswirkungen der schwarz-gelben 
Bildungspolitik und den Alternativen 
der Linken sprechen. Am Nachmit-
tag, ab 13.30 Uhr wird Prof. Michael 
Hartmann (TU Darmstadt) zum The-
ma „Gutschein statt Bildung? Soziale 
Auslese im deutschen Bildungssystem“ 
sprechen. Nach den Vorträgen besteht 
jeweils die Möglichkeit zur Diskussi-
on. Ab 15 Uhr 30 wird in sechs Foren 
weiterdiskutiert: KiTa für alle, Wege 
zur Gemeinschaftsschule, gute Ausbil-
dung für alle, Bildung demokratisieren, 
Weiterbildung und Bolognaprozess. Zu 
den jeweiligen Foren referieren Exper-
ten aus der Wissenschaft, den Gewerk-
schaften und der Linken.
Für den zweiten Konferenztag liegt 
der Schwerpunkt auf den bevorste-
henden Landtagswahlen. Gemeinsam 
wollen wir linke bildungspolitische 
Schwerpunkte und die Chancen auf 
ihre Durchsetzung diskutieren. 
Daneben ist am Samstagabend auch 
für ein Kulturprogramm gesorgt. 
Samstag, 22. Januar 2010 ab 11 Uhr bis 
Sonntag, 23. Januar, 13 Uhr. Stuttgart, 
Gewerkschaftshaus Willi-Bleicher-
Str. 20; 70174 Stuttgart. 
Um Anmeldung wird gebeten unter: 
ag.bildungspolitik@die-linke.de

Hamburg braucht auch eine Vermögensuhr !
Veranstaltung von Verdi vor der Bürgerschaftswahl

Der Chefvolkswirt der UNCTAD,Prof. 
Dr. Heiner Flassbeck, diskutiert mit 
Hamburger Haushaltspolitikern 
•� Thies Goldberg, CDU
•� Dr. Peter Tschentscher, SPD
•� Jens Kerstan, GAL
•� Dr. Joachim Bischoff, Linke
über Finanz- und Haushaltspolitik, 

über Lohn- und Geldpolitik, über die 
Entwicklung von Schulden und Ver-
mögen, über Wirtschaft und Arbeits-
markt. 
Freitag, 28. Januar 2011 – 13 Uhr bis 
15.45 Uhr
Movimento im Gewerkschaftshaus, 
Hamburg




